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Einleitung. 



§ 1. 

Die nationale Neugestaltung Deutschlands, wie sie sich in den 
Jahren 1866/67 und 1870/71 vollzogen hat, war nicht nur der natur- 
gemäße und notwendige Endabschluß einer Epoche in dem so eigen- 
artig entwickelten deutschen Staats- und Volksleben, es war zugleich 
eine historische Thatsache ersten Ranges in der modernen Entwick- 
lung ganz Europas. Indem die norddeutsche Bundes-, sowie die 
spätere deutsche Reichsverfassung die unbeschränkte Selbständigkeit 
beseitigten, zu der die einzelnen Stämme und dynastischen Gebiets- 
teile im Laufe der Geschichte gelangt waren, setzten sie dadurch 
Gesamtdeutschland erst in den Stand, innerhalb des europäischen 
Staatensystems den ihm gebührenden Platz einzunehmen: mit der 
völkerrechtlichen Souveränität und Unabhängigkeit der Einzelstaaten, 
mit ihrer Sonderstellung der konzentrierten übrigen Mächten gegen- 
über verschwand auch die politische Ohnmacht, zu der eine große 
Nation bis dahin verurteilt gewesen war, und die anderen Staaten 
hatten fortan mit einem ganz neuen Faktor zu rechnen. 

Aber in dieser durchgreifenden Umgestaltung der Machtverhält- 
nisse erschöpfte sich das Interesse noch nicht, welches Europa an 
der Thatsache der Einigung Deutschlands nehmen mußte; vielmehr 
war die Ersetzung der staatlichen Einzelindividuen durch eine ein- 
heitlich organisierte Gesamtmacht außer von jenem politischen auch 
von einem rechtlichen Gesichtspunkt aus wohl geeignet, die volle 
Aufmerksamkeit der fremden Mächte zu erregen. Und zwar war 
es die Frage nach der Fortdauer oder Aufhebung der bereits be- 
stehenden vertragsmäßigen Beziehungen zwischen diesen und den 
deutschen Einzelstaaten, die sich hier mit Notwendigkeit erhob. 
Über die verschiedensten Gegenstände hatten sie ja mit einander 
internationale Vereinbarungen getroffen, und oft genug gerade über 
solche, deren Regelung nach der neuen Reichsverfassung der Zentral- 
gewalt ausschließlich oder wenigstens im Zusammenwirken mit den 
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6 Einleitung. 

Gliedstaaten zustehen sollte. Da konnten denn immerhin wohL 
Zweifel entstehen, ob die erstere ohne Weiteres solche völkerrecht- 
liche Abmachungen, zu deren Ausführung die Einzelstaaten jetzt 
vielleicht gar nicht mehr kompetent waren, als auch für sich ver- 
bindlich anerkennen müsse und werde, oder ob sie sich über die- 
selben hinwegsetzen und die ihr zugewiesenen Rechtsverhältnisse 
ganz frei und ungebunden ordnen dürfe. In der That ist letzteres 
behauptet worden:^ man hat mit klaren Worten gesagt, derartige 
Verpflichtungen der Einzelstaaten seien keineswegs auf den Bund 
übergegangen, vielmehr als erloschen anzusehen. Denn der betreffende 
Gliedstaat befinde sich in einem solchen Fall zufolge der von dem 
fremden Staat anerkannten Reichsverfassung in der unverschuldeten 
Unmöglichkeit, das Versprochene auszuführen, resp. das etwa bereits 
Ausgeführte gegen den Willen des Reichs aufrecht zu erhalten, dieses 
seinerseits aber sei eben nicht in die Verpflichtungen seiner Glieder 
succediert, sondern habe als völlig neu entstandener Staat nur das 
zu erfüllen, wozu es sich selbst verpflichtet habe. 

Selbst wenn man diese Argumentation als theoretisch richtig 
anerkennen müßte (was aber keineswegs der Fall ist, wie sich später 
ergeben wird), so würde sich wohl bald genug die praktische Un- 
möglichkeit herausstellen, sie in Wirklichkeit geltend zu machen, 
da eine solche, von den bundgründenden Schuldnerstaaten doch 
ziemlich einseitig herbeigeführte Aufhebung der vertragsmäßigen 
Ansprüche fremder Mächte vielfach noch zu bedenklichen politischen 
Unzuträglichkeiten und Weiterungen führen würde. Auch hat das 
Reich bisher überall durch sein Verhalten gezeigt, daß es die einzel- 
staatlicheh Verträge seinerseits ebenfalls zu achten gewillt ist, sofern 
der andere Kontrahent nicht selbst unter den veränderten Verhält- 
nissen auf die Ausführung des betreffenden Übereinkommens ver- 
zichtet. * 

Der Inhalt dieser internationalen Vereinbarungen ist ein sehr 
verschiedener gewesen. Es waren allerdings zumeist Verkehrs- und 
Rechtsschutzverträge, die die deutschen Einzelstaaten mit fremden 
Mächten abschlössen, indem sie sich mit denselben über Gegen- 
stände des Handels und Verkehrs, soziale Verhältnisse, Rechts- 
pflege etc. einigten, aber daneben sind auch die ungleich wichtigeren 

^ Cf. Deumer, Rechtlicher Anspruch Böhmen -Ostreichs auf das Kgl. 
Sächsische Markgraftum Oberlausitz, S. 71 ff. 

' Vergl. z. B. Gerichtsverfassungsgesetz § 14, 1 (Aufrechterhaltung der auf 
intematignalen Verträgen beruhenden Eheinschiffifahrts- und Eibzollgerichte; 
V. Könne, Reichsstaatsrecht II, 2, S. 19, A. 4; Wach, Deutscher Zivilprozeß I, 
§ 29, S. 351, A. 2), Gewerbeordnung § 31, Abs. 3 (Wahrung der infolge von 
Staatsverträgcu getroffenen Anordnungen über das Schiffer- und Lotsenwesen) etc. 
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Einleitung. 7 

Verträge rein politischer Natur vertreten, wie Zugeständnisse von 
Staatsservituten^ u. dergl. 

Unter diesen Umständen ist es nun gewiß von Interesse, einmal 
die Frage zu erörtern, ob denn nicht vielleicht einzelne Staaten die 
^weitgehendste Verpflichtung übernommen haben, die ein Staat über- 
tiaupt dem anderen gegenüber eingehen kann, nämlich die, unter 
gewissen Umständen an fremde Mächte einen Teil ihres Staatsgebiets 
zu überlassen, zu Gunsten derselben auf Hoheit über Land und 
Leute völlig zu verzichten. Wenn dies der Fall wäre, wenn in der 
That auswärtigen Mächten vertragsmäßige Anrechte auf gegenwärtiges 
'Deutsches Reichsgebiet eingeräumt sein sollten,. so müßte auch die 
Möglichkeit ins Auge gefaßt werden, daß die in Art. 1 der Verfassung 
so bestimmt festgestellten Bundesgrenzen über kurz oder lang eine 
Veränderung erführen. So bedauerlich und schmerzlich dies auch 
für das nationale Gefühl sein würde, so darf dies doch natürlich in 
keiner Weise die rechtliche Beurteilung der Sache beeinflussen, und 
da nun thatsächlich iu den verschiedensten Perioden solche Verträge 
vorgekommen sind, so kann diese Eventualität nur dann bestritten 
werden, wenn man entweder in allen Fällen einzeln nachweist, daß 
jene Ansprüche im Laufe der Zeit durch Verzicht oder aus anderen 
Gründen stets wieder beseitigt sind, oder aber, daß sie alle zu- 
sammen infolge der Reichsgründung, durch den Einfluß der vom 
Ausland anerkannten Verfassung ihre Erledigung gefunden haben. 
Der Verlauf der Untersuchung mag entscheiden; sie wird in ihrem 
ersten Teil an mehreren der wichtigsten Fälle zeigen, daß mindestens 
einige bei Errichtung des deutschen Bundesstaats thatsächlich noch 
zu Recht bestanden haben, und weiterhin, daß sie auch nicht durch 
letztere beseitigt worden sind. 



^ Cf. Art. 15 und 16 des später noch genauer zu behandelnden Vertrags 
von Mahnö vom 26. Juni 1803, durch welche sich Mecklenburg Schweden 
gegenüber verpflichtet hat, Wismar weder zu befestigen noch als Kriegshafen 
zu verwenden. Vergl. unten S. 60 und 67, A. 2. 
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Erster Teil. 

Die Gebietsaiisprüche der auswärtigen Staaten bis zur 
Gründung des Deutschen Reichs. 

A. Die Lausitzen. 

§ 2. Die Lausitzen bis zum Wiener Kongreß. 

Nach wechselvollem Geschick^ waren die beiden Markgraf- 
schaften Ober- und Niederlausitz endlich definitiv an die Ejrone 
Böhmen gelangt and mußten fortan mit den anderen Nebenländern 
Mähren und Schlesien die Schicksale des Königreichs teilen. Als 
sie sich auch 1619 dem böhmischen Aufstand angeschlossen und, die 
oberlausitzer Stände allerdings nur mit Widerstreben, die Wahl 
Friedrichs V. von der Pfalz zum böhmischen König gebilligt hatten, 
übertrug der Kaiser Ferdinand II. im folgenden Jahre die Unter- 
werfung Schlesiens und der beiden Markgrafschaften dem Kurfürsten 
Johann Georg von Sachsen, wobei er ihm aber die letzteren als 
Sicherheit für die aufzuwendenden Kriegskosten pfandweise ver- 
sprechen mußte. Da er auch nach Unterwerfung des Aufruhrs 
außer stände war, dem Kurfürsten die Exekutionskosten zu ersetzen, 
so verlangte und erhielt Johann Georg 1623 die förmliche pfand- 
weise Einräumung, und endlich wurde, als 1635 Kursachsen mit 
dem Kaiser den Separatfrieden zu Prag abschloß, in einem beson- 
deren Nebenrezeß (sog. Traditionsrezeß vom 30. Mai 1635) bestimmt, 
daß Ferdinand beide Markgraftümer dem Kurfürsten als erbliches 
böhmisches Lehen an Zahlungsstatt, zur Begleichung der ursprüng- 
lichen Kostenschuld samt mittlerweile aufgelaufenen Zinsen über- 
tragen solle. Nachdem auch die Stände gegen Bestätigung ihrer 
Eechte und Privilegien ihre Zustimmung erteilt hatten, empfing der 

* Über die früheren Schicksale der Lausitzen vergl. Opitz, Sächsisches 
Staatsrecht I, S. 27, A. 18; Pfeiffer, Verhältnis der Oberlausitz zur Krone 
Böhmen, i;n 50. Bande des Neuen Lausitzischen Magazins (1873), S. 78. 
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-ÄJisprtiche auswärtiger Staaten auf gegenwärtiges Deutsches Reichsgebiet. 9 

Kurfürst nunmehr die endgiltige feierliche Belehnung und nahm im 
Oktober 1637 persönlich die Huldigung der Oberlausitz zu Görlitz 
und die der Niederlausitz zu Sorau entgegen. Beide Markgrafschaften 
"behielten auch unter sächsischer Herrschaft ihre besondere Verfassung 
und Verwaltung, wie denn schon Johann Georg selbst im Dekret vom 
4. November 1644 ausdrücklich betont,^ daß sie von den übrigen 
wettinischen Besitzungen „abgesonderte" Lande seien, indem die 
Kurfürsten diese vom Reich, jene von Böhmen zu Lehen trügen; 
mit anderen Worten, die Lausitzen wurden mit den Erblanden zu- 
vörderst bloß in der Form der Personalunion vereinigt. 

Zwar ist gegen diese Auffassung des Verhältnisses beider ein- 
gewendet worden,^ es finde dabei eine ganz unzulässige Übertragung 
modemer Begriffe auf Zeiten statt, auf welche dieselben völlig un- 
anwendbar seien. Man hat erklärt, nur bei einem gefesteten Staats- 
begriffe im heutigen Sinne sei eine Union, die mit Notwendigkeit 
zwei scharf von einander geschiedene Staaten voraussetze, denkbar; 
dagegen sei damals, wo sich noch nicht eine selbständige Persön- 
lichkeit des Staates als solchen gebildet hatte, mit der Gemeinsam- 
keit der Person des Herrschers für sämtliche ihm unterworfene Ge- 
bietsteile eine Verbindung zwar nicht zu einem Staat, aber doch zu 
einer mit demselben wenigstens zu vergleichenden höheren Einheit 
(„Art Gesamtstaat") herbeigeführt worden, die, eben weil sie Einheit 
sei, die Annahme einer bloßen unionsmäßigen Vereinigung der ver- 
schiedenen Territorien unmöglich mache. 

Nun ist gewiß soviel sicher — und es wird im nächsten Para- 
graphen (S. 15) nochmals auf diesen Punkt zurückzukommen sein — , 
daß bei der damals ganz anderen Stellung des Fürsten zu seinem 
Lande, bei einer Auffassung, die ihm als dem Herrn, dem ausschließ- 
lich Berechtigten das Territorium nur als Vermögensgegenstand, als 
Objekt seines Rechts gegenüberstellt,^ die bloße Thatsache der Ge- 
meinsamkeit der fürstlichen Person die einzelnen Gebietsteile schon 
in weit innigere Beziehung zu einander setzen muß als heutzutage. 
Aber doch immer nur politisch, nicht staatsrechtlich. In ersterer 
Beziehung ist es ja ganz zweifellos, daß damals durch jede Personal- 
union eine viel kompaktere Gesamtmacht erzielt wurde als heute, 
wo die Staaten als selbständige lebendige Organismen einen eigenen, 
mit dem des Herrschers sich durchaus nicht immer deckenden Willen 
haben, durch manche an und für sich engere Staatenverbindung. Denn 
da in dieser Epoche doch überall dem Herrscher, und ihm allein. 



^ Vergl. Deumer a. a. 0. S. 10. 

^Max, Herzog zu Sachsen, Die staatsrechtliche Stellung des Kgl. 
Sächsischen Markgrafentums Oberlausitz, S. 7 — 9. 
® Vergl. das S. 30 Ausgeführte. 
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10 " B. Schmidt: 

die volle Kraft der Länder in der Hauptsache zu Gebote stand, so 
kam es für ihn natürlich ziemlich auf Eins heraus, ob er juristiscli 
als Ein Herrscher über ein Gesamtgebiet oder als mehrfacher über 
getrennte Territorien erschien; indem er auch im zweiten Fall die 
Gesamtkraft seiner sämtlichen Staaten, durch einen eigenen Willen 
der letzteren selbst noch nicht gehemmt und behindert, immer zu 
einheitlichen Zwecken benutzen konnte, so gewährte ihm das eine wie 
das andere Verhältnis den übrigen Fürsten gegenüber naturgemäß 
im großen und ganzen stets die gleiche Bedeutung und Machtfiille. 

So stellt sich denn in der That der ganze Länderbesitz eines 
Fürsten politisch damals als eine einheitliche Gesamtmacht dar: 
jede persönliche Erwerbung des letzteren bedeutet auch stets für 
seinen Stamm- und Erbstaat einen Machtzuwachs, eine Vergrößerung 
insofern, als derselbe noch durch ihn allein verkörpert erscheint, 
überhaupt nur in und vermöge seiner Person, außerhalb deren es 
gar kein staatliches Leben giebt, als willens- und erwerbsfähiges 
Subjekt gedacht werden kann. Aber deshalb darf durchaus noch 
nicht eine Verschmelzung auch zu einer Art staatsrechtlichen Ein- 
heit zwischen den einzelnen Territorien angenommen werden. Als 
Friedrich V. von der Pfalz zum König von Böhmen gewählt war 
und nunmehr über die vereinigten Machtmittel beider Länder gebot, 
da bedeutete dies politisch ganz sicher die Herstellung Einer starken 
Gesamtmacht, aber traten dadurch Böhmen und die Pfalz auch zu 
einer „Art Gesamtstaat" zusammen? Bildeten Deutschland und 
Unteritalien einen solchen, als Friedrich IL auf seinem Haupt die 
deutsche Kaiserkrone mit der des normannisch- sizilischen König- 
reichs vereinigte? Für diese und ähnliche Fälle ^ wird man den 
Begriff der Personalunion nie entbehren können. 

Dieselbe ist keineswegs bloß auf den modernen (monarchischen) 
Staat beschränkt, vielmehr für sämtliche Formen und Wandlungen, 
die der Begriff des letzteren im Laufe der Zeiten durchgemacht hat, 
möglich und verwendbar. Sie will absolut nicht mehr besagen, als 
daß eine und dieselbe Person in mehreren Staaten die Herrscher- 
stellung einnimmt, gleichgiltig, in welcher Weise diese selbst im 
einzelnen Falle zu charakterisieren ist. Hierin sind die größten j 
Verschiedenheiten möglich und zulässig: handelt es sich z. B. um 
moderne Staaten, so erscheint der gemeinsame Fürst als das inner- 
halb beider fangierende höchste Organ zweier Organismen, handelt 
es sich um ständische Patrimonialstaaten, so ist er Herr über zwei 
verschiedene Vermögensobjekte, liegt eine Kombination beider Er- 



* Frankreich - Polen unter Heinrich III. , Deutschland - Spanien unter 
Karl V. etc. 
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scheinungsformen des Staates vor,^ so vereinigt er in seiner Person 
die doppelte Eigenschaft hier des Organs i m Staate, dort des Herrn 
über den Staat. Für den Begriff der Personalunion ist nur not- 
wendig, daß an gesonderten Einrichtungen, Landtagen etc. immer 
zwei getrennte Länder zu erkennen sind,* wogegen es nichts aus- 
macht, welche spezielle Eigenschaft den letzteren selbst zukommt; 
lassen sie sich doch genau ebenso gut wie als lebendige Organismen 
auch als. bloße Herrschaftsobjekte von einander unterscheiden. 

Selbst bei absoluten Staaten ist dies, was Jellinek^ ausdrück- 
lich anerkennt, stets so lange der Fall, als der gemeinsame Fürst 
von der ihm hier allerdings gegebenen Möglichkeit,* beide mit ein- 
ander auch staatsrechtlich zu verschmelzen,^ noch keinen Gebrauch 
gemacht hat; bis zu einer offenkundigen Einverleibung des einen in 
den anderen bleiben immer noch zwei gesonderte Staaten bestehen, 
ähnlich wie im Privatrecht zwei benachbarte Grundstücke nicht 
schon durch ihre Vereinigung in der Hand Eines Eigentümers, son- 
dern erst durch eine von letzterem bewirkte Zusammenl^ung zu 
einem einzigen werden. 

Wenn aber sogar absoluten Staaten an und ftir sich eine selb- 
ständige Existenz noch zuerkannt werden darf, so muß dies erst 
recht für ständische Patrimonialstaaten gelten, die ja in ihren Sonder- 
landtagen etc. weit leichter zu erkennende Unterscheidungsmerkmale 
als jene besitzen, und die auch nicht beliebig von den Fürsten zu 
einem einzigen verschmolzen werden dürfen. Allerdings ist das Be- 
streben dieser regelmäßig dahin gegangen,® ihre losen Staatenkonglo- 
merate allmählich zu einem solchen umzubilden und so jene oben 
definierte politische Einheit zur staatsrechtlichen zu erweitern. Es 
mag nun vielleicht im einzelnen Falle zweifelhaft sein können, ob 
an einem bestimmten Zeitpunkt dieses Streben bereits als gelungen 
anzusehen ist; jedenfalls aber wird im Anfange das Verhältnis eines 
später erworbenen Nebenlandes zum Stammstaat juristisch fast stets 
als bloß unionsmäßige Verbindung in dem eben entwickelten Sinne 
aufzufassen sein. So war es namentlich auch im Falle Lausitz- 



* Darüber, daß auch Monarchien verschiedener Beschaffenheit uniert sein 
können, vergl. Jellinek, Lehre von den Staatenverbindungen, S. 74. 

* Außerdem muß (als Unterscheidungsmerkmal gegen die Realunion) die 
Gemeinsamkeit der Herrscherperson juristisch bloß eine zufällige sein. 

* Staatenverbindungen, S. 83 und 85. 

* Vergl. auch Brie, Theorie der Staaten Verbindungen, S. 79. 

* So war beispielsweise die Verbindung Spaniens und Portugals, die unter 
Philipp II. zunächst in der Fonn der Union erfolgt war, schließlich fast mehr 
zur Inkorporation geworden. 

^ Vergl. Jellinek, Staaten Verbindungen, S. 81 — 82. 
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Sachsen,^ wo es sich noch dazu, was die Verschmelzung zu einem 
Einheitsstaat naturgemäß sehr erschweren mußte und wirklich er- 
schwert hat,* um zwei einer ganz verschiedenen Lehnsherrlichkeit 
unterworfene Länder handelte; hier vereinigte in der That, wie 
Deumer (S. 11) näher ausführt, Johann Georg seit dem Traditions- 
rezesse als Kurfürst von Sachsen und Markgraf der Lausitz in sich 
zwei völlig verschiedene staatsrechtliche Qualitäten inderseihen Weise, 
wie auch heute noch die Personalunion der Länder eine Personal- 
separation der Fürsten ist. 

Nach diesen Ausführungen über das durch den Traditionsrezeß 
herbeigeführte staatsrechtliche Verhältnis beider Länder ist nunmehr 
zu den in demselben über die Lausitzer Erbfolge gegebenen Be- 
stimmungen überzugehen. Laut derselben^ sollte in beiden Mark- 
grafschaften zunächst der Mannsstamm Johann Georgs succedieren, 
nach dessen Erlöschen aber der Mannsstamm des 1635 regierenden 
Herzogs von Sachsen-Altenburg. Für den Fall, daß auch dieser aus- 
sterben sollte,* behielt sich Kaiser Ferdinand als König von Böhmen 
für sich und alle seine Nachfolger das Recht vor, in freier Wahl 
entweder die Töchter des Kurfürsten, resp. deren Mannsstamm 



* Eine eingehende Analyse der überaus ausgebildeten Sonderverfassung 
der ersteren giebt Max, Herzog zu Sachsen (a. a. 0. S. lOff.l. 

* Eine solche ist erst durch die Sächsische Verfassung von 1831, sowie 
den Partikularvertrag mit den oberlausitzer Ständen von 1834 herbeigeführt 
worden. Vergl. Deumer, S. 21. 25. 43 ff.; Opitz, Sächsisches Staatsrecht I, 
S. 27; Fricker, Sachs. Staatsrecht, S. 96ff. 

' Die betreffende Stelle des Rezesses (der ganze Vertrag ist abgedruckt 
im Oberlaus. Kollektionswerk Tl. II, S. 1409) lautet: 

Die Abtretung und Belehnung beyder Marggrafenthümer wird Ihro Chur- 
fürstl. Durchlaucht bewilligt vor Sich und dero Männliche Leibes-Lehns-Erben 
Ihres Chur- Hauses dergestalt, dass wenn G-ott über Ihro Churfürstl. Durchl. 
von Todes wegen gebieten würde, so sollen Ihro Churfürstl. Durchl. in solchen 
beyden Marggrafschaften succedieren dero männliche Leibes-Lehns-Erben Ihres 
Chur-Hauses und auf gänzliche Erlöschung deroselben die Hertzoge zu Sachsen- 
Altenburg Männlichen Geschlechts in absteigender Linia, und wenn diese nicht 
mehr wären, Sr. Churfürstl. Durchl. als Primi acquirentis geliebte Eheleibliche 
Töchter — oder der von Ihren Leibern posterierende Mannsstamm — . Doch soll 
das Lehen nichts desto minder ein rechtes Mannlehen bleiben und selbigen 
Falls Ihro Kaiserl. Majest. und dero Hochlöbl. Hause von Österreich succedie- 
renden Königen in Böhmen, und allen deroselben Successoren an der Crone 
die Option gelassen werden, entweder die Churfürstl. Sächsische Töchter oder 
— Ihren Mannsstamm in berührter Linie succedieren zu lassen oder dieselbe 
mit Erstattung der Hauptsumme — abzufertigen. Wenn aber die Chur-Sächsischen 
Töchter und dero gänzlicher Mannsstamm gänzlich erlöschen, sollen die beyden 
Marggrafschaften ohne Entgeld wieder zurück an Ihro Kaiserl. Majest. und dero 
Hauses Könige zu Böheimb und der Cron zu Böheimb fallen — . 

* Was schon 1672 eingetreten ist. Cf. Pfeiffer a. a. 0. S. 99; Opitz I, 
S. 66; Deumer S. 4. 
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succedieren zu lassen oder aber dieselben durch Erstattung der auf 
72 Tonnen Goldes berechneten Exekutionskosten abzufinden und 
die Lausitzen selbst wieder in Besitz zu nehmen. Nach Abgang 
auch der Töchter und ihres Mannsstamms sollten die Markgraf- 
schaften ohne jedes Entgelt an die Erone Böhmen zurückfallen. 

Fast 200 Jahre sind dann in Gemäßheit dieser Bestimmungen 
die Wettiner im ununterbrochenen Besitz der Lausitzen geblieben; 
erst das Jahr 1815, welches Sachsen überhaupt die größere Hälfte 
seines Territorialbestandes kostete, brachte darin eine Änderung 
hervor, indem auch die Lausitzen zum größeren Teil unter preußische 
Herrschaft gelangten, und nur die Hälfte der Oberlausitz bei Sachsen 
verblieb. Während auf den preußisch gewordenen Teil der Mark- 
grafschaften später zurückzukommen sein wird, beschäftigt sich das 
Folgende zunächst nur mit der sächsisch gebUebenen Oberlausitz. 



§ 3. Der böhmische Anspruch auf die Oberlausitz und die 
Souveränität Sachsens über dieselbe. 

I. Man hat verschiedene Wege eingeschlagen, um den Nach- 
weis zu führen, daß ein Kückfall der Oberlausitz an Böhmen jetzt 
nicht mehr in Frage kommen könne. Einmal nämlich ist folgender- 
maßen^ argumentiert worden: Vasallität und Souveränität sind sich 
gegenseitig ausschließende Begriffe. Sachsen hat die Souveränetät 
über die Oberlausitz erlangt, und damit ist notwendig die bisherige 
Lehnsherrlichkeit Böhmens über dieselbe erloschen. Mit dem Lehns- 
nexus aber fällt zugleich auch die im Lehnsvertrag ^ aufgestellte Suc- 
cessionsordnung. 

Die erste These ist ohne weiteres zuzugeben (Näheres bei Opitz, 
I, S. 30; Deumer, S. 21 ff.); dagegen ist der zweite Satz, daß näm- 
lich Sachsen die^ Souveränität über die' Lausitz auch wirklich zu- 
gefallen sei, schon schwieriger zu erweisen, was man bereits aus 
der Thatsache schließen kann, daß das Souveränwerden der sächsischen 
Regenten bei den einzelneu Autoren von ganz verschiedenen Zeit- 
punkten an datiert wird. Opitz läßt dasselbe spätestens mit der 
Auflösung des Deutschen ßeichs 1806 eintreten, sodaß die Erklärung 
des Königs von Sachsen^ vom 23. August 1809 über die Aufhebung 



^ Cf. Pfeiffer, S. 86. 

* Das ist hier der Traditionsrezeß. Deumer, S. 6. 

^ „Wir haben uns bewogen gefunden, die Lehnsherrlichkeit über die in 
Unsern sämtlichen Landen gelegenen, vormals von Kaiser und Reich oder von 
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14 ß. Schmidt: 

aller fremden Lehnsherrliclikeit nur deklaratorische Bedeutung be 
anspruchen würde. Da Sachsen damals noch im Besitz der ganzei 
Lausitz war, so wäre damit schon die Lehnsherrlichkeit Böhmeni 
über beide Markgrafschaften beseitigt gewesen, und es würde sonait 
die unten noch zu erwähnende spätere Verzichtleistung Österreichs 
auf die Suzeränität über die preußische Lausitz^ als voUkommeii 
überflüssig zu bezeichnen sein. 

Auch auf Art. 1 der von Osterreich ja mit unterzeichneten 
deutschen Bundesakte, sowie auf Art. (1 und) 2 der Wiener Schluß 
akte ist hingewiesen worden, in welchen die Fürsten und freien 
Städte Deutschlands ausdrücklich und ohne Einschränkung als sou 
verän bezeichnet werden, worin ein gegenseitiger Verzicht auf die mit 
der Souveränität unverträgliche Lehnsherrlichkeit ausgesprochen sei. 
Dagegen läßt Deumer (S. 30fiF.; insbes. S. 46—47) die böhmische 
Suzeränität bez. der Lausitz erst mit der sächsischen Verfassung 
1831 und dem mit ihr in Verbindung stehenden Partikularvertrag 
mit den oberlausitzer Ständen vom 17. November 1834 enden, wo- 
gegen wieder Opitz, II, S. 260 — 261, gewichtige Einwände erhebt 
Leuthold 2 endlich erblickt einen vollständigen Verzicht Österreichs 
auf Lehnsherrlichkeit in Sachsen in dem Haupt-, Grenz- und Terri- 
torialrezesse vom 5. März 1848, wenn man nicht überhaupt alle 
Lehnsverbindungen schon früher als beseitigt ansehen wolle. 

Es ist gänzlich überflüssig, näher darauf einzugehen, welche 
dieser verschiedenen Ansichten das Eichtige trifit, resp. ob Sachsen 
die Souveränität über die Lausitz überhaupt erlangt hat, denn die 
ganze Frage ist für das, worauf es hier ankommt, nämlich das 
eventuelle Heimfallsrecht Österreichs, von keiner entscheidenden Be- 
deutung. Allerdings wird die Lehnsabhängigkeit 'der Markgrafschaft 
gegenwärtig wohl unbedenklich als erloschen gelten können, hat 
doch sogar Österreich selbst gelegentlich zugegeben,^ daß „der 
rezeßmäßige Lehnsnexus als solcher in seinem Wesen vielleicht eine 
Änderung erlitten haben möchte". Aber daraus braucht noch lange 
nicht mit Notwendigkeit zu folgen, daß mit der Suzeränität sofort 
auch das Heimfallsrecht beseitigt sei; vielmehr muß die Möglichkeit 
ins Auge gefaßt werden, daß nach der Intention der Kontrahenten 



einem der jetzigen Bimdessouveräns oder irgend einem auswärtigen Lehnsherrn 
ohne Unterschied und Ausnahme abhängig gewesenen Lehne für uns angefallen 
zu erklären." 

^ Art. 18, Abs. 1 der Wiener Kongreßakte; G-hillany, Diplomat. Hand- 
buch I, S. 330. 

^ Sächsisches Staatsrecht, in Marquardsen's Handbuch des öffentlichen 
Kechts, Bd. 11, 2, S. 171, A. 3. 

« Deumer, S. 26. 
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Lehnsherrlichkeit und ßückfallsrecht zwei von einander ganz unab- 
hängige Vertragspunkte darstellen sollten, sodaß letzteres recht wohl 
auch ohne erstere fortbestehen würde. 

II. Zur Entscheidung dieser Frage bedarf es eines näheren 
Eingehens auf Beschaffenheit und Wesen des Traditionsrezesses. 
Wie schon Opitz richtig hervorhebt,^ ist derselbe nach Person der 
Kontrahenten und Inhalt in erster Linie als Staatsvertrag zu be- 
zeichnen : zwei Gliedstaaten des damaligen Deutschen ßeichs, beide 
repräsentiert durch ihre Herrscher, nämlich den Kaiser als König 
von Böhmen und den Kurfürsten von Sachsen, schließen mit ein- 
ander einen Frieden ab, in welchem der eine an den anderen einen 
Teil seines Gebietes zediert. Zwar scheint dieser Auffassung, wo- 
nach der Staat Sachsen den Vertrag schließt und durch ihn die 
Lausitz erwirbt, der umstand zu widersprechen, daß sie nur an den 
Kurfürsten persönUch abgetreten und mit den Erblanden also bloß 
durch Personalunion vereinigt wurde. Indes ist ja bereits oben 
darauf hingewiesen worden, daß in jener Zeit die bloße Gemein- 
schaft der fürstlichen Person hinreichend war, um die einzelnen 
Gebietsteile in innigste Beziehung zu einander zu setzen, daß für 
dieselben schon durch ihre zufällige Vereinigung in der Hand Eines 
Fürsten eine Zusammenfassung zu einem pohtischen Ganzen herbei- 
geführt wurde. 2 Im Gegensatz zu der modernen Anschauung, die 
dem Staate als solchem eine eigene unabhängige Persönlichkeit zu- 
erkennt, verschwand derselbe damals noch vollständig hinter der 
Person des Herrschers, konnte überhaupt nur in und vermöge dieser 
als Vertrags- und erwerbsfähiges Subjekt gedacht werden, sodaß also 
notwendigerweise alles, was dem einen zufiel, zugleich auch dem 
anderen zu gute kommen mußte. In diesem Sinne verstanden, ver- 
mehren allerdings Erwerbungen des Herrschers persönlich stets auch 
den ursprünglich besessenen Staat, eine Auffassung, die im vor- 
liegenden Fall um so weniger Bedenken erregen kann, als gegen- 
wärtig schon längst aus der bloßen Union eine volle staatsrechtliche 
Inkorporierung geworden ist.^ 

Dieser Erwerb der Lausitz durch Kursachsen sollte nun nach 
einer weiteren Vertragsbestimmung einer zeitlichen Beschränkung in- 
sofern unterliegen, als der Kaiser auf dieselbe nur für die Eegierungs- 
dauer der Wettiner Verzicht leistete, bei Erlöschen dieser Dynastie 
aber den Kückfall der Markgrafschaft an Böhmen sich vorbehielt. 



* Sachs. Staatsrecht IIj S. 263. 

' Vei^l. V. Gerber, Über die Teilbarkeit deutscher Staatsgebiete, S. 21 
(in Ägidi's Zeitschrift für deutsches Staatsrecht, Heft 1); auch v. Gerbei*, 
Staatsrecht (8. Aufl.), § 22, S. 69. 

» Vergl. oben S. 12, Note 2. 
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Auch die Aufnahme dieser Klausel läßt erkennen, wie sehr dama.ls 
noch der Staat hinter dem Herrscher zurücktritt, das private Fürsten- 
Interesse dasjenige des Staates selbst überwiegt: wiewohl der Kur- 
fürst die Lausitz als Entgelt für die Hilfe erwirbt, die er dem 
Kaiser 1620 mit den Truppen und Mitteln seiner Erblande leistete,^ 
legt er das entscheidende Gewicht nicht darauf, den letzteren jene, 
ohnehin schon sehr lose Verbindung mit der Markgrafschaft wenigstens 
für die Dauer zu sichern, sondern begnügt sich damit, den neuen 
Besitz für seine Familie als solche erlangt zu haben. 

Auf diese Weise ergiebt sich unter Zusammenfassung beider 
Stipulationen als Hauptinhalt des ganzen Vertrages folgendes: aus 
allgemeinen politischen Zweckmäßigkeitserwägungen ^ versteht sich 
bei Abschluß des Prager Friedens der Kaiser, für den die Wieder- 
gewinnung der verlorenen Bundesgenossenschaft des Kurfürsten von 
größtem Werte war, nach langem Zögern endlich auch zu der 
sächsischerseits geforderten Gebietszession, ist aber gleichzeitig durch 
Einschiebung einer, aus der ganzen damaligen Anschauungsweise zu 
erklärenden Eesolutivbedingung im stände, sich wenigstens die Mög- 
lichkeit eines späteren Eückerwerbes offen zu halten. Dazu tritt 
dann accessorisch ein neues Moment hinzu, das ist als dritte Ver- 
tragsbestimmung die besondere Form, in welcher sich die Abtretung 
vollzog. Da man nämlich aus irgend einem Grunde, sei es nun dem 
von Opitz vermuteten, sei es aus einem anderen/ einen gewissen 



^ Zu vergl. die Erklärung des Kurfürsten an die sächs. Stände vom 
9. Februar 1635. Opitz, II, 264. 

* Der eigentlich entscheidende Beweggrund für den Verzicht auf die 
Markgrafschaften war nicht der, daß damit jene alte Schuld von 72 Tonnen 
Goldes getilgt sein sollte (vergl. dagegen De um er, S. 7), ein Angebot, das 
keineswegs als nur einigermaßen genügendes Äquivalent für die verlangte Ab- 
tretung gelten konnte, es war vielmehr die gebieterische Notwendigkeit, die 
übermächtige Koalition der kaiserlichen Gegner, zu denen seit mehreren Jahren 
auch Kursachsen gehörte, um jeden Preis durch Abschluß eines Separatfriedens 
zu sprengen. Dem ganzen Vertrag liegt also der im politischen Leben so häufige 
Thatbestand zu gründe, daß eine friedliche Verständigung trotz des dabei zu 
bringenden Gebietsopfers der Weiterfuhrung des Krieges als vorteilhafter und 
zweckmäßiger vorgezogen werden muß. Vergl. Gar eis, Staatsrecht, in Mar - 
quardsen's Handb. des öflfentl. Rechts, I, 1, S. 31 (V, 2). 

* Opitz (11, S. 263) sagt, man habe dadurch, daß die Lausitz nur lehns- 
weise abgetreten wurde, etwaigen Einwänden der Stände begegnen wollen, die 
sich bei einer vollständigen Abtretung auf die Zusage der böhmischen Könige 
hätten berufen können, nichts von dem Königreich zu veräußern. Da nämlich 
nach lehnsrechtlichen Grundsätzen der Lehnsherr das dominium directum be- 
halte, so werde es durch dieses Mittel erreicht, daß, wie es im Eezeß heißt, 
„beyde Marggrafentümer von dem Königreich Böheimb nicht abgesondert werden, 
sondern demselben als hohes und vornehmes Stück desselben zugethan ver- 
bleiben". — In der That steht es fest (Gindely, 30j ähriger Krieg, 3. Abteiig., 
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Zusammenhang zwischen der Lausitz und Böhmen auch nach der 
Zession aufrecht erhalten wollte, so wählte man für die beabsichtigte 
Übertragung der landesherrlichen Rechte (vergl. Opitz, 11, S. 264) 
die der damaligen Zeit noch ganz geläufige Belehnung. Dadurch 
wird nun zwar der Staatsvertrag zugleich auch zum Lehnsvertrag, 
d. h. dem der wirklichen Investitur vorangehenden und die näheren 
Bestimmungen für das beabsichtigte Lehnsverhältnis enthaltenden 
Übereinkommen zwischen dem künftigen Lehnsherrn und Vasallen, 
welches nun auch in Form eines solchen als besonderer Annex dem 
Hauptvertrag, dem Prager Frieden, angefügt wird. Aber diese for- 
melle Eigenschaft des Traditionsrezesses darf man nicht zum alles 
beherrschenden Hauptzwecke und Mittelpunkt des ganzen Verträges 
machen; man darf daraus nicht folgern, daß sämtliche Einzel- 
bestimmungen fortan nur als Konsequenzen der Konstituierung eines 
Lehnsverhältnisses gelten und in ihrer Existenz . deshalb auch von 
dessen Bestehen oder Nichtbestehen abhängig sein müßten. Viel- 
mehr bleiben alle diejenigen Vertragspunkte, die ganz selbständig 
und von der gewählten Form der Abtretung unabhängig festgestellt 
wurden, auch nach einem etwaigen Erlöschen des Lehnsnexus in 
Kraft; dies gilt aber vor allen Dingen^ von denjenigen Verfügungen, 
die sich auf den eventuellen Rückfall an Böhmen beziehen,^ und die 
ganz unverändert auch bei einer schlechthin erfolgenden Zession 
möglich gewesen sein würden. 

Das Verhältnis zwischen diesen und den Bestimmungen über 
die Suzeränität selbst ist also das der Koordination; beide enthalten, 
ganz gleichberechtigt neben einander stehend, nach verschiedenen 
Eichtungen hin eine Einschränkung des sächsischen Hoheitsbesitzes 
über die Lausitz: das eine Mal in Bezug auf die Dauer, das andere 
Mal in Bezug auf den Umfang desselben. 

ni. Nach alledem ist das böhmische Heimfallsrecht völlig ver- 
schieden von dem, welches jeder Lehnsherr an und für sich besitzt. 
Als solches würde es freilich mit der Suzeränität stehen und fallen 
müssen; hat doch nach den Grundsätzen des Lehnrechts eine AUodi- 
fikation nicht etwa bloß Verwandlung des Lehnsbesitzes in Eigentum 



2. Kap., Abschn. IV), daß der Kaiser, als .zuerst von Kursachsen die Abtretung 
der Lausitz verlangt wurde, darauf hinwies, daß er sowohl wie sein Sohn, König 
Ferdinand III., eidlich gelobt hätten, nichts von dem Königreich Böhmen zu 
veräußern. Demnach scheint nicht so sehr die Kücksicht auf die damals ja 
ganz ohnmächtigen Stände, als das Gewissensbedenken des Kaisers maßgebend 
gewesen zu sein. 

* Andere solche Punkte sind das Schutz- und Oberaufsichtsrecht über die 
katholische Geistlichkeit und die Klöster; Recht des Königs von Böhmen, Titel 
und Wappen der Lausitz fortzuführen. 

* Vergl. auch Deumer, S. 8 und 20. 

DLJ. 2 
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zur Folge, sondern bedeutet Aufhebung der sämtlichen, dem Lehns- 
hen'n als solchem zustehenden Rechte, also namentlich auch seines 
lehnsherrlichen Heimfallsrechtes. Man- wird deshalb auch G. Meyer 
nur beistimmen können, wenn er^ Successionsansprüche auf ein 
jetzt souverän gewordenes Gebiet, die sich nur auf den ehemaligen 
Besitz der Lehnsherrlichkeit gründen, nicht mehr anerkennen 
will: kein Zweifel, dasjenige Heimfallsrecht, welches lediglich aus 
dem Lehnsinstitute selbst folgt, indem grundsätzlich beim Aus- 
sterben aller Lehnsfolgeberechtigten stets eine Konsolidation des 
Lehens eintritt, setzt als Berechtigten immer einen Lehnsherrn 
voraus und kann daher den Wegfall des Lehnsverhältnisses nicht 
überdauern. 

Ganz anders im vorliegenden Fall, wo es nicht als bloße Kon- 
sequenz des letzteren erscheint, vielmehr, mit jenem nur äußerlich 
zusammenhängend, selbständig paktiert worden ist. Auch haben 
wohl sämtliche Autoren,^ die sich mit dem Einlösungs- und Heim- 
fallsrecht beschäftigt haben, dasselbe in dieser Weise als unab- 
hängigen Vertragspunkt auffassen zu müssen geglaubt. Und das 
sicher mit vollem ßecht: wenn man bedenkt, welch spezialisierte 
und ganz individuell geartete Einzelbestimmungen für die zwiefache 
Möglichkeit eines Rückerwerbes der Lausitz durch Böhmen gegeben 
werden, wird man zugestehen müssen, daß dieselben nur gezwungen 
noch als bloße Modifikation des lehnrechtlichen Satzes von dem 
Rückfall an den Herrn, mithin als einfache Folge des Lehnsnexus 
selbst gelten könnten. 

Zudem würde die letztere Auffassung in unlösbarem Wider- 
spruch zu der Art und Weise stehen, wie 1815 das Verhältnis des 
an Preußen abgetretenen Teils der Lausitz Böhmen gegenüber in 
der Wiener Kongreßakte neu geordnet worden ist; denn obgleich 
Österreich in Art. 18 Abs. 1 schon auf seine Lehnsherrlichkeit 
verzichtet hatte, entäußerte es sich in Abs. 2 noch besonders 
auch seines Heimfallsrechtes, wozu nicht der geringste Anlaß ge- 
wesen wäre, wenn man es bereits mit jener als beseitigt an- 
gesehen hätte. 

Übrigens wird man wohl auch in anderen Fällen, in denen ein 
ehemaliger Lehnsherr trotz des Wegfalls der Suzeränität noch ein 
Heimfallsrecht beansprucht, sich vielfach für das Fortbestehen des 



* Deutsches Staatsrecht (3. Aufl.), § 90, S. 223. 

* Vergl. Max, Herzog zu Sachsen a. a. 0. S. 24—25 in Verbindung mit 
S. 48—49; Deumer, S. 8 und 20; Opitz, Sachs. Staatsrecht I, S. 66 (und II, 
S. 260—262) in Verbindung mit I, S. 30; Fricker, Grrundriß des Staatsrechts 
des Königreichs Sachsen, S. 96. 
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letzteren aussprechen müssen,^ und zwar aus ganz ähnlichen Gründen, 
wie sie bei dem hier behandelten böhmischen Anspruch vorliegen. 
Es wird sich eben nur sehr selten um ein Eückfallsrecht handeln, das 
nicht aus dem ursprünglichen Konstitutionsakte selbst eine selb- 
ständige und von der Suzeränität unabhängige Existenz mit Recht 
für sich ableiten könnte, und es hat daher der von Gerber* unter 
Zustimmung der meisten Autoren aufgestellte Satz, daß „das Heim- 
fallsi*echt des Lehnsherrn durch die Souveränität an sich nicht be- 
rührt wird", seine volle Berechtigung. Damit stimmt auch der 
Bundesbeschluß vom 20. Januar 1848^ ganz überein, der zwar die 
Möglichkeit eines Lehnsverhältnisses zwischen zwei deutschen Souve- 
ränen in Abrede stellt, dagegen die Frage wegen eines etwaigen 
Heimfallsrechtes ofiFen läßt. 

Demzufolge darf also nach dem bisherigen soviel wohl als fest- 
stehend gelten, daß, auch wenn Sachsen thatsächlich (was oben 
S. 14 von vornherein und ohne nähere Begründung angenommen 
worden ist) die Souveränität über die Lausitz erlangt hat, die Krone 
Böhmen dadurch ihres Rechtsanspruches auf einen eventuellen Rück- 
fall der Markgrafschafb nicht verlustig gegangen ist. Auch ist es 
gewiß klar, daß eine derartige Verpflichtung eines Staates, einem 
anderen unter gewissen Umständen ein bestimmtes Territorium zu 
überlassen, seiner gegenwärtigen Souveränität über dasselbe in 
keiner Weise Eintrag thut; wird doch dadurch die freie, von 
fremden Mächten unabhängige Bethätigung des Staatswillens in dem 
betreflfenden Gebiet absolut nicht berührt, und nur eine zeitliche 
Grenze für die ganze Hoheitsgewalt festgesetzt. 



^ Ein interessantes Beispiel ist die Thatsache, daß zwar die pohlische 
Lehnsherrlichkeit über Ostpreußen seit dem Vertrag von Wehlau vom 19. Sep- 
tember 1657 beseitigt ist, dagegen das Bückfallsrecht für den Fall des 
Erlöschens des brandenburgischen Mannesstammes noch lange bestanden und 
erst bei Gelegenheit der ersten Teilung Polens seine Erledigung gefunden hat. 
Art. 3 des Vertrages von Warschau vom 18. September 1773; Ghillanya. a. 0. 
I, S. 226. Bemerkenswert auch Art. 4, welcher bezüglich der im Vertrag von 
Bydgostz (Bromberg) von Brandenburg erworbenen Herrschaften Lauenburg 
und Bütow ausdrücklich zwischen droit feodal und droit de r^version unter- 
scheidet 

2 Deutsches Privatrecht (15. Aufl.), § 104, A. 8, S. 196; cf. Staatsrecht, 
§ 29, S. 91. Vergl. auch H. Schulze, Deutsches Staatsrecht I, S. 243. 

» Cf. Heffter, Europäisches Völkerrecht (8. Aufl.), § 22, A. 5, S. 56; 
V. Gerber, Staatsrecht, § 8, A. 2, S. 23; Deumer, S. 28. 
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§ 4. Der böhmische Anspruch auf die Oberlausitz und das Prinzip 
der Unteilbarl(eit des modernen Staates. 

I. Einer ganz anderen Beweisführung als der bis jetzt zurück- 
gewiesenen bedient sich Opitz/ indem er das Fortbestehen des 
böhmischen Heimfallsrechtes nicht unter Berufung auf den Grund- 
satz der Souveränität, sondern auf den der Unteilbarkeit des Staates 
leugnet. Nach seiner Deduktion würde nämlich eine zur Befriedigung 
des österreichischen Anspruches erfolgende Loslösung der Lausitz 
von Sachsen unbedingt eine Teilung des Königreiches involvieren, 
eine solche sei aber durch den allgemein anerkannten Grundsatz 
des modernen Staatsrechtes, welcher die Unteilbarkeit des Landes 
statuiere, und der auch in § 1 der sächsischen Verfassung ausdrück- 
liche Aufaahme gefunden habe, gänzlich ausgeschlossen und unmög- 
lich gemacht, und dem gegenüber könne, da impossibilium nuUa est 
obligatio (et I, S. 29, A. ; 11, S. 265), von einer entsprechenden Ver- 
pflichtung Sachsens und Berechtigung Österreichs nicht mehr die 
Rede sein. 

Opitz stützt sich also bei seiner Beweisführimg keineswegs, 
wie Deumer^ bei seiner Bekämpfung derselben anzunehmen scheint, 
ausschließlich auf § 1 der Verfassung; er behauptet nicht, daß der- 
selbe den Grundsatz der Unteilbarkeit für den sächsischen Staat neu 
geschaffen und damit zugleich die Unmöglichkeit des Heimfalls der 
Lausitz erst bewirkt habe, sondern daß durch denselben nur etwas 
ohnehin bereits Feststehendes wiederholt, ein schon allgemein giltiges 
Prinzip des heutigen Staatsrechtes für ein einzelnes Land noch be- 
sonders bestätigt worden sei. Und in der That würde eine Argu- 
mentation, die sich lediglich auf § 1 der Verfassung berufen wollte, 
doch allzu leicht zu widerlegen sein. Es bliebe alsdann nicht bloß 
die Frage offen, mit welchem Recht Sachsen durch den einseitigen 
Akt der Proklamation der Unteilbarkeit sich selbst die Erfüllung 
giltiger Verbindlichkeiten gegen Dritte habe unmöglich machen 
können;^ nein, man würde unter diesen Umständen offenbar gar 
nicht im stände sein, von irgend welcher Unmöglichkeit der Leistung 
zu sprechen, da Sachsen jederzeit in der Lage wäre, dem einen 
Heimfall der Lausitz zunächst allerdings verhindernden § 1 seine 
Kraft durch eine Verfassungsänderung nach § 152 zu nehmen und 

* Sächsisches Staatsrecht I, S. 66 ff; II, S. 264 ff. 

2 Vergl. bes. S. 51 und 61. 

^ Nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen (s. auch Windscheid, Pandekten, 
5. Aufl., II, S. 57, § 264) würde hier mindestens eine Entschädigungspflicht bestehen 
bleiben, da doch offenbar die Unmöglichkeit erst durch die Schuld des ver- 
pflichteten Staates entstanden sein würde. 
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dies dem berechtigten Anspruch Böhmens gegenüber gewiß nicht 
verweigern dürfte. 

Diesen Einwänden entzieht aber Opitz von vornherein dadurch 
jede Berechtigung, daß er in § 1 eben nicht nur eine willkürlich 
geschaffene und demgemäß auch willkürlich wieder zu beseitigende, 
spezifisch sächsische Verfassungsbestimmung erblickt, sondern — und 
zwar mit vollem Recht — die Unteilbarkeit des Staatsgebietes für 
ein notwendiges Attribut jedes modernen Einheitsstaates^ erklärt, 
gleichviel ob dieser Grundsatz in den Verfassungen noch ausdrück- 
lich hervorgehoben würde oder nicht. Zwar bleibt alsdann immer 
noch die formelle Möglichkeit, auch das ausdrücklich statuierte ün- 
teilbarkeitsprinzip durch eine Verfassungsänderung • außer Geltung 
zu setzen, aber unter diesen Umständen würde dann der Staat in 
Widerspruch mit dem jetzt allgemein anerkannten Staatsbegriffe, 
also mit sich selbst treten, oder wie dies Gerber ausdrückt, ^ er 
würde damit seine Selbstvemichtung dekretieren. Eine Verbindlich- 
keit aber, die derartiges von dem verpflichteten Staate verlangt, 
deren Erfüllung jetzt nur noch mit Verletzung des obersten Grund- 
satzes des gesamten' modernen Staatsrechtes möglich ist, muß nach 
Opitz als erloschen angesehen werden. 

Es wird sich nun später zeigen, daß gleich die beiden Voraus- 
setzungen, auf Grund deren er zu diesem Resultat kommt, unrichtig 
sind: daß weder der Heimfall der Lausitz mit Notwendigkeit in der 
Form einer -Teilung Sachsens, d. h. einer Zerlegung des Königreiches 
in zwei Staaten erfolgen muß (cf. unten Abschnitt IV), noch daß, 
selbst wenn diese Form gewählt werden sollte, dies eine Verletzung 
des (richtig verstandenen) Prinzips der Unteilbarkeit darstellen 
würde (Abschnitt V); ist denn aber, selbst die Richtigkeit jener 
Prämissen vorläufig einmal angenommen, auch nur die aus ihnen 
gezogene Schlußfolgerung begründet, mit anderen Worten, konnte 
dann wirklich das böhmische Heimfallsrecht sofort und ohne weiteres 
als aufgehoben gelten? 

n. Dies ist nun keineswegs der Fall. Zwar die unverschuldet 



* Freilich sind die Erblande und die Oberlausitz zu einem solchen gerade 
erst durch Erteilung der gemeinsamen Verfassung geworden; Deumer, S. 21. 
25. 43 fF.; Leuthold a. a. 0. S. 177 fF.; ob aber Sachsen zu einer derartigen, 
in ihren Konsequenzen das böhmische Heimfallsrecht negierenden Inkorporation 
der Markgrafschaft einseitig berechtigt war, ist eine Frage, die Opitz nicht 
unbedingt bejahen will (Bd. II, S. 261: es wäre möglich gewesen, den Erb- 

. landen und der Lausitz jedem eine gesonderte Verfassung zu geben). Wird sie 
verneint, so hat Sachsen im Grunde dennoch sich selbst die Erfüllung seiner 
Verbindlichkeit gegen Böhmen unmöglich gemacht und würde also immer wieder 
schadensersatzpflichtig bleiben. 

* Staatsrecht, § 22, S. 68. 
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eintretende faktische Unmöglichkeit der Erfüllung, insbesondere der 
gänzliche Untergang des Vertragsgegenstandes^ hebt in der TTiat 
wie im Privatrecht, so auch im völkerrechtlichen Verkehr eine Ver- 
bindlichkeit durch den Wegfall ihres Inhaltes sofort völlig auf; iades 
handelt es sich ja hier auch nur um eine Unmöglichkeit im uneigent- 
lichen, übertragenen Sinne, indem die Durchführung des Vertrages 
faktisch vollkommen möglich bleibt, aber freilich den modernen 
staatsrechtlichen Anschauungen widerstreiten, besonders der gegen- 
wärtigen Verfassung des verpflichteten Staates zuwiderlaufen würde. 
Nun soll gewiß nicht behauptet werden, daß das letztere ganz ohne 
Einfluß auf die Giltigkeit des Übereinkommens bleiben müsse; der- 
artige Verträge können und sollen nicht um jeden Preis aufrecht 
erhalten werden. Aber man darf dies berechtigte Resultat nicht 
mit unberechtigten Mitteln erreichen wollen, darf ihnen nicht da- 
durch einfach ihre Giltigkeit nehmen, daß man einen Umstand, der 
keine thatsächliche Unmöglichkeit zur Folge hat, ohne weiteres mit 
der nur der letzteren zukommenden Wirkung ausstattet.^ Der richtige 
Gesichtspunkt, von dem aus man die fortdauernde Rechtsbeständig- 
keit solcher antiquierten Bestimmungen bekämpfen muß, ist vielmehr 
der, daß sie gar nicht mehr dem wahren, dem eigentlichen Willen 
der Kontrahenten entsprechen. 

Es sind nämlich zweifellos für jeden Vertrag die zur Zeit seines 
Abschlusses geltenden staatsrechtlichen Grundsätze die selbstver- 
ständliche stillschweigende Voraussetzung.^ Auch ein. Staat, der 
eine Verbindlichkeit ohne jede Einschränkung übernimmt, geht dabei 
stets, wenn auch vielleicht unbewußt, von der Annahme aus, daß, 
wie die Ausführung des Vertrages nach der derzeitigen Auffassung 
vom Wesen des Staates möglich und zulässig ist, so dies auch in 
aller Zukunft der Fall sein werde. Daher zieht er die Möglichkeit, 
daß er dabei später einmal mit jetzt erst erkannten höheren Pflichten 
gegen sich selbst in Konflikt kommen könnte, gar nicht in Betracht, 
will sich also im Grunde für einen solchen Fall gar nicht verpflichten 
und kann es vernünftiger Weise nicht wollen. Ist es doch ganz un- 
denkbar, daß ein Staat bei einer schlechthin übernommenen Ver- 
bindlichkeit diese mit Bewußtsein auch auf die fernste Zukunft er- 
streckt habe, gleichviel ob dann vielleicht die ganze welthistorische 



1 Cf. V. Neumann, Europ. Völkerrecht (3. Aufl.), § 36, S. 84; Heffter, 
Völkerrecht, § 99, S. 217. 

* So insbes. Deumer, S. 30. Dagegen spricht es z. B. Bulmerincq 
(Völkerrecht, § 56, S. 302, m Marquardsen's Handb. d. öfFentl. Rechts, I, 2) 
ausdrücklich' aus, daß jeder Vertrag, so lange nur seine Erfüllung physisch 
möglich ist, stets und unter allen Umständen in Kraft bleibt. 

^ Im Sinne Windscheid's; Pandekten I, S. 282 ff. (§ 97. 98). 
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Entwicklung des Staatsbegriffes, welche niemand voraussehen, lenken 
oder gar binden kann, der strikten Erfüllung derselben entgegen 
sein würde; trotz seiner allgemein lautenden Erklärung kann er sich 
für jetzt und immerdar nur zU einem staatsgemäßen, nie zu einem 
staatswidrigen Handeln haben verpflichten wollen. 

Bei alledem bleibt indes immerhin die Thatsache bestehen, daß 
er nun einmal infolge seines Irrtums seine Willenserklärung unbe- 
dingt abgeben wollte und in der That auch unbedingt abgegeben 
hat, ohne ihre Wirksamkeit irgendwie einzuschränken. Wo aber 
dies der Fall war, da kann auch die durchgreifendste Änderung der 
staatlichen Fundamentalprinzipien nun und nimmer wie der Eintritt 
einer Eesolutivbedingung ^ wirken; mag auch durch dieselbe der 
Rechtszustand beendigt sein, unter dessen Voraussetzung der be- 
treffende Staat eigentlich allein gewollt hat, der Vertrag an und für 
sich muß noch immer in Giltigkeit bleiben, aber freilich, dies Fort- 
bestehen ist, gerade weil es nicht mehr seinem wahren Willen ent- 
spricht, nur noch formell, nicht materiell gerechtfertigt. 

Von der gleichen Bedeutung kann bekanntlich unter umständen 
auch die Veränderung der den Abschluß des Vertrages begleitenden 
thatsächlichen Verhältnisse sein, ohne daß jedoch in diesem Fall 
stets das Faktum der Veränderung allein schon hinreichte. Viel- 
mehr bedarf es hier erst noch des klaren Nachweises, daß von der- 
selben wirklich Umstände betroffen worden sind, deren Fortexistenz 
nach der erkennbaren Absicht des Verpflichteten für die Wirksam- 
keit der Verbindlichkeit entscheidend sein sollte; mit anderen Worten, 
die oben charakterisierten rechtlichen Anschauungen und Verhältnisse 
sind stets, die begleitenden thatsächlichen Zustände sind nur mög- 
licherweise ein als Willensbeschränkung wirkender Bestimmungsgrund 
für die anscheinend unbeschränkt übernonmiene Verbindlichkeit.* 

In beiden Fällen gilt es nun, diesen wahren Willen gegenüber 
dem ausgesprochenen zur Geltung zu bringen; dies darf aber nach 
dem oben Dargestellten nur in der Weise geschehen, daß man dem 
Verpflichteten die Befugnis zugesteht, den Vertrag anzufechten: 
d. h. dieser erlischt nicht sofort, im Gegenteil bleibt das ßecht aus 
demselben an »sich völlig begründet,^ aber es entsteht gegen den 



^ Eine Bedingung ist nur dann vorhanden, wenn der Willenserklärung 
hewußt gleich bei Abgabe derselben von dem Erklärenden selbst eine Be- 
schränkung gesetzt wird. Cf. Windscheid, Pandekten I, § 82, A. 1 — 
§ 97, A. 5. 

' Über die clausula rebus sie stantibus bei völkerrechtlichen Verträgen 
s. Heffter, Völkerrecht, §98 (S. 216); v. Neumann, § 27a (S. 67), § 36 (S. 84). 

• Nur würde gegen eine wirkliche Geltendmachung desselben eine Einrede 
vorhanden sein; eine solche steht aber bloß der Durchführbarkeit des Anspruches 
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anderen Kontrahenten ein Anspruch auf Aufhebung des Überein- 
kommens, auf Eückgabe der jetzt materiell nicht mehr gerecht- 
fertigten Verbindlichkeit.^ 

Unter diesen Umständen wird die betreflfende Regierung zunächst 
den Versuch zu machen haben, durch freundschaftliche Unterhand- 
lungen mit diplomatischen Ausführungen, Eechtsdeduktionen etc. den 
anderen Teil von der Berechtigung ihres Verlangens zu überzeugen 
und ihn so zum Verzicht auf den antiquierten Vertrag zu bewegen; 
gelingt dies jedoch nicht, so bleibt bei dem Mangel eines über 
internationale Differenzen entscheidenden Richters als letztes Mittel 
nur die Selbsthilfe übrig, in der Weise, daß der verpflichtete Staat 
sich dann einseitig von dem Vertrage lossagen darf. Indem man 
so bei ausreichender Rechtfertigung, eine Ausnahme von dem an sich 
auch im Völkerrecht geltenden Satze Pacta simt servanda zuläßt, 
jedenfalls aber immer formelle Lossagung fordert, trägt man auf der 
einen Seite der eigentümlichen Natur des Staates Rechnung, die 
nicht unter allen Umständen eine ewige unlösbare Verbindlichkeit 
duldet, andererseits aber erhält man ein sicheres Kriterium ^ fttr das 
(wenigstens formelle) Fortbestehen eines jeden Vertrages und gewinnt 
gleichzeitig auch die größtmögliche Sicherheit gegen leichtfertigen 
Vertragsbruch. Denn zu einer ausdrücklichen Kündigung wird ein 
Staat im allgemeinen nur in wirklich dringenden und unbedingt not- 
wendigen Fällen schreiten. Kommt es aber einmal zu einem that- 
sächlich begründeten ^ Rücktritt, so wird erst durch diesen der Ver- 
trag selbst aufgehoben,* während die Veränderung der Verhältnisse 
stets nur ein Motiv für die Aufhebung ist, bloß ein Argument für 
die Gerechtigkeit eines derartigen Vorgehens abgiebt. Daran ändert 



entgegen, ohne seine Existenz zu beenden, und durch ihren Wegfall, besonders 
durch Verzicht auf dieselbe erlangt er sofort wieder seine volle Kraft. Heffter, 
§ 98, S. 215. 

^ Analog der zivilrechtlichen condictio ob causam finitam. 

' Ohne ein solches würde man bei der außerordentlichen Dehnbarkeit der 
clausula rebus sie stantibus bald von den wenigsten Verträgen mit Sicherheit 
sagen können, ob sie noch in Kraft seien. 

' Jeder Vertrag ist noch in Geltung, bez. dessen kein Bücktritt vorliegt, 
aber nicht ist umgekehrt jeder gekündigte wirklich aufgehoben. 

* Wollte man dies Auskunftsmittel verweigern, so würde sich der Staat 
wider den Willen seines Mitkontrahenten von gar keiner Verbindlichkeit, auch 
wenn sie zweifellos ganz unerträglich und unausführbar geworden wäre, anders 
als durch äußerste Selbsthilfe, durch Krieg befreien können. Dem anderen Teil 
bleibt es natürlich stets unbenonmien, seinerseits, falls er die Aufkündigung 
nicht für ausreichend begründet hält, im Völkerprozeß eine letzte, endgiltige 
Entscheidung herbeizuführen, die nun unter allen Umständen nach der einen 
oder anderen Seite das abschließende quod erat demonstrandum der Welt- 
geschichte ist. 
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auch die Thatsache nichts, daß öfters veraltete Verträge scheinbar 
ihre Erledigung von selbst gefunden haben, jedenfalls ohne daß der 
Verpflichtete ausdrücklich sich von ihnen losgesagt hätte; die Ursache 
ihrer Aufhebung ist dann darin zu suchen, daß auch der Berech- 
tigte von der ünthunlichkeit, auf ihrer Erfüllung zu bestehen, über- 
zeugt war und deshalb stillschweigend darauf verzichtete, sie geltend 
zu machen. Auch hier ist die völlige Veränderung der Lage nur 
Motiv für Beseitigung des Vertrages, aber die aufhebende Thatsache 
selbst eine ganz andere: nämlich der Verzicht des Berechtigten, 
sowie es oben der Rücktritt des Verpflichteten war. 

in. Ist nun auf die eine oder die andere Weise das böhmische 
Heimfallsrecht bez. der Oberlausitz oder überhaupt der ganze Tra- 
ditionsrezeß vom 30. Mai 1635 beseitigt worden? 

In der That haben in den 30 er und 40 er Jahren zwischen der 
sächsischen und österreichischen Regierung über diesen Staatsvertrag 
langwierige Erörterungen und Verhandlungen stattgefunden, freilich 
ohne daß sich die erstere bei ihrer Bekämpfung der gegnerischen 
Ansicht, wonach die Böhmen im Traditionsrezeß eingeräumten Rechte 
sämtlich noch in voller Kraft sein sollten, bez. des Heimfallsrechtes 
auf den Grundsatz der Unteilbarkeit berufen hätte. Sie war viel- 
mehr der Ansicht, daß dasselbe keine selbständige Existenz gehabt 
habe, sondern zugleich mit dem Lehnsnexus weggefallen sei,^ eine 
Annahme, die nach dem in § 3 Dargestellten nicht ohne weiteres 
gerechtfertigt war. Natürlich würde dies jedoch nicht ausschließen, 
die Berechtigung eines im Verlauf der Unterhandlungen von selten 
Sachsens etwa erfolgten entschiedenen Rücktritts vom ganzen Ver- 
trage für das Heimfallsrecht nachträghch aus dem Prinzip der Un- 
teilbarkeit abzuleiten. 

Nun ist es aber gerade zu einer solchen bestimmten Lossagung 
nicht gekommen. Zwar bestritt, wie bereits angedeutet, die sächsische 
Regierung zunächst während des ganzen Notenwechsels mit der öster- 
reichischen nachdrückUch, daß der Traditionsrezeß noch jetzt für 
sie verbindhch sei, kann aber, da sie die letztere noch zu einem 
(anderenfalls ganz überflüssigen) besonderen Verzicht auf ihre rezeß- 
mäßigen Ansprüche zu bewegen suchte, ^ dieselben nicht schon als 
vöUig erloschen, sondern bloß als in ihrer Wirksamkeit durch eine 
Einrede gehemmt angesehen haben.^ Demgemäß richteten sich ihre 
Ausfuhrungen und Rechtsgutachten mehr gegen die materielle Be- 
rechtigung des Fortbestandes des Traditionsrezesses, als gegen seine 



1 Zu vergl. Pfeiffer, a. a. 0., S. 86. 
« Cf. Pfeiffer, S. 90; Deumer, S. 61. 
» Vergl. oben S. 23, Note 3. 
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formelle Giltigkeit; im Gegenteil hatten sie gerade den Zweck, 
letztere erst durch eine zu erstrebende Verzichtleistung Böhmens m 
beseitigen. Zu einer solchen hat sich jedoch die österreichiscke 
Regierung nicht bereit finden lassen, sondern konsequent daran fest- 
gehalten, daß die ihr im Vortrage zugestandenen Rechte auch heute 
noch als fortbestehend anzusehen seien. 

Nach verschiedenen vergeblichen Projekten, die Streitfrage bald 
durch Überweisung an das Austrägalgericht des Deutschen Bundes, 
bald durch Anrufung der Vermittlung Preußens zu beseitigen, einigte 
man sich schließlich dahin, die eigentliche Hauptfrage über die 
gegenwärtige Verbindlichkeit des Traditionsrezesses unentschieden 
zu lassen und nur bez. der von Österreich kraft desselben bean- 
spruchten kirchenrechtlichen Befugnisse, die übrigens die eigentliche 
Veranlassung zu der ganzen Polemik gewesen waren, ^ einen modus 
vivendi zu finden.^ Dies geschah in der Deklaration vom 9. Mai 1845,' 
einem Vertrag, welcher die definitive Entscheidung der streitigen 
Frage der Zukunft vorbehielt, indem beide Regierungen ihre Ansicht 
über die Gütigkeit des Rezesses aufrecht erhielten. Sonach hat 
Sachsen zwar seine Behauptung von der Unverbindlickeit desselben 
nicht aufgegeben, ist aber ebenso wenig auch dazu gekommen, diesen 
seinen Standpunkt dem widersprechenden Osterreich gegenüber durch 
eine formelle Lossagung von dem Vertrage durchzusetzen. Auch in 
den späteren Jahren ist eine solche nicht erfolgt. 

Aus alledem erhellt, daß, da weder ein Rücktritt des Verpflich- 
teten noch ein Verzicht des Berechtigten bez. des böhmischen Heim- 
fallsrechtes vorliegt, dieses zum mindesten formell noch fortbestehen 
muß, auch wenn es seine materielle Rechtfertigung jetzt wirklich 
verloren haben soUte. Aufgabe des folgenden ist es nun noch, den 
Nachweis zu erbringen, daß auch dies keineswegs der Fall ist, viel- 



1 Cf. Pfeiffer, S. 85. 

* Auch die Art und Weise, wie dies geschah, läßt erkennen, daß Sachsen 
den Traditionsrezeß im Grunde doch noch für giltig angesehen hat. Denn ob- 
gleich der Österreichischen Regierung bez. des Domkapitels St. Petri zu Budissin 
und der Frauenklöster Marienstem und Marienthal Zusicherungen in der Dekla- 
ration gegeben werden, die ihr über diese Korporationen entschieden eine Art 
Oberhoheitsrecht gewähren, und die daher, wenn als Schaffung einer neuen und 
nicht als bloße Bestätigung einer schon bestehenden Verbindlichkeit aufgefaßt, 
nach § 2 der Verfassung (Veräußerung von Kronrechten) zweifellos der ständischen 
Zustimmung bedurft hätten, so ist letztere doch nicht für erforderlich gehalten 
worden. Cf. Pfeiffer, S. 97, Deumer, S. 64. — Weiter mag noch daran 
erinnert werden, daß auch der Partikularvertrag vom 17. Nov. 1834 ein indirektes 
Anerkenntnis der rezeßmäßigen Ansprüche Böhmens seitens der sächsischen 
Regierung enthält. Näheres hierüber s. Pfeiffer, S. 89, Deumer, S. 54 — 59. 

» Abgedruckt bei Deumer, S. 62, Pfeiffer, S. 91. 
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mehr eine Loslösung der Lausitz von Sachsen auch mit den heutigen 
staatsrechtlichen Anschauungen sehr wohl zu vereinbaren wäre, ins- 
besondere nicht, wie Opitz annimmt, dem Unteilbarkeitsprinzip 
widersprechen würde. 

IV. Der erste Einwand, der hier gegen ihn erhoben werden 
kann und von De um er (S. 49 ff.) wirklich erhoben worden ist, besteht 
darin, daß beim Heimfall der Markgrafschaft überhaupt keine Teilung 
Sachsens einzutreten brauche, sondern derselbe sich einfach in den 
Formen der Landveräußerung vollziehen könne. Dem gegenüber hat 
dann Opitz die von ihm im 1. Bande seines Sächsischen Staatsrechts 
(S. 65 ff.) geltend gemachte Beweisführung im zweiten (S. 265) aus- 
drücklich aufrecht erhalten und neuerdings zu stützen versucht. 
Dieselbe lautet jetzt etwa folgendermaßen: 

Teilung eines Landes bedeutet Trennung desselben in mehrere 
fortan selbständig neben einander bestehende Stücke, von denen 
jedes als staatsrechtliches Ganzes seine (bisherige oder modifizierte) 
besondere Verfassung behalten würde. Gegenstand der Teilung sei 
also in erster Linie nicht sowohl das Territorium, sondern die 
Staatsgewalt über dasselbe. Dagegen sei eine bloße Landveräußerung 
nur dann anzunehmen, wenn lediglich das Staatsgebiet Objekt der 
Verfügung sei, wenn nur ein Stück von diesem losgelöst und einer 
fremden Macht übertragen würde, und zwar so, daß der Erwerber 
frei darüber disponieren, namentlich auch es seinem bisherigen 
Territorium einverleiben dürfe. Eine solche Veräußerung sei nach 
§ 2 der Verfassung unter gewissen Voraussetzungen zulässig; da- 
gegen würde jede Teilung in dem obigen Sinne, d. h. wie es Opitz 
offenbar versteht, ohne Unterschied und ohne Rücksicht auf die be- 
sonderen Umstände des einzelnen Falles jedwede Zerlegung eines 
Staates in mehrere, durch das ünteilbarkeitsprinzip schlechthin 
ausgeschlossen. 

Nun sei aber der Lausitz gerade für den Fall der Wieder- 
vereinigung mit Böhmen der Fortgenuß ihrer besonderen Verfassung 
völlig sicher, ^ ein Heimfall derselben würde sich also schlechterdings 
nicht auf dem Wege der einfachen Abtretung, sondern nur in der 
Weise verwirklichen lassen, daß man die bisherige Provinz eines 
Einheitsstaates als besonderen, mit Böhmen unionsmäßig verbundenen 
Staat konstituierte, mit anderen Worten eben unter Verletzung jenes 
Prinzips einen Staat in zwei spaltete. 

Dem gegenüber muß denn doch bemerkt werden, daß der bloße 
Hinweis auf die von Ferdinand II. garantierte besondere Verfassung 
keinesfalls ausreicht, um die von De um er behauptete Möglichkeit, 



^ Eine entsprechende Zusage hat der Kaiser imTraditionsrezeß selbst gegeben, 
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daß die Lausitz dem böhmischen Staatsgebiet eventuell einfach in- 
korporiert werden würde, als völlig ausgeschlossen hinzustellen. Denn 
einmal kann eine solche bis zu einem gewissen Umfange auch die 
Provinz eines Einheitsstaates haben ;^ andererseits aber, auch zu- 
gegeben, daß die gewährleistete Verfassung eine solche ist, daß die 
Lausitz durch sie Anspruch auf Existenz als völlig selbständiger 
Staat erhält, so kann doch jetzt noch nicht mit Sicherheit behauptet 
werden, ob dies Recht eintretenden Falls auch wirklich geltend 
gemacht werden wird. So gut nämlich die Oberlausitzer Stände, 
ohne irgendwie dazu verpflichtet zu sein, 1831/34 bei Erteilung 
der sächsischen Verfassung in die staatsrechtliche Einverleibung in 
Sachsen eingewilligt haben, ebensogut bleibt dies auch Osterreich 
gegenüber möglich. Man könnte also höchstens zugeben, daß sie es 
im Sinne von Opitz in der Hand haben, durch Beharren auf der 
ihnen zugesagten und jetzt unmöglich gewordenen Art und Weise 
ihrer Vereinigung mit Böhmen diese selbst unausführbar zu machen, 
aber dadurch wird dieselbe doch wahrlich nicht jetzt schon ganz 
ausgeschlossen, solange die Möglichkeit, sich über eine andere Form 
des Heimfalles zu einigen, bestehen bleibt. Da nun auch die 
sächsische "Regierung nach der bona fides verpflichtet wäre, die 
Hindemisse, die sich der Ausführung ihrer vertragsmäßig über- 
nommenen Verbindlichkeit entgegenstellen könnten, thunlichst zu 
beseitigen und in diesem Sinne auf die Oberlausitzer Stände ein- 
zuwirken hätte, so würde die große Wahrscheinlichkeit dafür sprechen, 
daß diese sich unter Verzicht auf eine sonderstaatliche Existenz mit 
einer bloßen Provinzialverfassung, wie sie dieselbe auch jetzt be- 
sitzen, zufrieden geben würden. Unter diesen Umständen würde 
dann aber kein neuer Staat entstehen, sondern nur ein Übergang 
eines Teiles des sächsischen Staatsgebietes an Böhmen, also nach 
der eiffenen Definition von Opitz lediglich eine Landveräußerung 
vorliegen. 

Freilich erhebt er dagegen noch einen zweiten Einwand mehr 
formeller Natur (U, S. 265): man könne nicht da von einer „Ver- 
äußerung" sprechen, wo jemand ganz ohne seinen Willen, lediglich 
durch das Eintreten einer Resolutivbedingung eines Rechtes ver- 
lustig ginge, und ein solcher Fall liege hier vor. In der That 
stipuliert der Traditionsrezeß einen ohne weiteres erfolgenden 



* Ein solches Verhältnis hat nach Deumer (S. 2) zwischen der Lausitz 
und Böhmen vor der Abtretung der ersteren an Sachsen bestanden. Vergl. auch 
die gegenwärtige Provinzialverfassung der Lausitz; Max, Herzog zu Sachsen, 
S. 29 ff. 
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Hücküall/ nicht eine durch Sachsen vorzunehmende ßückübertragung. 
i^raktisch kann aber trotzdem nur letztere unter Staaten, die keine 
gemeinsame Obergewalt über sich anerkennen, in Frage kommen, 
Tind zwar wegen der Ausschlag gebenden Bedeutung, die das Völker- 
x-echt im Gegensatz zu dem Privatrecht der ausschließlichen un- 
xnittelbaren Verfügungsmöglichkeit notgedrungen beilegen muß. Auch 
"wenn ein Staat unter offenkundiger Rechtsverletzung in einer Provinz, 
die vertragsmäßig unter einer gewissen Bedingung ipso jure an einen 
anderen fallen sollte, trotz des Eintretens derselben die Regierung 
Aveiter ausübt, so bleibt er innerhalb derselben, mag man sein Ver- 
halten auch allgemein als schlimmste Rechtswidrigkeit verurteilen, 
genau so wie bisher Inhaber der Staatsgewalt, während der fremde 
Staat vorläufig nur einen Anspruch auf Übertragung derselben hat. 
Es kann eben nicht daran gedacht werden, die Lehre von der 
Revokabilität^ der dinglichen Rechte auch auf den völkerrechtlichen 
Verkehr zu "übertragen, da es diesem an der Zwangsmacht fehlt, 
durch welche sich im Privatrecht der allgemeine Wille dem Indi- 
vidualwillen gegenüber siegreich geltend zu machen vermag: hier 
kann deshalb ein Recht kraft einer auflösenden Bedingung von selbst 
w^ieder an den ersten Inhaber zurücklallen, ohne oder selbst gegen 
den ausdrücklichen Willen des bisher Berechtigten, weil das objektive 
Recht, der herrschende vernunftgemäße Gemeinwille, es so verlaiigt 
und nötigenfalls erzwingt; dort, wo der Einzel wille keinem anderen 
unterworfen ist, bedarf es immer für den Übergang der Staatsgewalt 
eines Übertragungsaktes, ^ mag derselbe nun freiwillig oder durch 
Krieg erzwungen geschehen.* 

Es erscheint deshalb als undenkbar, daß die Lausitz, wie aller- 



^ Wohl nur in Konsequenz der lehnsweisen Abtretung der Lausitz: be- 
kanntlieh erfolgt nach den Grundsätzen des Lehnsrechtes der Heimfall an den 
Herrn, abgesehen von den meisten Feloniefällen, stets ipso jure. Für derartige 
Bestimmungen könnte die Beseitigung der böhmischen Suzeränität in der That 
von Bedeutung sein. 

* Arndts. Pandekten, § 128. Übrigens gehört die ganze Lehre bekanntlich 
auch im Privatrechte zu den bestrittensten. Cf. Windscheid, Pandekten I, 
§ 1(55, A. 8 (S. 515). 

^ Zum mindesten kann der Übergang nicht gegen den Willen des ver- 
lierenden Staates erfolgen, wenn es auch als mögUch zuzugeben ist, daß derselbe 
bei eintretender Bedingung das fragliche Grebiet nicht an den andern zediert, 
sondern dasselbe einfach räumt und es ohne Widerspruch duldet, daß jener 
sich in Besitz setzt. Aber auch hier wäre das Eintreten der Bedingung nicht 
sofort der Grund für die Gebietserwerbung, sondern erst die Okkupation, falls 
man nicht überhaupt einen stillschweigenden Vertrag annehmen will. Cf. 
Heffter, Völkerrecht, § 72, A. 1, S. 162. 

* Man vergl. über Erwerb und Verlust des Staatsgebietes Heffter, Völker- 
recht, §§ 69 und 72. 
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dings auchDeumer S. 53 sagt, eintretenden Falls „von selbst und 
ohne weiteres" Sachsen verloren sein würde; nur eine obligatorische 
Verbindlichkeit besteht für letzteres, ev. auf die Oberlausitz zu Q-unsteD 
der „Cron zu Böheimb" zu verzichten. Dabei ist allerdings zu- 
zugeben, daß dieser Verpflichtung an sich auch dann genügt sein 
würde, wenn aus der Markgrafschaft ein neuer Staat gebildet luid 
dieser nur mit dem Königreich Böhmen, etwa in Form der ßeal- 
union, organisch verbunden werden würde. Sollte man nun gegebenen 
Falls diese Form der Zession (die aber nach der oben nachgewiesenen 
Möglichkeit einer einfachen Abtretung nicht ohne weiteres als die 
einzig zulässige angenommen werden darf) wählen wollen, so ^«rürde 
freilich der Einwand erhoben werden können, daß hier zweifellos 
Entstehung von zwei Staaten aus einem, folglich auch eine Verletzung 
des Prinzips der Unteilbarkeit gegeben sein würde : wenigstens unter der 
Voraussetzung, daß die von Opitz gegebene Definition dieses modernen 
Grundsatzes die richtige ist. Dieselbe bedarf aber offenbar einer 
Einschränkung, die aus der ganzen Entstehungsgeschichte des Prinzips 
leicht nachzuweisen ist. 

V. Auszugehen ist dabei von der durchgreifenden Umgestaltung, 
die die Auffassung von dem Wesen des Staates und von der Be- 
deutung des Herrschers für denselben erfahren hat. ^ Während nach 
der früheren patrimonialen Anschauung die Staatsgewalt lediglich 
als Vermögensobjekt angesehen wurde, über welches dem Landes- 
herm die freie Verfugung zustand, und das auch nach privatrecht- 
lichen Gesichtspunkten vererbt wurde, ist jetzt der Staat ein lebendiger 
Organismus, der Monarch nicht mehr der über ihm stehende Herr, 
sondern das innerhalb desselben fungierende höchste Organ. In 
Konsequenz dessen verändert das erbrechtliche Moment der Thron- 
folge völUg seinen Charakter; es kann nicht mehr wie früher der 
Fürst, entweder ganz willkürlich oder nur in Verbindung mit seiner 
Familie, durch rein privatflirstenrechtliche Akte, wie Hausgesetze, 
Testamente, Erbverbrüderungen etc. die Person der künftigen Herrscher 
bestimmen, sondern lediglich der Staat selbst ist jetzt dazu befugt, 
in verfassungsmäßiger Weise den successiven Eintritt in den er- 
habensten staatlichen Beruf zu regeln.* Dabei sind Ansprüche, 
welche, wie H. Schulze sich ausdrückt, auf jenen gewissermaßen 
vorstaatlichen Titeln beruhen, d. h. die ihre Entstehung noch der 



* Zu vergl. bes. Gerber, „Über die Teilbarkeit Deutscher Staatsgebiete**, 
in Ägidis Zeitschrift für Deutsches Staatsrecht, Heft 1, S. 5 ff, 

* Zur Abänderung einer verfassungsmäßig festgestellten Thronfolge ist die 
Beobachtung der Formen der Verfassungsänderung nötig, aber auch ausreichend: 
keine Zustimmung der Agnaten erforderlich; G.Meyer, Deutsches Staatsrecht, 
§ 86, S. 212—13. Anderer Meinung Gerber, Staatsrecht, § 29, S. 92. 
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privatrechtlichen Auffassung verdanken, zwar thunlichst zu berück- 
sichtigen, ja mehr noch, sie bestehen sogar im allgemeinen solange 
fort, bis sie durch einen ausdrücklichen Ausspruch des Staates be- 
seitigt werden, aber befugt zu einem solchen ist dieser jederzeit,^ 
und diejenigen Festsetzungen, welche ganz unvereinbar sind mit 
den in den Verfassungen zum Ausdruck gekommenen Fundamental- 
prinzipien des modernen Staates , hat er durch diese bereits für 
aufgehoben erklärt. 

Dies gilt nun vor allen Dingen von denjenigen Successions- 
bestimmungen, durch welche die Aussicht auf eine Teilung des 
Landes eröffnet wird, dergestalt, daß in gewissen Fällen das Terri- 
torium in Stücke zerlegt werden und an eine Mehrheit von Herrschern 
gelangen müßte, Bestimmungen, wie sie der damaligen Zeit, in welcher 
man die Unteilbarkeit des Landes höchstens für das gerade regierende 
Haus und auch da nur im Interesse des splendor familiae einführte, 
ganz natürlich und geläufig sein mochten, die aber unmöglich jetzt 
noch Geltung behalten konnten, wo die Zerschneidung eines Staates 
auf Grund alter Successionsansprüche mit Notwendigkeit den Unter- 
gang des ganzen lebensvollen Organismus bedeuten würde. Gegen 
eine solche Möglichkeit, gegen die unzulässige Begünstigung der 
fürstlichen Erbinteressen auf Kosten der einheitlichen Staatsbildung 
richtet sich der Satz von der Unteilbarkeit: er will, nicht jede Zer- 
legung schlechthin, aber jede Zerlegung aus bloß fürstenrechtlichen 
Gründen ausschließen.^ 

Es fragt sich nun, ob dieses Prinzip auf das böhmische Heim- 
fallsrecht nach der ganzen Beschaffenheit und Natur desselben An- 
wendung finden kann; dies würde der Fall sein, wenn es nur einem 
Fürstengeschlecht als solchem, das unter gewissen Bedingungen zur 
Succession in einen Teil Sachsens berufen wäre, zustände.* Nun 
soll aber nach den Bestimmungen des Traditionsrezesses die Lausitz 
nicht etwa nur an das Haus Habsburg fallen, sondern stets an den 
jeweiligen König von Böhmen; sie soll unter allen Umständen in 
eine gewisse Beziehung zu diesem Königreiche treten, nämlich grund- 



^ Selbst Erbverbrüderungen können in dieser Weise aufgehoben werden; 
G. Meyer, § 90, S. 222. 

* Cf. H. Schulze, Staatsrecht des Königreichs Preußen, in Marquard- 
sens Handbuch des öffentlichen Rechts, B. U, 2, S. 48. 

' Da sich das eventuelle Anrecht des Mannesstammes der Töchter Johann 
Georgs (Pfeiffer, S. 100; De um er, S. 9) lediglich als ein solcher Successions- 
anspruch darstellen würde, so wird man Leuthold beistimmen können, welcher 
in seinem Sächsischen Staatsrechte (Mar quardsen s Handbuch des öffentlichen 
Rechts, B. II, 2, S. 171, A. 3) dasselbe für hinfällig erklärt. Dabei bliebe aber 
immer noch die Frage, ob nicht Böhmen kraft eigenen Rechtes (als Vertrag- 
schließender) die Einhaltung auch dieser Rezeßbestimmungen .verlangen könnte. 
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gesetzlich denselben Herrscher haben. Schon diese Bestimmung, 
die im Rezeß in sehr charakteristischer Weise wieder und wieder 
anklingt, würde es genügend rechtfertigen, den rein' furstenr echt- 
liehen Snccessionsgesichtspunkt auszuschließen und als den eigentlicb 
Berechtigten den durch seinen Herrscher nur repräsentierten Staat 
Böhmen anzunehmen, in der Weise, daß man ihm das Becht aiil 
Succession seines jeweiligen Königs in die Lausitz zuzuschreiben 
hätte; zudem wird aber diese Auffassung noch dadurch, daß an 
mehreren Stellen der Heimfall an die Cron zu Böheimb als solche 
in Aussicht genommen wird, als die richtige bestätigt. Denn während 
man heute geneigt ist, unter Krone mehr die Person des Herrschers 
und den ihm zustehenden Eechtskreis zu verstehen, kann gar kein 
Zweifel darüber obwalten, daß der Ausdruck damals nur eine andere 
Bezeichnung für Staat war; dies wird sofort durch einen Blick auf 
die großen Verträge dieses Zeitalters, den Westfälischen Frieden, 
Frieden zu Ryswick, Utrecht und andere bestätigt, in denen fort- 
während von der Corona Sueciae, Galliae, Hispaniae, magnae Bri- 
tanniae abwechselnd mit regnum Sueciae etc. gesprochen wird. ^ 

Zieht man nun noch die Thatsache in Betracht, daß die Lausitz 
seit ihrer Vereinigung mit Böhmen durch Kaiser Karl IV. bis zum 
Prager Frieden immer als ein von diesem Staat abhängiges Neben- 
land erscheint, welches an jeden der damaligen, seit dem Aussterben 
der Luxemburger so verschiedenen Häusern angehörenden böhmischen 
Könige^ zugleich mit dem Hauptiande fallt, bedenkt man weiterhin, 
daß sie auch nach ihrer Abtretung an Sachsen laut des Traditions- 
rezesses noch dem Königreich als solchem als hohes und vor- 
nehmes Stück zugethan verbleiben soll, so ist es wohl hinreichend 
begründet, wenn man das Becht auf den Heimfall der Lausitz 
lediglich dem Staat zuschreibt,^ und in der Succession des jeweiligen 
Königs in der Markgrafschaft nur eine Form sieht, in welcher sich 
das Becht des ersteren realisiert. 

Unter diesen Umständen liegt dann aber die Sache nicht so, 
daß auf Grund eines privatfurstenrechtlichen Titels unter gewissen 
Umständen zwei Fürstengeschlechter auf verschiedene Teile des Eiii- 



* Man vergl. auch bez. der Zession und Retrozession von Wismar Art. X, 
§ 6 des Westfälischen Friedens („regnum Sueciae") und Art. 2 des Vertrages 
zu Malmö („couronne de Suöde"). 

* Zu vergl. Opitz, Sachs. Staatsrecht I, S. 27, Anm. 18, die übrigens 
nicht frei von mancherlei Ungenauigkeiten und Unrichtigkeiten ist (Ludwig II. 
von Ungarn der Sohn des Mathias Corvinus!). 

* Sodaß es auch einer etwaigen Republik Böhmen zustehen würde. Cf. 
Heffter, Völkerrecht, §24(8.61); Bulmerincq, Völken-echt, §56, S. 302 (in 
Marquardseus Handbuch des öffentlichen Rechts I, 2). 
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heitsstaates Sachsen Ansprüche erheben, zu deren Befriedigung eine 
Zerschneidung des Einen Staates in zwei und damit notwendig eine 
Vernichtung des alten überhaupt erforderlich sein würde, sondern 
es muß vorkommenden Falls nur ein Staat einem anderen kraft 
eines durch Staatsvertrag ^ erworbenen Anrechts desselben einen 
Teil seines Territoriums überlassen. Ob dann der Erwerber ihn 
seinem alten Gebiete inkorporieren kann oder aus irgendwelchen 
Gründen (hier wegen des etwaigen Anspruches der Oberlausitzer Stände 
auf sonder staatliche Existenz) ajis ihm einen neuen Staat bilden 
muß, ist für den abtretenden als solchen ganz gleichgiltig; auch im 
letzteren Falle, wo dem schließlichen EflFekte nach in der That aus 
Einem Staate zwei geworden sind, bleibt er, nur an Gebiet ver- 
mindert, im übrigen unverändert weiterbestehen, indem streng ge- 
nommen hier Teilung eines Staates (diesen Begriff verstanden als Ent- 
stehung von zwei neuen aus einem alten) bloß scheinbar vorliegt, 
und in Wahrheit nur unter Erhaltung des ursprünglichen aus einer 
bisherigen Provinz desselben Ein neuer gebildet wird. Will man 
indes auch dies Teilung eines Staates nennen, so ist dagegen nichts 
einzuwenden, daß es aber keine dem Prinzip der Unteilbarkeit zu- 
widerlaufende ist, dürfte jedenfalls wohl nachgewiesen sein. 



§ 5. Der böhmische Anspruch auf die preußische Lausitz. 

I. Nach dieser Widerlegung der gegen den Fortbestand deai 
böhmischen Anrechtes auf die sächsische Lausitz erhobenen Ein- 
wände^ bleibt es noch übrig, kurz derjenigen Bestimmungen zu ge- 
denken, welche die Wiener Kongreßakte bez. der preußischen Lausitz 
getroffen hat. Wie schon gelegentlich erwähnt wurde, kommt hier 
Art. 18 derselben in Frage, dessen erster und zweiter Absatz 
folgendermaßen lautet: 

Sa Majest^ Imperiale et Royale Apostolique voulant donner ä 
Sa Majestö le Roi de Prusse une nouvelle preuve de Son d^sir 
d'^carter tout objet de contestation future entre les deux Cours, 
renonce pour Elle et Ses successeurs aux droits de suzerainet^ sur 
les Margraviats de la haute et basse Lusace, droits qui lui apparti- 
ennent en sa qualit^ de Roi de Boheme, en autant qu'ils concernent 
la partie de ces Provinces qui a pass6 sous la domination de Sa 



1 Vergl. oben S. 15ff. 

' Die Beweisführung Deumer's, welcher S. 67 ff. das Heimfallsrecht mit 
Rücksicht auf den Einfluß der Reichsverfassung leugnet, ist erst im zweiten 
Teil zu behandeln. Über den Prager Frieden s. unten S. 37 ff. 
DLJ. 3 

(33) 



Digitized by 



Google 



34 B. Schmidt: 

Majestö le Roi de Prusse en vertu du Trait6 conclu avec Sa Majest^ 
le Roi de Saxe k Vienne le 18 Mai 1815. 

Quant au droit de reversion de Sa Majest^ Imperiale et Royale 
Apostolique sur la dite partie des Lusaces r^unie k la Prusse, il 
est transförö k la Maison de Brandebourg actuellement rögnante en 
Prusse, Sa M%jest6 Imperiale et Royale Apostolique se röservant 
pour Elle et pour Ses successeurs la facultö de rentrer dans ce 
droit dans le cas d'extinction de la dite Maison r^gnante. 

Aus diesem Artikel geht zunächst hervor, daß auch nach Auf- 
lösung des deutschen Reiches Österreich seine Lehnsherrlichkeit über 
beide Lausitzen wie auch sein eventuelles Heimfallsrecht als noch 
bestehend angesehen hat, ohne bei dieser seiner klar und deutlich 
ausgesprochenen Meinung auf Widerspruch bei den Unterzeichnern 
der Kongreßakte oder auf sonst irgend einer Seite, speziell etwa bei 
Sachsen,^ zu stoßen. Nun hatte aber letzteres noch vor der, am 
9. Juni 1815 unterzeichneten Kongreßakte im Vertrag zu Wien vom 
18. Mai 2 die ganze Nieder- und einen Teil der Oberlausitz an Preußen 
zediert, selbstverständlich jedoch dadurch nicht mehr Bechte über- 
tragen können, als es bis dahin selbst besessen hatte; folglich blieb 
einstweilen auch der abgetretene Teil der Markgrafschaffc ganz so 
wie bister ein Lehen der Krone Böhmen und bei Eintritt der 
Resolutivbedingung des Traditionsrezesses (Aussterben des sächsischen 
Mannesstammes) dem Bückfall an letztere ausgesetzt. Daran ändert 
auch der Umstand nichts, daß diese Zession, wie aus einem, an 
demselben Tag abgeschlossenen, ganz gleichlautenden Vertrag 
zwischen Sachsen und Österreich hervorgeht, mit vollem Wissen und 
Billigung des letzteren stattfand, da man darin nur eine Einwilligung 
in die, an sich nach den Grundsätzen des Lehnrechtes überhaupt 
unzulässige Veräußerung des Lehens, aber noch keinen Verzicht auf 
die lehnsherrlichen Bechte selbst finden kann; eine Verfügung über 
diese wird eben erst in dem angeführten Artikel durch den zu 
Dispositionen über Bechte der böhmischen Krone befugten derzeitigen 
Inhaber derselben getrofi'en. 

Es verzichtet nämlich der Kaiser von Österreich auf seine 
Suzeränitätsrechte über die preußische Lausitz schlechthin, ^ dagegen 

^ Im Gegenteil ist dieses durch Accessionsurkunde vom 17. November 1817 
der Wiener Kongreßakte ohne jede Eeservation und Protestation in Bezug auf 
Art. 18 beigetreten. 

* Abgedruckt bei Ghillany, Diplom. Handbuch II, S. SSflF. Auch sind , 
die wichtigsten Bestimmungen des Vertrages unverändert in die Kongreßakte 
selbst aufgenommen. 

' Hiermit tibereinstimmend wird bereits in Art. 15 dem König von Preußen i 
der Besitz des Landes en toute souverainet6 et propri6t6 zugesprochen und in ' 
Art 17 von Österreich noch speziell garantiert. 
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auf das eventuelle Heimfallsrecht nur insoweit, daß er es zwar auf 
das regierende Haus Brandenburg überträgt, bei Aussterben des- 
selben aber sich und seinen Nachfolgern die Befugnis vorbehält, in 
dasselbe wieder einzutreten: eine eigentümliche Bestimmung, durch 
welche ein Unterschied zwischen dem Staate, dessen Gebiet die 
Lausitz inkorporiert wird, und der denselben zur Zeit beherrschenden 
Dynastie geschaffen ist. So müßig und unfruchtbar nun die Er- 
örterung der Frage sein würde, ob daraus für Preußen nicht die 
Gefahr eines Verlustes der Lausitz auch in Fällen resultiere, in 
welchen Böhmen keine Ansprüche geltend machen könnte, ^ so wichtig 
und notwendig ist es, das in der Eongreßakte eben dem letzteren 
noch vorbehaltene eventuelle Anrecht nicht aus dem Auge zu verlieren. 

Eine Aussicht auf den Eückerwerb der preußischen Lausitz er- 
öffnet sich nämlich nach Art. 18 für die Krone Böhmen dann wieder, 
wenn die gegenwärtig in Brandenburg-Preußen regierende Linie des 
Hauses HohenzoUem vor den Albertinern in Sachsen erlöschen 
sollte. Zwar können dann noch keine sofortigen Ansprüche geltend 
gemacht werden, da die auflösende Bedingung, unter welcher die 
Lausitzen durch den Traditionsrezeß an Sachsen und von diesem 
1815 weiter an Preußen gekommen sind, noch gar nicht eingetreten 
ist, jedenfalls aber darf der König von Böhmen, von der ihm in 
der Kongreßakte eingeräumten Befugnis Gebrauch machend, das 
Heimfallsrecht, so wie es seiner Zeit den HohenzoUern zediert worden 
ist, jetzt als an die Krone Böhmen zurückgefallen erklären. Geschieht 
dies in der That, so würde dann beim Erlöschen des sächsischen . 
Mannesstammes auch der, den Nachfolgern der HohenzoUern in 
Preußen bis dahin noch verbliebene Teil der Markgrafschaften wieder 
an Böhmen kommen, da natürlich eine Berufung auf den heutigen 
Grundsatz der Unteilbarkeit des Staates so wenig wie bez. der 
sächsischen Lausitz zulässig wäre. 

Anders würde sich die Sache gestalten, falls etwa das König- 
liche Haus Wettin zuerst ausstürbe. Wenn hier der Anfall der 
Lausitz an die regierende Dynastie der HohenzoUern als solche in 
Aussicht genommen wird, so kann dies natürlich nichts anderes 
heißen, als daß die Markgrafschaften an den jeweiUgen Chef des 



^ Allenfalls zu konstruieren wäre eine solche Möglichkeit höchstens in der 
Weise, daß vielleicht einmal das Haus Brandenburg auf die Herrschaft in 
Preußen verzichten könnte und dann später bei Aussterben des sächsischen 
Mannesstammes auf Grund des ihm übertragenen böhmischen Heimfallsrechtes 
noch Ansprüche auf die Lausitz erheben würde. Doch würden diese wohl, weil 
nunmehr lediglich auf einem fürstlichen Familienrecht beruhend, dem (in der 
preußischen Verfassung allerdings nicht ausdrücklich hervorgehobenen) Unteil- 
barkeitsprinzip widersprechen. 

3* 
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Hauses gelangen sollen, ^ und da dies nun stets der König selbst ist, 
so würde sich in diesem Fall für sie eine Änderung in der Person 
ihres Herrschers zunächst nicht ergeben. Dabei bleibt nun freilich 
immer noch die Frage übrig, ob nicht auch unter diesen Umständen 
dann, wenn später das Haus Brandenburg ebenfalls erlöschen würde, 
doch noch eine Loslösung der Lausitz von Preußen eintreten müßte, eine 
Frage, die zu bejahen wäre, falls Art. 18 klar und bestimmt bloß 
dieser Dynastie persönlich eine Konzession machen und der Krone 
Böhmen auf alle Fälle ein eventuelles, nur durch das Aussterben 
der HohenzoUern und Wettiner doppelt bedingtes Anrecht wahren 
würde. Möglich, daß eine solche Bestimmung in der That auch 
beabsichtigt war';^ jedenfalls würde sich aber eine so weitgehende 
Interpretation mit dem Wortlaut des Art. 18, wie er jetzt vorliegt, 
nur schwer vereinbaren lassen. Nach demselben ist das böhmische, 
beim Erlöschen der Albertiner praktisch werdende Heimfallsrecht 
unverändert auf das Haus Brandenburg übertragen und soll unter 
Umständen ebenso unverändert wieder an Böhmen zurückgelangen; 
damit letzteres jedoch überhaupt möglich ist, muß es natürlich vor 
allen Dingen noch existieren. Nun ist es aber nach seiner ganzen 
Beschaffenheit ein Kecht, welches in einer einmaligen Ausübung 
erschöpft wird und iblglich zu Grunde geht,^ und da eine solche 
beim Erlöschen der Wettiner vor den HohenzoUern seitens der 
letzteren schon stattgehabt hat,* so würde Osterreich bei einem 
nachmaligen Aussterben des Hauses Brandenburg gar nicht mehr 
die Möglichkeit vorfinden, zu rentrer dans ce droit de r6version. 

Es ist also wohl ausreichend begründet, in der Kongreßakte 
nur für den zuerst besprochenen Fall ein Recht Böhmens auf die 
preußische Lausitz anerkannt zu finden. Bemerkenswert ist bei der 
ganzen Neuordnung des Verhältnisses noch der Umstand, daß die 
rezeßmäßigen Ansprüche des sächsischen Tochterstammes völlig 
ignoriert sind; thatsächlich waren dieselben als bloße Successions- 



^ Wie Gerber (Privatrecht, § 37, S. 68—69; § 222, A. 1, S. 419; § 263, 
A. 3, S. 500; ähnlich auch Stobbe) ausführt, ist das hochadlige Haus als solches 
zwar historisch betrachtet eine selbständige geistige Einheit, aber kein ßechts- 
subjekt nach Art einer juristischen Person. Werden Rechte einer ganzen Fa- 
milie zugeschrieben, so ist doch der durch Hausgesetz etc. zu bestimmende 
Inhaber zugleich auch das einzige wahre Subjekt derselben. 

^ Auch scheint Klub er den Art. 18 wirklich in dieser Weise aufzufassen, 
da er schlechthin von einem „Vorbehalt des Rückfalls im Fall der Erlöschung 
des brandenburgischen Hauses" spricht; cf. Übersicht der diplomatischen Ver- 
handlungen des Wiener Kongresses, 1. Abteil., S. 73. 

» Cf. Windscheid, Pandekten I, § 43 (S. 103) und § 121 (S. 355). 

* Nur ist der eingetretene Heimfall infolge des besonderen Verhältnisses 
des Berechtigten zu Preußen äußerlich nicht hervorgetreten. 
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rechte denn auch schon durch die ä perp6tuit6 erfolgte Abtretung 
der Lausitz an Preußen beseitigt gewesen.^ 

n. Fragt man nun nach der praktischen Wirkung, die Art. 18 
heute noch äußern könnte, so ist zwar einerseits soviel ganz zweifellos, 
daß die Gefahr eines Rückfalls der preußischen Lausitz gegenwärtig 
eine überaus fernliegende ist,^ auf der anderen Seite darf ihm aber 
auch nicht alle und jede Bedeutung abgesprochen werden, da eine 
formliche Aufhebung, soviel bekannt, bis jetzt nicht erfolgt ist. 
Allerdings könnte man sich dem gegenüber auf den Frieden zu Prag 
vom 23. August 1866 berufen: da nämlich durch Art. 4 und 6 des- 
selben* der Heimfall der Lausitz sowohl in der Form des Eintritts 
Österreichs in das Deutsche Reich, wie in derjenigen des völligen 
Ausscheidens der Lausitz aus dem Bundesgebiete ausgeschlossen 
werde, eine dritte MögUchkeit aber überhaupt nicht bestände, so 
müsse man zu der Folgerung gelangen, daß Österreich in diesem 
Frieden auf seine Lausitzer Ansprüche habe ganz verzichten wollen.* 
Indes man wird diesem Schlüsse kaum beistimmen können, und 
zwar gleichviel, ob man das Hauptgewicht mehr auf die allgemeine 
ratio des Vertrages oder auf seinen Wortlaut legen will. 

Was zunächst die erstere betrifft, so sollte durch den Prager 
Frieden der Weg zur nationalen »Neugestaltung Deutschlands frei- 

1 Heffter, Europäisches Völkerrecht, § 184a (S. 401): Die nach der be- 
stehenden Landesverfassung — und diese beruhte für die Lausitzen auf dem 
Traditionsrezeß — zur Succession in die zedierten Gebietsteile berufenen künf- 
tigen Regierungsfolger verlieren durch die Abtretung ihre Ansprüche. Wenn 
im Gegensatz dazu das böhmische Anrecht durch die Zession noch nicht be- 
seitigt wurde, so ist dies nur wieder ein Zeichen dafür, daß es eben nicht als 
bloßer Successionsanspruch gefaßt werden darf. Cf. oben S. 31 ff. 

^ Wohl aus diesem Grunde ist die österreichische Regierung bei Beant- 
wortung einer, auf dem ephemeren allgemeinen Reichstag von 1848 an sie ge- 
richteten Interpellation über die Lausitzen auf das Recht bez. des preußischen 
Teiles gar nicht näher eingegangen. Vei^l. Pfeiffer, S. 96 — 97. 

' Art. 4: Se. Majestät der Kaiser von Österreich erkennt die Auflösung 
des bisherigen deutschen Bundes an und giebt seine Zustimmung zu einer neuen 
Gestaltung Deutschlands ohne Beteiligung des österreichischen Kaiserstaates. 
Ebenso verspricht Se. Majestät, das engere Bundesverhältnis anzuerkennen, 
welches Se. Majestät der König von Preußen nördlich von der Linie des Mains 
begründen wird. — Art. 6, Abs. 2: Dagegen verspricht Se. Majestät der Kaiser 
von Österreich, die von Sr. Majestät dem Könige von Preußen in Norddeutsch- 
land herzustellenden neuen Einrichtungen, einschließlich der Territorial -Ver- 
änderungen, anzuerkennen. 

* Das gleiche würde dann natürlich auch bez. der sächsischen Lausitz an- 
zunehmen sein; so Fr icke r, Sachs. Staatsrecht, S. 98. Dagegen bemerkt 
D cum er z. B. (S. 69): „es dürfte eine sehr schwierige Interpretation sein, aus 
dem Prager Frieden einen Verzicht Österreichs herausfinden zu wollen", ebenso 
Pfeiffer (S. 90): „es wird kaum behauptet werden können, daß durch Art 4 
an den österreichischen Rechten etwas geändert worden sei". 
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gelegt und zu diesem Zwecke vor allem das Haupthindernis jeder 
lebensfähigen Bundesreform, die beständige Rivalität zwischen Preußen 
und Osterreich beseitigt werden. Da dies nun anerkanntermaßen 
ohne völliges Ausscheiden der einen oder der anderen Macht gai* 
nicht möglich war, so wurde von dem besiegten Osterreich der 
Verzicht auf seine althistorische führende Stellung in Deutschland 
gefordert und zugestanden, ein Verzicht, der beiden Kontrahenten 
als ein so großes Opfer erschien, daß neben ihm überhaupt keine 
anderen Konzessionen von Bedeutung verlangt wurden.^ Verzichte 
sind aber nach alter wohlbegrtindeter Interpretationsregel streng 
auszulegen; man darf daher in der Aufgabe der damals in Deutsch- 
land besessenen Stellung nicht ohne weiteres auch einen Verzicht 
auf später geltend zu machende Territorialansprüche erblicken, die 
mit der ersteren absolut nicht zusammenhängen, und deren Auf- 
hebung auch nicht wie die jener als notwendige Voraussetzung einer 
dauernden bundesstaatlichen Ordnung gelten kann. Würde doch 
diese auch nach einer etwaigen Realisierung solcher Eechte un- 
beeinträchtigt fortbestehen können, und zwar nicht bloß dann, wenn 
das abzutretende Territorium ganz aus dem Bundesgebiet losgelöst 
würde, sondern auch dann, wenn vielleicht Österreich für die Lausitz 
wieder in das Reich einträte: denn nicht der Zustand, daß zwei 
Großmächte im Bunde Landbesitz haben, vielmehr bloß der, daß 
zwei Großmächte als solche Mitglieder des Bundes sind, hat sich 
durch die 1866 abgeschlossene Entwickelung als undurchführbar er- 
wiesen. Auch wurde bei der Reichsgründung selbst der Eintritt 
eines Staates, dessen Großmachtstellung lediglich auf seinem Gebiete 
außerhalb des Bundes beruhen würde, während er innerhalb des- 
selben als Mittel- oder Kleinstaat dem führenden Preußen gegenüber- 
stände, zwar für unangenehm und bedauerlich erklärt, keineswegs 
aber Sprengung des ganzen bundesstaatlichen Gefüges als notwendige 
Folge desselben bezeichnet; das ergiebt sich aus der Art und Weise, 
wie im konstituierenden Reichstag an die Möglichkeit des Anfalles 
von Oldenburg an Rußland erinnert worden ist.^ 

Dementsprechend wird denn also auch Osterreich nicht mit 
Unrecht stets behaupten können, daß es durch den Prager Frieden 
nach der ganzen Tendenz desselben nur seine gegenwärtige Hegemonie 
in Deutschland, nicht aber auch alle Gebietsaussichten für die Zu- 
kunft habe aufgeben wollen; ja es würde vielleicht sogar mit Be- 
rufung hierauf, auch wenn der Wortlaut des Vertrages eine weiter- 
gehende Deutung begünstigen sollte, den unbeabsichtigt zu weit 



1 Cf. Ghillany, Diplomat. Handbuch III, S. 291. 
* Sitzung vom 18. März 1867. 
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ausgesprochenen Verzicht nachträglich mittelst Anfechtung ein- 
schränken dürfen. 

Jedoch dessen bedarf es hier gar nicht. Art. 4 zunächst kann, 
selbst angenommen, daß er eine Teilnahme Österreichs an der poli- 
tischen Neugestaltung Deutschlands nicht bloß, wie nach dem obigen 
zu vermuten wäre, für damals, sondern auch für alle Zukunft unter- 
sagen will, immer nur als Verbot der Beteiligung des Staates als 
solchen verstanden werden. Man mag auch zugeben, daß hierdurch 
eine Inkorporation der Lausitz in Böhmen bei gleichzeitigem Ver- 
harren im Bundesgebiet, vielleicht sogar schon eine Verbindung 
durch Realunion als ausgeschlossen erscheint: darf man aber auch 
dann noch von einer unzulässigen Beteiligung des Kaiserstaates 
sprechen, wenn der Kaiser sich eintretenden Falls mit einem rein 
persönlichen Erwerb der Lausitz begnügen, d. h. diese mit seinen 
übrigen Staaten nur durch Personalunion vereinigen würde? Gewiß 
nicht; denn da die in solcher Weise verbundenen Staaten prinzipiell 
einander völlig fremd sind, nichts als eben die Person des heute 
nicht mehr mit dem Staate identischen Fürsten gemein haben, ja 
theoretisch selbst verschiedene Herrscher besitzen,^ so kann auch 
offenbar der eine von ihnen sich in einem Bundesverhältnis befinden, 
ohne daß dies den andern irgendwie etwas anginge. 

Mithin wäre also durch das bisherige soviel bereits nach- 
gewiesen, daß der Heimfall der Lausitz mindestens in Einer Form 
auch nach dem Prager Frieden noch möglich bleibt;* damit ver- 
fehlt aber jene ganze, gegen den böhmischen Anspruch geltend 
gemachte Beweisführung schon vollständig ihren Zweck, da sie 
gerade auf die Annahme, daß ein Rückfall jetzt in jeder Form 
ausgeschlossen sei, basiert ist: die Fortexistenz des österreichischen 
Anspruches würde nunmehr auch dann gesichert sein, wenn eine 
gänzliche Loslösung der Lausitz aus dem Reichsverbande in der 
That jetzt nicht mehr gefordert werden dürfte. Aber nicht einmal 
dies ist zuzugeben. Zwar möchte hier vielleicht angeführt werden, 
daß Österreich durch Art. 6 im Voraus seine Zustimmung zu 
jeder beliebigen Organisation Deutschlands gegeben habe, also auch 
dazu, daß durch die Bundesverfassung einer neugeschaffenen poli- 
tischen Potenz, d. i. dem Reich, ein selbständiges Recht am ge- 



1 Vergl. oben S. 12. 

^ Granz abgesehen davon, daß der Kaiser, wenn trotz alledem auch die 
Personalunion unzulässig sein sollte, doch nicht gehindert werden kann, das 
von ihm selbst nicht mehr auszuübende Becht zur Begründung einer habs- 
burgischen Sekundogenitur zu benutzen. • Vergl. den Anfall von Koburg-Gotha 
an eine Seitenlinie des englischen Königshauses. 
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samten Bundesgebiete zugeschrieben wurde, über welches die Einzel- 
staaten nun nicht mehr verfugen können, sondern zu dessen Auf- 
hebung es einer eigenen (beliebig zu versagenden) Erklärung des 
Reiches bedarf. 

Dagegen ist aber folgendes zu bemerken. Allerdings war Oster- 
reich durch diesen Artikel zur Anerkennung des zu gründenden 
Bundes und seiner Verfassung in jedem Fall, die letztere mochte 
nun ausfallen wie sie wollte, verpflichtet, eine Verbindlichkeit, der 
es auch vollständig nachgekommen ist, denn es hat sowohl die 
norddeutsche Bundes- wie die spätere Reichsverfassung anerkannt- 
Genau dasselbe haben indes auch alle übrigen Mächte gethan, bloß 
nicht — und das ist der einzige Unterschied — auf Grund einer 
Verpflichtung, sondern nach freiem Entschluß. Nun ist es aber 
gewiß einleuchtend, daß in der Wirkung zwischen einer geschuldeten 
und einer freiwilligen Anerkennung sich nicht die geringste Ver- 
schiedenheit ergeben kann, mit anderen Worten, die Frage ist nicht 
so zu stellen, ob durch Anerkennung des Deutschen Bundesstaates 
das österreichische Heimfallsrecht bez. der Lausitz beseitigt worden 
ist, sondern ganz allgemein so, ob dies bez. aller auswärtigen Ge- 
bietsansprüche der Fall ist. In dieser Beziehung wird sich aber 
später (§§ 7 und 8) zeigen, daß die letzteren von der Verfassung, 
so wie dieselbe 1866/67 und 1870/71 formuliert worden ist, völlig 
unberührt geblieben sind, weder eine Aufhebung noch auch nur 
eine Beschränkung erfahren haben. Etwas anderes wäre es freilich, 
wenn ein ausnahmsloses Verbot jedes Überganges deutscher Terri- 
torien an fremde Fürsten in die Verfassung aufgenommen wäre; da 
nämlich Osterreich nach Art. 6 auch diese Bestimmung hätte wider- 
spruchslos hinnehmen müssen, so würde hieraus ein Verzicht auf 
seine eventuellen Territorialansprüche mit Fug sich ableiten lassen. 



§ 6. B. Wismar. 

I. An zweiter Stelle mag eines Anspruches gedacht werden, 
den das Königreich Schweden auf ein Deutsches Gebiet erheben 
kann, eines Anspruches, der im Gegensatz zu dem Lausitzer Heim- 
fallsrecht, welches auf einen mehr als 250 Jahre alten Vertrag 
zurückgeht, erst aus dem gegenwärtigen Jahrhundert stamrnt: es 
ist dies das Einlösungsrecht auf Stadt und Herrschaft Wismar. 

In älterer Zeit eine der mäditigsten Hansestädte und als solche 
so gut wie ganz unabhängig von der Territorialhoheit der Mecklen- 
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burger Herzöge, wurde Wismar später den letzteren nach langen 
Kämpfen erbunterthänig, bewahrte sich indes stets eine selbständige 
Stellung, indem der Stadt in einer Reihe von Vergleichen, Erb- 
verträgen etc. zahlreiche Privilegien und Gerechtsame zugesichert 
wurden. Als sie dann durch Art. X, § 6 des Osnabrücker Friedens 
mit den Amtern Poel und Neukloster als unmittelbares Reichs- 
lehen ^ an Schweden fiel, wurde ihr der Fortbestand ihrer Vorrechte, 
auch für die Zukunft ausdrücklich gewährleistet. Während nun 
Schweden die übrigen Besitzungen, welche es durch den Westfälischen 
Frieden in Deutschland erworben hatte, ziemlich schnell wieder 
verlor,^ ist Wismar lange unter seiner Herrschaft verblieben: erst 
im Jahre 1803 gelang es dem Herzog von Mecklenburg- Schwerin, 
durch den Vertrag von Malmö vom 26. Juni^ die abgetretene Stadt 
zurückzugewinnen, wobei derselben aber in Art. 17 wiederum ihre 
Privilegien bestätigt und garantiert wurden. 

Das staatsrechtliche Verhältnis, in welches die Stadt auf diese 
Weise zu Mecklenburg trat, ist ein ganz eigentümliches. Da in 
Art. 2 nur die Abtretung an den Herzog persönlich und seine Nach- 
folger stipuliert wird, so wäre es diesem möglich gewesen, aus dem 
von Schweden zedierten Gebiete einen eigenen, mit den bisherigen 
Besitzungen nur durch Personalunion vereinigten Staat zu bilden, 
auf der anderen Seite war es ihm aber auch unbenommen, dasselbe 
in nähere Beziehung zu den letzteren zu setzen. Indem man sich 
nun für die zweite Alternative entschied, trat Wismar durch weit- 
gehende Gemeinsamkeit der Gesetzgebung, Regierung und Verwaltung 
in enge Verbindung mit dem übrigen Herzogtum (resp. jetzt Groß- 
herzogtum), ohne daß jedoch deshalb von einer vollständigen Ein- 
fügung in das Mecklenburgische Staatsgebiet die Rede sein könnte. 
Denn wenn die einzelnen Teile desselben schon an und für sich 
nicht zu einem einheitlichen Staat im modernen Sinn^ zusammen- - 
gewachsen sind, sondern noch immer einen lose verbundenen patri- 



* Doch ohne Keichsstandschaft; diese wurde, als Schweden verlangte, daß 
,künftig die Königin oder ein König zu Eeichskonventen solle beschrieben 
werden tamquam dominus aut domina civitatis ac portus Wismariensis* direkt 
verweigert, weil dies ,in effectu nichts anderes als votum et sessionem in 
Imperio nach sich ziehen* würde, solches aber dem Schweriner Herzog als bis- 
herigem Besitzer von Wismar auch nicht zugestanden habe. Vergl. auch Art. X, 
§ 9 des Osnabrücker Friedens. 

* Abgesehen von dem, erst 1815 preußisch gewordenen Vorpommern. 

^ Abgedruckt bei Märten s, Recueil des principaux trait^s etc. T. VIII, 
S. 54-^85. 

* Cf. Büsing, Staatsrecht der Großherzogtümer Mecklenburg -Schwerin 
und Mecklenburg- Strelitz, in Marquardsens Handbuch des öfFentl. Rechts ITI^ 
H, 1, S. 88. 
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monialen Feudalstaat bilden, so nimmt noch ganz besonders Wismar 
vermöge der ihm garantierten politischen Vorrechte eine so aus- 
geprägte Sonderstellung ein, daß es ähnlich wie Rostock in zahl- 
reichen und wichtigen Beziehungen aus dem Gefuge desselben fast 
vollständig wieder herauszutreten scheint. Auch war es, als 1848/49 
die Schaffung einer konstitutionellen Verfassung versucht wurde, in 
der That eine der Hauptschwierigkeiten, eben die Seestädte organisch 
in den neuen Staat einzufügen; die Weigerung derselben, bedingungs- 
los auf ihre privilegierte Stellung zu verzichten, hat damals wesent- 
lich mit dazu beigetragen, daß das ganze Verfassungswerk scheitern 
und alles beim alten bleiben mußte. ^ 

Dabei ist noch zu erwähnen, daß, während Rostock wenigstens 
durch das Bindemittel der Landstandschaft mit der übrigen Ritter- 
und Landschaft vereinigt ist, Wismar nicht einmal diese hat; zwar 
war es bis zum Westfälischen Frieden im Besitz derselben, ist aber 
nach seiner Retrozession noch nicht wieder in den ständischen 
Verband aufgenommen worden. ^ Daraus würde an sich, da die 
unbeschränkte Stellung des Landesherrn in Mecklenburg prinzipiell 
nur durch ständische Konkurrenz beschränkt wird, sogar die Folgerung 
zu ziehen sein, daß derselbe in Wismar wie im Domanium absolut 
ist; thatsächlich ist er freilich durch die oben erwähnte Garantie 
der städtischen Privilegien noch vielmehr beschränkt, als den übrigen 
mit Landstandschaft versehenen Städten gegenüber durch diese. ^ 

Zur Veranschaulichung dessen, wie weitgehend die Wismar ein- 
geräumte Sonderstellung noch immer ist, genügt es, als auf einige 
der wichtigsten Gerechtsame* darauf Hinzuweisen, daß z. B. der 
Stadt für das gesamte Gebiet des öffentlichen und privaten Lokal- 
rechtes eine wahre autonomische Gesetzgebung zusteht, daß sie noch 
heute höhere und niedere freiwillige Patrimonialgerichtsbarkeit, so- 
wie ein eigenes Begnadigungsrecht besitzt, endlich daß sich auch 
in finanzieller und kirchlicher Beziehung mancherlei, vielfach ziemlich 
tiefgreifende Besonderheiten geltend machen. Andere sind neuer- 
dings durch die Reichsgesetzgebung beseitigt worden, die auch bez. 
der hier aufgeführten Punkte teilweise ändernd und beschränkend 
eingegriffen hat. 

IL Unter all den Eigentümlichkeiten der öffentlich rechtlichen 
Verhältnisse Wismars ist aber keine so bedeutend wie der bereits 



^ Vergl. Wiggers, Verfassungsrecht im Großherzogtum Mecklenburg- 
Schwerin, S. 24 ff., S. 112 ff. 

« Cf. Wiggers, S. 32; Büsing, S. 23. 

^ Zu vergl. Büsing, S. 40, A. 2. 

♦ Näheres über dieselben bei Büsing, S. 40. 47. 48. 49. 57. 66. 67. 68. 
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angedeutete Umstand, daß die Stadt nur für eine ganz bestimmte 
IFrist zu Mecklenburg gehört, nach Ablauf derselben aber wieder 
A^on Schweden in Anspruch genommen werden kann. Das Nähere 
ergiebt sich aus folgenden Bestimmungen des Vertrags von Malmö: 
Ijaut Art. 1 1 desselben tritt der König Gustav IV. Adolph die Stadt 
nicht schlechthin an den Herzog von Mecklenburg- Schwerin ab, 
sondern er tiberläßt sie ihm nur mit sämtlichen Hoheitsrechten 
(Art. 2)2 auf 100 Jahre zum antichretischen Pfandbesitze als Sicher- 
heit für ein Darlehen von 1250000 Keichsthalem Hamburger Banko,^ 
welches jener in Art. 6 ihm zu geben verspricht. Während aber 
dabei dem Herzog nach Art. 3 ein Kecht, das vorgestreckte Kapital 
unter Rückgabe der verpfändeten Stadt zu kündigen, nicht zusteht, 
wird der Krone Schweden ausdrücklich die Befugnis gewahrt, nach 
Ablauf der 100 Jahre durch Erlegung der Pfandsumme mit 3^/^ 
Zinseszins* Wismar wieder einzulösen (Art. 4); für den Fall, daß 
etwa von diesem Recht im Jahre 1903 kein Gebrauch gemacht 



^ La transaction hypothecaire, dont les stipulations suivent ci-apres, restera, 
saus aueuii changement quelconque, eii vigueur pendant Tespace de cent ans 
r(!volus, a dater depuis la signature de la presente Convention, et eile pourra 
etre continu^e k Texpiration de ce terme. 

Sa Majest^ le roi de Su^de c^de k Son Altesse S^renissime le duc de 
Meeklenbourg-Schwerin k titre d'hypoth^que (antichresis) et moyennant une r^- 
tribution stipul^e dans rarticle VI, la pleine et entiere possession usufructuaire 
de la ville et de la seigneurie de Vismar, des baiUiages de Poel et de Neu- 
kloster et de leurs d^pendances pour en jouir sans Interruption pendant la duree 
du terme pr6cit6. 

* Sa Majeste le roi de Suede transföre sur la personne de Son Altesse 
Serenissime le duc de Mecklenboui*g- Schwerin et sur Celles de ses successeurs tous 
ses droits de souverainete sur Vismar, son territoire et ses depeudances sans 
en excepter aucun et tels qu'ils ont ^te d^legues k la couronne de Su6de 
par l'article dixi^me, paragraphes sixi^me et treizi^me du traite du paix d'Osna- 
brück; Sa Majeste se demettant ainsi en faveur de Sa dite Altesse et de ses 
descendans, de toute l'autorit^ politique, militaire, civile, ecclesiastique et judi- 
ciaire qu'elle a jusqu'ä ce moment excrcee sur les possessions hypothequees et 
sur leurs habitans. 

8 5 625 000 Mark. 

* An sich wurde der Zinsfuß zu 5°/o angenommen, davon aber zwei 
Prozent als Äquivalent für die von dem Herzog bezogenen Einkünfte Wismars 
abgerechnet. Übrigens würden bei einer Einlösung auch die noch bleibenden 
3°/o Zinseszins nicht ganz für 100 Jahre zu vergüten sein, indem der Pfand- 
vertrag nach Art. 1 Hundert Jahre nach Unterzeichnung desselben, also am 
26. Juni 1903 enden, der Zinsenlauf für das Kapital aber gemäß Art. 4, Abs. 2 
erst mit dem Tage der Auswechselung der Katifikationen beginnen soll. Bez. 
dieser letzteren hatte Art. 24 nur bestimmt, daß sie spätestens am 15. August 
stattfinden mußte. 
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würde, soll der Vertrag auf weitere 100 Jahre, also bis 2003, als 
verlängert gelten (Art. 3 a. E.).i 

Über die Natur des von den Vertragschließenden beabsichtigten 
Rechtsverhältnisses kann ein Zweifel wohl kaum obwalten; eine 
andere Frage ist es, ob es auch jetzt noch genau als solches, ganz 
konform der Intention der Parteien aufrecht zu erhalten ist. 

Diese ging oflfenkundig dahin, daß zur Sicherstellung für das 
geliehene Kapital ein wirklicher Pfandvertrag in dem Sinne ab- 
geschlossen werden sollte, daß nur Besitz und Nießbrauch auf den 
Herzog von Mecklenburg-Schwerin überginge, Schweden selbst aber 
das Eigentumsrecht, die nuda proprietas an der Stadt Wismar be- 
hielte. ^ Somit stützt sich der ganze Vertrag noch vollständig auf 
die Theorie, welche die Staatsgewalt als Immobiliarsachenrecht auf- 
faßt, indem sie den privatrechtlichen Eigentumsbegriff auf die staats- 
rechtliche Gebietshoheit anwendet. Unter dieser Voraussetzung kann 
es dann allerdings keine Schwierigkeiten bereiten, unter Übertragung 
auch des zivilistischen Pfandbegriffes auf das Staatsrecht an einem 
und demselben Gebiet zwei Staaten Eigentum und „genießbräuch- 
lichen Besitz" selbst dann zuzuschreiben, wenn, wie hier, die Hoheits- 
rechte dem Pfandgläubiger zur Ausübung aus eigenem Recht ze- 
diert sind. 

Wenn freilich im Vertrage zu Malmö das ganze Verhältnis 
romanisierend Antichrese genannt wird, so ist diese Bezeichnung 
aus einem doppelten Grunde ziemlich unglücklich gewählt: einmal, 
weil es rein äußerlich betrachtet durchaus nicht unbestritten fest- 
steht, daß die römische antichresis dem Pfandgläubiger den vollen 
Nießbrauch der verpfändeten Sache gewährt, ^ dann aber und haupt- 
sächlich, weil Verpfändung eines Territoriums ein Begriff ist, der 
dem römischen Rechte total fernliegt, und der sich deshalb nur ge- 
waltsam in das fremde Gewand einzwängen läßt. Es ist vielmehr 
recht eigentlich ein Institut des deutschen Privatrechtes, das in 
dem Vertrage von Malmö noch einmal zum Vorschein kommt, 



* Ob Schweden für den Pfandvertrag von Malmö, wie es in Art. 23, der 
Eigenschaft von Wismar als Keichslehen gemäß, in Aussicht genommen wird, 
die ausdrückliche Genehmigung des obersten Lehnsherrn, des Kaisers, erlangt 
hat, ist nicht bekannt; jedenfalls hat derselbe aber gegen den Übergang der 
Stadt an Mecklenburg keine Einwendungen erhoben, sondern sich stillschweigend 
dabei beruhigt. 

* Vergl. insbes. Art. 1. 6. 11. 13. 14. 

' Grewöhnlich versteht man darunter nur die Befugnis zur Ziehung der 
Früchte: Windscheid, Pandekten, I, § 234, S. 758 (vergl. aber hierzu § 202, 
A. 1, S. 643). Anders Arndts, Pandekten, § 381, S. 711: Gebrauch oder Frucht- 
genuß, etc. 

(44) 

Digitized byCjOOQlC 



Ansprüche auswärtiger Staaten auf gegenwärtiges Deutsches Keichsgebiet. 45 

nämlich das Institut der Satzung an unbeweglichen Gütern, ^ welches 
dem Gläubiger in der That Besitz und Genuß des verpfändeten 
Grundstückes gewährte und auch auf ganze Territorien vielfach an- 
gewandt worden ist. 

Gebietsverpfändungen waren in der früheren Zeit durchaus 
nichts ungewöhnliches : so ist ja oben S. 8 bereits erwähnt worden, 
daß die Lausitzen nach dem böhmischen Aufstand auf diese Weise 
an Eursachsen gekommen sind; auch die Stadt Elbing z. B. ist 
zunächst nur auf Grund einer Verpfändung von einem auswärtigen 
Staat auf einen deutschen (Brandenburg -Preußen) übergegangen.* 
Derartige Fälle ließen sich aus dem 17. und selbst 18. Jahrhundert 
noch zahlreich nachweisen; immerhin dürfte aber die alte Satzung 
bei der Verpfändung von Wismar wohl zum letztenmale Anwendung 
auf ein deutsches Gebiet gefunden haben. 

Mittlerweile ist nun jene zivilistische Auffassung des Staats- 
rechtes überwunden worden, an die Stelle des alten nach privat- 
rechtlichen Grundsätzen verpfandbaren dominium terrae die rein 
staatsrechtliche Gebietshoheit getreten. Mit Rücksicht auf diese 
Wandlung ist es jetzt aber zweifellos ganz unmöglich, noch ferner- 
hin ein, auch nach der Tradition von Wismar fortbestehendes 
schwedisches Eigentumsrecht an dieser Stadt anzuerkennen: für 
eine staatsrechtliche nuda proprietas, wie sie der Vertrag von 
Malmö noch annimmt, ist jetzt schlechterdings kein Eaum mehr vor- 
handen. Denn Inhaber der das privatrechtliche Eigentum ersetzenden 
Gebietshoheit über ein Territorium ist jetzt lediglich derjenige, 
welcher, abgesehen von etwaigen Staatsservituten, mit Ausschluß 
aller übrigen Staaten befiigt ist, innerhalb desselben Hoheitsrechte 
auszuüben.^ Nun sind dieselben aber nach Art. 2 und 21 sämtlich 
auf den Herzog von Mecklenburg übergegangen, indem der König 
von Schweden auf dieselben, nicht etwa bloß auf ihre Ausübung zu 
seinen Gunsten schlechthin verzichtet hat.* Daraus folgt, daß der 
Herzog in Wismar alleiniger Inhaber der Staatsgewalt ist, und 
Schweden nur noch ein eventuelles Recht auf diese Stadt, aber 



^ Cf. Gerber, Privatrecht, § 149, S. 272. 

* Im Jahre 1657 (resp. 1698). Freilich kam die Stadt damals bald wieder 
an Polen zurück. 

» G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 74, S. 179. 

* Im Sinne der Paziszenten bestimmte Art 1 die gewollte Hauptsache, 
den bloßen usufruktuarischen Besitz, während Art. 2 als verhältnismäßig neben- 
sächlich noch die Zession der sämtlichen Hoheitsrechte verfugte. Da aber eben 
in den letzteren die Staatsgewalt selbst auf Mecklenburg übergegangen ist (cf. 
Gerber, Staatsrecht, § 9, A. 1, S. 26/27), so ist in Wahrheit Art. 2 der be- 
deutsamste. 
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nicht mehr ein immerfort schon bestehendes Recht über dieselbe 
besitzen kann: d. h. Wismar ist nach der heutigen Auffassung von 
Gustav IV. Adolph 1 803 einfach und ohne Einschränkung an Mecklen- 
burg abgetreten und der Krone Schweden nur die Befugnis vor- 
behalten worden, ev. die Retrozession verlangen zu können. 

Darf man nun aber unter diesen Umständen überhaupt noch 
sagen, daß die Stadt auch heute nur als schwedisches Pfand zu 
Mecklenburg gehört? Gewiß nicht mehr in der Form des bloßen 
„genießbräuchlichen Besitzes", wie es der Vertrag von Mabnö will, 
wohl aber noch in dem weiteren Sinne, in welchem auch die 
römische fiducia ein Pfand, d. h. lediglich eine dem Gläubiger 
Sicherheit für die Befriedigung seiner Forderung gewährende Sache 
ist; wie dort der verpfändete Gegenstand dem Gläubiger zu Eigen- 
tum übertragen wird mit dem Versprechen der Rückübertragung 
bei Tilgung der Schuld, so ist hier die ganze Hoheitsgewalt über 
die verpfändete Stadt von Schweden an Mecklenburg zediert und 
soll bei Rückzahlung des Darlehns von letzterem wieder an ersteres 
gelangen. 

Trotzdem ist es gewiß viel angemessener und natürlicher, jetzt 
ganz von dem Pfandbegriflfe abzusehen und, wie es in der That 
auch mehrfach geschehen ist,^ unter Konversion eines veralteten in 
ein geläufigeres Rechtsverhältnis nunmehr einen Kauf mit gleich- 
zeitigem Vorbehalt des Wiederkaufsrechtes anzunehmen.^ Die wenigen 
Rechte, die sich Schweden außerdem noch in bezug auf Wismar 
gewahrt hat, und die damals zum Teil als bloße Folgen des usu- 
fruktuarischen Besitzes erscheinen,^ bleiben als Staatsservituten in 
Kraft; dies gilt insbesondere von der in Art. 11, 15 und 16 über- 
nommenen Verpflichtung Mecklenburgs, die Stadt weder zu ver- 
äußern noch zu befestigen oder als Kriegshafen zu verwenden.* 

III. Mehr als 90 Jahre sind nunmehr seit dem Vertrage von 
Malmö verflossen, und näher und nälier rückt der Tag heran, an 
welchem es sich entscheiden muß, ob Schweden seine Rechts- 
ansprüche auf Wismar geltend machen wird oder nicht. Auf sie 
verzichtet hat es jedenfalls nicht, auch sind gegen das Fortbestehen 
derselben irgendwie beachtliche Einwände, soviel . bekannt, nicht er- 
hoben worden. Nur Büsing scheint sich gegen sie auszusprechen, 



1 Vergl. G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 56, S. 129; Weber, Welt- 
geschichte, XIV, S. 695. 

* Vergl. die mancipatio und remancipatio bei der fiducia. 

* Zu vergl. bes. Art 11 und 14. 

* Von dem Befestigungsverbot handelt Art. 15, nicht Art. 16, wie bei 
Büsing, S. 7, irrtümlich angegeben ist 
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indem er S. 7, A. 1 sagt, daß die Wiedervereinigung der Stadt mit 
Mecklenburg nach der ganzen politischen Entwickelung Deutschlands 
selbstverständlich als eine definitive anzusehen sei. Doch ist es 
nicht ausgeschlossen, daß damit nur eine bloße Wahrscheinlichkeits- 
annahme auf Grund der gesamten Neugestaltung der deutschen 
Verhältnisse und nicht ein wirkliches Urteil über die Kechts- 
beständigkeit des schwedischen Einlösungsrechtes gegeben sein soll. 
Ist das erstere der Fall, so wird man dem gewiß nur beistimmen 
können, ^ wie denn auch die Höhe der von Schweden zu erlegenden 
Summe nicht gerade dafür spricht, daß es von seinem prinzipiell 
noch bestehenden Rechte auch wirklich Gebrauch machen wird;^ 
geht dagegen die Ansicht von Bus in g dahin, daß durch die Grün- 
dung des norddeutschen Bundes und die Errichtung des Deutschen 
Reiches^ der Anspruch Schwedens rechtlich außer Ejraft gesetzt sei, 
so wird der zweite Teil die Unrichtigkeit derselben nachzuweisen 
versuchen. 

Als Zeichen aber dafür, daß sowohl die Großherzoglich Mecklen- 
burgischen wie auch die städtischen Behörden immer die Möglich- 
keit eines Rückfalles von Wismar im Auge behalten, mag noch das 
Folgende dienen.* Infolge des Vertrages von Malmö waren die so- 
genannten ehemaligen Fortifikationsplätze , ein Areal in der un- 
mittelbaren Nähe von Wismar, von der Krone Schweden an die 
Krone Mecklenburg gelangt. Als nun ein Teil derselben im Jahre 
1848 auf Grund eines Kauf- und Tauschkontraktes der Stadt 
Wismar zu Eigentum überlassen wurde, da fügte man dem Vertrag 
nachstehende Klausel hinzu: 

„jedoch nur zu allen denjenigen Rechten, welche die groß- 
herzogliche hohe Kammer selbst hieran gehabt hat, auch ohne Ge- 
währleistung. Es bleibt also das Recht der Krone Schweden aus 
dem zu Malmö am 26. Juni 1803 abgeschlossenen Staatsvertrag in 
der Art vorbehalten, daß bei etwa eintrietender Wiedereinlösung der 
Herrschaft Wismar die Krone Schweden diesen gegenwärtigen Kauf- 
und Tauschkontrakt wiederum aufzurufen nnd diese Grundstücke 
zurückzufordern berechtigt bleibt. In solchem Falle aber sollen 



^ Vergl. unten § 10, S. 85—86. 

' Über 100 Millionen Mark müßten 1903 gezahlt werden; im Jahre 2003 
aber wären es ca. 2 Milliarden, sodaß kaum anzunehmen ist, Schweden werde, 
falls es einmal 1903 sein Einlösungsrecht nicht ausüben sollte, je wieder auf 
dasselbe zurückkommen. 

" Noch weniger von Bedeutung kann die Gründung des Deutschen Bundes 
gewesen sein, auf die gelegentlich wohl auch hingewiesen worden ist 

* Bekannt geworden durch ein im Dez. 1891 veröffentlichtes Schreiben 
des Bürgermeisters von Wismar. 
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der Stadt Wismar gegen Wiederabtretung der verkauften Grund- 
stücke und überlassenen Rechte an die Krone Schweden die wirklich 
gezahlten Kaufgelder, jedoch ohne Zinsen, zurückgezahlt und die in 
Tausch gegebenen Grundstücke wieder zurückgegeben werden, auch 
keiner der beiden kontrahierenden Tpile einen Anspruch auf Ersatz 
für Meliorationen und Verwendungen gegen den anderen und die 
Krone Schweden machen dürfen". 

Verkauft nun die Stadt Wismar einzelne Teile dieser Boden- 
fläche weiter, so wird heute noch eine ähnliche Reservation der 
Rechte der Krone Schweden unter Eintragung zu Stadtbuch aus- 
bedungen, eine Vorsichtsmaßregel, die auch noch von den Mecklen- 
burgischen Staatsbehörden beobachtet wird, so oft dieselben Stücke 
der damals im Eigentum der Krpne verbliebenen Fortifikations- 
plätze veräußern. In dieser Weise ist seitens der Stadt unter 
anderem auch im Jahre 1887 verfahren worden, als dieselbe an 
das Großherzogliche Finanzministerium Areal zur Erbauung eines 
Zollgebäudes überließ; spezielle Erwähnung verdiente gerade dies 
Vorkommnis um deswillen, weil in Anschluß und unter Bezugnahme 
auf dasselbe schwedische Blätter das Wiedereinlösungsrecht von 
neuem erörtert und für noch jetzt giltig erklärt haben, ohne daß 
seitens der Regierung eine Zurückweisung dieser Ansicht erfolgt wäre. 



Zweiter Teil. 

Die fremden Gebietsansprüche und die Eeichsverfassung. 

§ 7. Die für die liberierende Wirkung der Reichsgrundung vor- 
gebrachte Beweisführung und deren Mängel. 

I. In dem soeben abgeschlossenen ersten Teil ist es versucht 
worden, an einigen praktischen Beispielen den Nachweis zu er- 
bringen, daß, als die Deutschen Staaten sich 1867 anschickten, zur 
Bildung einer in sich abgeschlossenen nationalen Gesamtmacht mit 
geographisch fest umschriebenen Grenzen zu schreiten, auf einzelne 
Teile des neuen Bundesgebietes noch von auswärtigen Mächten An- 
sprüche erhoben werden konnten. Dabei gehören die angeführten 
Fälle zwar sicher zu den wichtigsten hier in Betracht kommenden, 
sollen aber keineswegs als die einzig möglichen bezeichnet werden. 
Denn noch manche andere Territorien haben in früherer Zeit zu 
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fremden Staaten in Beziehungen gestanden, aus denen unter Um- 
ständen eine Vereinigung mit denselben resultieren konnte: es sei 
hier an das Lehnsverhältnis erinnert, welches, auch abgesehen von 
der Lausitz, zwischen sächsischen Gebietsteilen^ und der Krone 
Böhmen bestanden hat, und das erst mit dem Beitritt Sachsens 
zum Rheinbund völlig erloschen ist; es sei fernerhin der kaiserlichen 
Eventualbelehnung gedacht, die die Ki:one Schweden 1648 für das 
an: Brandenburg fallende Hinterpommem empfing, ^ sowie des Öster- 
reich durch das Konferenzprotokoll vom 10. Juni 1815 eingeräumten 
Anrechtes auf den Breisgau. ^ Und da nun solcher und ähnlicher 
Verhältnisse sich noch manche nachweisen ließen, so mag es nicht 
ausgeschlossen sein, daß aus dem einen oder dem anderen noch 
heutzutage geltende Ansprüche auf Deutsches Reichsgebiet abzuleiten 
wären. Selbst wenn aber die sächsische und preußische Lausitz 
sowie Wismar wirklich die einzigen Territorien sind, bei denen der- 
artiges zu befürchten steht, so wird doch schon in diesen drei 
Fällen die Gefahr eines Verlustes von deutschem Grund und Boden 
sicher schmerzlich genug empfunden, und man würde es daher 
zweifellos allseitig auf das Freudigste begrüßen, wenn durch die 
Reichsgründung in der That, wie mehrfach behauptet worden ist, 
fortan diesen auswärtigen Pratensionen die rechtliche Begründung 
entzogen worden wäre. 

Leider kann man nur die hierfür geltend gemachte Beweiß- 
fahrung nicht als zwingend anerkennen. Dieselbe ist im großen 
und ganzen, geringe Abweichungen im einzelnen vorbehalten, stets 
die gleiche geblieben* und bewegt sich etwa in folgendem Ge- 
dankengang. 

Jede Gebietsabtretung seitens eines deutschen Einzelstaates an 
eine auswärtige Macht würde stets auch eine Veränderung des 
Reichsgebietes involvieren. Da nun aber letzteres- in der Bundes- 



* Namentlich, seit dem Vertrage von Eger 1459, im Vogtlande. 

* Art. X, § 4 des Osnabrücker Friedens: — Deficiente vero linea mas- 
culina domus Brandenburgicae — ulterior quoque Pomerania tota — ad solos 
reges regnumque Sueciae perpetuo pertine(bit), spe interim successionis et in- 
vestitura simultanea gavisuros. — Über die heutige Wirkung kaiserlicher Even- 
tualbelehnungen cf. G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 90, S. 222; Gerber, 
Staatsrecht, § 29, S. 91. 

* Cf. Kl üb er. Diplomatische Verhandlungen des Wiener Kongresses, I, 
S. 91. — Doch wurde schon durch den Traktat vom 3. Mai 1819 dem Groß- 
herzogtum Baden von Österreich sein voller Besitzstand garantiert. 

* Vergl. insbes. die Argumentation Deumers (Rechtlicher Anspruch 
Böhmen -Österreichs auf die Oberlausitz, S. 70 flf.), der auch Opitz zustimmt 
(Sachs. Staatsrecht, 11, S. 264). Mit ganz den nämlichen Gründen ist auch das 
Fortbestehen des schwedischen Eechtes auf Wismar geleugnet worden. 

DU. 4 

(49) 



Digitized by VjOOQIC 



50 B. Schmidt: 

Verfassung selbst (Art. 1) festgestellt ist, so wäre damit gleichzeitig 
eine Verfassungsänderung verbunden, die wieder nach Art. 78 nur 
in Form einer besonders qualifizierten Reichsgesetzgebung vor sich 
gehen kann. Daraus folgt mit Notwendigkeit, daß, wenn die Er- 
lassung eines entsprechenden Gesetzes vom Reiche verweigert wird, 
der betr. Gliedstaat zur Ausflihrung der von ihm seiner Zeit über- 
nommenen Zessionsverbindlichkeit gar nicht mehr imstande ist: 
d. h. er befindet sich im Zustande der unverschuldeten Unmöglich- 
keit der Erfüllung und ist daher von der Leistung überhaupt befireit.i 

Das Reich seinerseits aber darf jede Mitwirkung mit vollem 
Rechte verweigern; es ist zur Genehmigung des Zessionsvertrages 
absolut nicht verpflichtet, da es nicht ohne weiteres in die Verbind- 
lichkeiten der Einzelstaaten succediert ist. Denn der, durch den 
Eintritt der süddeutschen Staaten später zum Reich erweiterte nord- 
deutsche Bundesstaat ist ganz neu entstanden, hervorgegangen 
lediglich aus dem auf seine Entstehung gerichteten* überein- 
stimmenden Willen zweier ganz gleichberechtigten Faktoren, nämlich 
der Gesamtheit der norddeutschen Regierungen und des im konsti- 
tuierenden Reichstag repräsentierten norddeutschen Volkes. Zu den 
Gliedstaaten stand er daher nicht im Verhältnis der Kontinuität, 
6r ist keineswegs die Fortsetzung derselben; vielmehr setzt jeder 
einzelne, weil auch in Zukunft weiter existierend, sich selbst fort, 
und es tritt nur zu ihnen, originär entstehend, ein neues Gemein- 
wesen, der Gesamtstaat, hinzu. Eine neue Staatsgewalt hat aber 
auch ein neues Recht. Daher ist die Konstruktion einer allge- 
meinen, von selbst gegebenen Succession des Gesamtstaates in Ver- 
bindlichkeiten der Gliedstaaten unmöglich; solche können für ihn 
nur aus seinen eigenen Handlungen entstehen: er hat nur das zu 
leisten, was er selbst versprochen, nur die Verpflichtungen zu er- 
füllen, die er selbst übernommen hat. 

Demzufolge liegt also bei allen den Verbindlichkeiten der Glied- 
staaten, deren Ausführung jetzt nur noch unter Mitwirkung des 
Reiches möglich ist, die Sache so, daß jene nicht erfüllen können, 
dieses aber, nicht zu erfüllen braucht. Trotzdem aber, daß ganz 
besonders auch die so wichtigen Territorialansprüche in dieser 
Weise aufs schwerste gefährdet wurden, thaten die fremden Staaten 
nach Publikation der Bundesverfassung keine Schritte, um sich ihre 
so sehr in Frage gestellten Rechte zu wahren; sie haben die betr. 
Bestimmungen schweigend und widerspruchslos hingenommen, folglich 
anerkannt, und man muß daher zu der Schlußfolgerung kommen, 
daß sie mit den aus denselben sich ergebenden Konsequenzen ein- 



> Cf. Deumer a. a. 0., S. 73. 
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verstanden waren, d. h. daß sie auf jene Territorialansprüche Ver- 
zicht geleistet haben. 

Es können deshalb auch unbedenklich — und dahin wird das 
Endergebnis der ganzen Deduktion zusammengefaßt^ — zum min- 
desten diejenigen Ansprüche auf Deutsches Bundesgebiet, bez. deren 
bei Bekanntwerden der Eeichsverfassung kein ausdrücklicher Protest 
erhoben worden ist, gegenwärtig als erloschen angesehen werden. 

n. Wäre dies Resultat richtig, würden wirklich infolge der 
Gründung des Bundesstaates alle Gliedstaaten dem Auslande gegen- 
über ihrer früher übernommenen Pflichten auf Gebietsabtretungen 
ledig geworden sein, so würde unter anderem auch für Preußen 
schon hierdurch die Verbindlichkeit aus Art. 5 des Prager Friedens ^ 
von 1866 weggefallen sein, und es wäre daher schwer verständlich, wie 
dieser Staat, was seine Anregung zu dem in Note 2 erwähnten 1878 er 
Vertrag beweist, erst noch die Aufhebung einer bereits beseitigten 
Bestimmung erstreben konnte. Gerade aber der Umstand, daß er 
darauf abzweckende Schritte noch für erforderlich hielt, läßt darauf 
sehUeßen, daß er sich nach wie vor als gebunden ansah und die für 
die liberierende Wirkung der Keichsgründung geltend gemachte 
Beweisführung als ungenügend erachtete. 

Thatsächliöh leidet dieselbe denn auch an sehr bedenklichen 
Schwächen. 

Zwar die Behauptung, daß jetzt bei Gebietsabtretungen eine 
Mitwirkung des Eeiches erforderlich sei, ist als völlig richtig zuzu- 
geben. Denn wenn auch Art. 1 der Verfassung^ sich nicht aus- 
drücklich darüber ausspricht, ob unter Bundesgebiet das damalige 
(zur Zeit der Gründung des Bundesstaates vorhandene) oder das 
jeweilige (sich im Laufe der Zeit vielleicht ändernde) Gebiet der 
Einzelstaaten zu verstehen sei, so ist man doch keinesfalls dazu be- 
rechtigt, denselben unter Acceptation der letzteren Auslegung die 
Befugnis zu gewähren, durch Territorialabtretungen oder -erwerbungen 
gleich auch das Reichsgebiet zu ändern. Dies war sofort in und 



* Cf. Deumer, S. 77. 

* In demselben übertrug der Kaiser von Österreich auf den König von 
Preußen alle seine im Wiener Frieden vom 30. Okt. 1864 erworbenen (Kondo- 
minats-) Rechte auf Schleswig -Holstein, doch „mit der Maaßgabe, daß die Be- 
völkerungen der nördlichen Distrikte von Schleswig, wenn sie durch freie Ab- 
stimmung den Wunsch zu erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, 
an Dänemark abgetreten werden sollen'*. Die in der letzteren Klausel stipu- 
lierte Verpflichtung zur ev. Rückgabe Nordschleswigs an Dänemark ist erst 1878 
auf Wunsch Preußens durch einen neuen Vertrag (vom 11. Okt.; ratifiziert am 
11. Jan. 1879) zwischen diesem und Österreich aufgehoben worden. 

*„Das Bundesgebiet besteht aus den Staaten Preußen mit Lauenburg, 
Bayern, Sachsen" etc. 

4* 
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mit der Entstehung des Bundesstaates in ganz bestimmtem räum- 
lichen Umfang gegeben: alles, was damals Gebiet eines Einzelstaates 
war, wurde jetzt zu Reichsgebiet.^ Soll nun später diese Eigen- 
schaft irgend einem Teile wieder genommen werden, so ist es doch 
ganz klar, daß dabei das Bundesgebiet jedenfalls in der Weise, wie 
es Art. 1 der Verfassung nun einmal festgestellt hatte, nicht fort- 
besteht, sondern einer Verminderung, d. h. einer Änderung unter- 
zogen wird. Nun kann dieselbe freilich wegen der besonderen 
Fassung des Art. 1 nicht auch in einer Änderung des Textes der 
Verfassungsurkunde zum Ausdruck kommen, wie es möglich, ja not- 
wendig gewesen wäre, wenn man für das Bundesgebiet, dasselbe als 
Ganzes, nicht als Summe der Einzelterritorien nehmend, ganz be- 
stimmte geographische Grenzen angegeben hätte, aber nichtsdesto- 
weniger liegt doch auch unter diesen Umständen sicher Änderung 
eines in der Verfassung auf das bestimmteste (nur nicht direkt, 
sondern mittelbar durch Aufzählung sämtlicher, ihrerseits in 
ihrem Umfange bereits völlig begrenzten und bekannten Gliedstaaten) 
festgestellten Begriffes vor, und dazu wird man einer Verfassungs- 
änderung nach Art. 78 nicht entraten können. 

Eine solche ist auch von fast allen Autoren des Reichsstaats- 
rechtes für jede Veränderung des Bundesgebietes, sei es nun eine 
Vermehrung oder Verminderung, verlangt worden, ^ und nur wenige 
haben unter Berufung darauf, daß Art. 1 eben nur das jeweilige 
Gebiet der Einzelstaaten ergreifen wolle, eine abweichende Ansicht 
geäußert. Übrigens haben auch diese zum Teil die Notwendigkeit 
einer Mitwirkung des Reiches nur für Territorialerwerbungen ge- 
leugnet, dagegen für Abtretungen mit der Begründung zugestanden, 
daß dem Reiche nicht durch die Gliedstaaten wohlerworbene Rechte 
entzogen werden dürften.^ 

III. Anders als mit dem rückhaltlos anzuerkennenden Satze 
über das Erfordernis eines verfassungsändernden Reichsgesetzes bei 
Zession deutschen Gebietes steht es mit der aus demselben ge- 
zogenen Schlußfolgerung, daß damit den Einzelstaaten als solchen 
eine Abtretung schon jetzt völlig unmöglich gemacht werde, und 



* Nur für Südhessen wurde in der Verfassung des norddeutschen Bundes 
eine ausdrückliche Ausnahme gemacht; cf. G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, 
§ 164, A. 32, S. 492. 

* G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 164 (S. 485); v. Mo hl, Reichs- 
staatsrecht, I, I, 2 (S. 24); V. Rönne, Reichsstaatsrecht, I, § 7 (S. 60); Laband, 
Reichsstaatsrecht, §3 (S. 27) in Marquardsens Handbuch des ö£Pentlichen 
Rechts, n, 1. 

' Vergl. Tinsch, Recht der deutschen Einzelstaaten bez. des Abschlusses 
völkerrechtlicher Verträge, S. 41—43. 
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infolgedessen auch jede darauf gerichtete Verpflichtung derselben 
als hinfällig anzusehen sei. Dagegen ist zunächst und vor allen 
Dingen einzuwenden, daß mit der Berufung auf die in Art 1 er- 
folgte feste Abgrenzung des Bundesgebietes doch weiter nichts be- 
wiesen wird, als daß jedes Stück desselben bis zur verfassungs- 
mäßigen anderweiten Bestimmung darin verharren, nicht aber, daß 
es notwendig auch Teil gerade des Gliedstaates bleiben muß, dem 
es damals angehörte. Denn der Artikel grenzt wohl das Eeichs- 
gebiet bestimmt ab, enthält aber nichts über den Umfang der Einzel- 
staaten. Wenn also die betr. fremde Macht etwa ihre Ansprüche 
mäßigen und sich dazu bereit erklären würde, das fragliche Terri- 
torium in Gestalt eines neu zu bildenden, mit ihr selbst nur durch 
Real- oder Personalunion^ verbundenen Staates im Eeiche zu be- 
lassen, so käme es hier überhaupt zu keiner Verminderung des 
Bundesgebietes, und es würde sich nur infolge der Teilung eines 
Gliedstaates in zwei eine redaktionelle Veränderung ^ der hiervon 
berührten Verfassungsbestimmungen nötig machen.* Auch wäre es 
thatsächlich recht wohl möglich, daß das Ausland selbst in Rück- 
sicht auf die nationalen Verhältnisse eine solche Regulierung dem 
völligen Ausscheiden aus dem Reichsverbande vorziehen würde, 
trotzdem daß es, wie sich unten ergeben wird,* das letztere auch 
heute noch mit vollem Rechte beanspruchen kann. 

Ob nun freilich das Reich verpflichtet ist, auch wider seinen 
Willen derartigen auswärtigen Wünschen zu entsprechen, und nicht 
anstatt dessen, was sicher mehr in seinem Interesse liegen würde, ** 
alsdann seinerseits die vollkommene Loslösung aus dem Bunde ver- 
langen darf, das ist wieder eine ganz neue Frage für sich, auf deren 
nähere Besprechung aber in dieser Abhandlung verzichtet werden 
kann. Hier sollte und mußte nur darauf hingewiesen werden, daß, 
auch wenn das Reichsgebiet nach der Verfassung jetzt in der That 
nicht mehr von den Einzelstaaten eigenmächtig verändert werden 
darf, diesen dann immer noch die Möglichkeit einer beschränkten, 



^ Über die verfassungsmäßige Zulässigkeit solcher Unionen zwischen 
deutschen und außerdeutschen Staaten cf. G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, 
§ 164, S. 492. 

^ Vergl. L a b a n d , Eeichsstaatsrecht, §.2, S. 26 in Marquardsens Hand- 
buch des öffentlichen Eechts, II, 1. Andere verlangen auch hier verfassungs- 
änderndes Beichsgesetz. 

^ Z. B. derjenigen über die Stimmverteilung im Bundesrat. Auch Art. 1 
käme hier, nur aus einem anderen Grunde, doch wieder in Betracht: nämlich 
wegen des um einen neuen Namen zu vermehrenden Mitgliederbestandes. 

* Vergl. § 8, V. 

^ Vergl. die von Mohl, Beichsstaatsrecht, S. 19 ff., gegen Unionen er- 
hobenen Bedenken. 

« 
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alle ßechte des Reiches sorglich wahrenden Abtretung verbleibt, 
und daß somit ihre Zessionsverpflichtungen auch nach der Verfassung 
mindestens insoweit fortbestehen können.^ 

Was aber viel mehr und viel wichtiger ist, so wird ihnen durch 
die letztere nicht einmal die gänzliche Loslösung aus dem Bundes- 
gebiete sofort völlig unmöglich gemacht, sondern es ist für dieselbe 
doch nur die Notwendigkeit einer Zustimmung des Reiches be- 
gründet worden, bez. deren es sich jetzt noch nicht mit Bestimmt- 
heit sagen läßt, ob sie eintretenden Falls gewährt oder versagt 
werden wird. Dabei mag einstweilen selbst angenonamen werden, 
daß eine rechtliche Verpflichtung zur Erteilung derselben nicht be- 
steht; ist es doch selbst dann durchaus nicht ausgeschlossen, daß 
die nötige Einwilligung trotzdem gegeben wird, sei es nun aus 
politischen Gründen, im Interesse der ferneren freundschaftlichen 
Beziehungen zu dem fremden Staate, sei es aus dem Gefühl heraus, 
daß diesem nach der ausgleichenden Gerechtigkeit gegen den durch 
di« capitis diminutio der Einzelstaaten erlittenen Verlust besser 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren sei.^ 

Angesichts dieser doch zweifellos noch vorhandenen Eventualität 
kann man aber gewiß nicht sagen, daß, weil vielleicht einmal 
künftig, falls nämlich jene Zustimmung wirklich nicht zu erlangen 
wäre, der betr. Gliedstaat sich im Zustande der Unmöglichkeit der 
Erfüllung befinden kann, die Leistung für ihn schon jetzt ganz 
unmöglich sei und daher gar nicht mehr geschuldet werde. ^ Eine 
solche Argumentation möchte höchstens dann einige Berechtigung 
haben, wenn die Reichsverfassung den Bundesgliedern schlechthin 

* Vergl. hierüber auch Deumer, S. 76. 

' Etwa zu vergleichen der in integrum restitutio, die bei Unterwerfung 
eines homo sui juris unter fremde Grewalt gegen den Untergang der Kontrakts- 
schulden erteilt wurde. — Selbstverständlich können aber im Völkerrechte die 
Forderungen der aequitas stets nur durch freien Entschluß des souveränen 
Staates, der ja selbst Interpret und Eichter über das Maß seiner Billigkeits- 
verpflichtungen ist, zur Geltung kommen. 

^ Die nämliche Verwechselung von sofort entschiedener Unmöglichkeit 
alter Vertragsstipulationen und bloßem Abhängigwerden -derselben von der Ein- 
willigung des Eeiches als eines dritten liegt dann vor, wenn man Bestimmungen, 
deren Ausführung die Teilung eines deutschen Grliedstaates in zwei zur Folge 
haben würde, bloß um deswillen für aufgehoben erklärt, weil eine solche Ver- 
mehrung der Zahl der Einzelstaaten der derzeitig geltenden Bundesverfassung 
(sei es nun wegen Art 1 oder Art. 6) zuwiderliefe, mithin von dem betr. Glied- 
staate als solchem schlechterdings nicht herbeigeführt werden könne (vergl. 
Max, Herzog zu Sachsen, a. a. 0., S. 49 — 53): denn auch zugegeben, daß 
es hier wirklich eines verfassungsändernden Reichsgesetzes (vergl. hiergegen das 
auf S. 53 und S. 73, A. 3 Bemerkte), also der thätigen Mitwirkung des Bundes 
selbst bedarf, wer will jetzt schon mit Sicherheit behaupten, daß letztere stets 
verweigert werden wird? 
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und ohne Ausnahme jede Zession sofort untersagte^ und diese unter 
allen Umständen lediglich der Zentralgewalt vorbehielte; wie die 
Sache aber jetzt liegt, besteht für die Einzelstaaten die Möglichkeit 
einer Abtretung und folglich auch die Verpflichtung zu dieser an 
und für sich immer noch fort, und es ist nur die Erfüllung der 
Verbindlichkeit in das Belieben eines dritten, des Eeichs gestellt, 
d. h. es wird die wirkliche Realisierung derselben noch von einer 
weiteren Bedingung abhängig gemacht, nämlich von der Bedingung 
Si tertius voluerit. 

Und in einfacher Eonsequenz dessen kann auch schlieBlich der 
angeblichen Unterwerfung der auswärtigen Staaten unter die Be- 
stimmungen der ßeichsverfassung nur eine entsprechend beschränkte 
Wirkung beigemessen werden. Denn selbst wenn dieselben durch 
Anerkennung des neuen Bundesstaates seine sämtlichen Verfassungs- 
artikel als auch gegen sich wirksam zugestanden haben, so bedeutet 
das nach dem obigen für ihre Territorialansprüche gegen die Einzel- 
staaten eben nur soviel, daß sie die Verwirklichung derselben aller- 
dings von dem freien Willen des Reiches abhängig gemacht, aber 
noch nicht ohne jede Einschränkung darauf verzichtet haben. Selbst 
dies aber immer wieder bloB unter der Voraussetzung, daß jenes 
zur Erteilung seiner Zustimmung rechtlich nicht verpflichtet ist. 
Ist aber gar dies der Fäll, so haben die fremden Mächte durch 
ihre völkerrechtliche Anerkennung der Einigung Deutschlands sich 
nur des Rechtes begeben, die Erfüllung ihrer Territorialansprüche 
lediglich von den Einzelstaaten zu verlangen; sie haben bez. der- 
selben die Notwendigkeit einer Mitwirkung des Reiches zugestanden 
und müssen sich deshalb eventuell um die (ihnen jedoch nicht zu 
verweigernde) Zustimmimg desselben zur Abtretung bemühen. 

Dabei soll nicht in Abrede gestellt werden, daß diese Gebiets- 
ansprüche wirkliche Bedeutung nur dann noch haben, wenn in der 
That jene rechtliche Verpflichtung der Bundesgewalt vorhanden ist, 
ohne eine solche aber, d. h. wenn die Einwilligung ganz nach freiem 
Ermessen erteilt oder versagt werden darf, recht prekär geworden 
sind. Es ist daher auch yon der größten Wichtigkeit, über das 
Bestehen oder Nichtbestehen dieser eigenen Gebundenheit des 
Reiches ins Klare zu kommen, und dies mag im folgenden Para- 
graphen versucht werden. 



* Dann würde allerdings für sie eine schon jetzt entschiedene Unmöglich- 
keit der Leistung vorliegen. Aber auch eine unverschuldete? Cf. oben S. 20, A. 3. 
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§ 8. Der Bundesstaat als Universalsuccessor der Einzelstaaten. 

I. Bei dei: Lehre von den Staaten Verbindungen, die wie das 
Deutsche Reich unter Wahrung der Sonderexistenz der Teilstaaten 
gleichzeitig die Schaffung einer selbständigen Zentralgewalt beab- 
sichtigen, war es von jeher eine lebhaft erörterte Frage, wie Natur 
und Wesen einerseits des Bundes als solchen, andererseits der 
Einzelstaaten aufzufassen und rechtlich zu charakterisieren sei. 
Dabei bereitete die Entscheidung derselben für den Staatenbund 
wenig Schwierigkeiten, bez. dessen wohl so ziemlich allgemeine Über- 
einstimmung darüber besteht, daß nur seine Glieder souveräne 
Staaten sind, der Bund selbst aber höchstens ein selbständiges 
Subjekt des Völkerrechtes mit juristischer Persönlichkeit, ^ aber kein 
wirklicher Staat ist.^ 

Nicht so einfach liegt die Sache beim Bundesstaate, also gerade 
bei derjenigen Gestaltung des Verhältnisses, als welche ds^s Deutsche 
Reich erscheint. ^ Hier behauptete bekanntlich eine weit verbreitete 
Meinung,* daß sowohl der Einzelstaat wie der Gesamtstaat, jeder 
innerhalb des ihm zugewiesenen Wirkungskreises, wirkliche Staaten 
mit wahrer, nur dem Umfange nach beschränkter Souveränität 
seien. Diese Lehre von der begrifflichen Gleichheit beider ist dann 
aber vielfach und mit schlagenden Gründen als unhaltbar an- 
gefochten worden; man hat nachgewiesen, daß Souveränität,^ weil 
dieselbe etwas absolutes und folglich weder teilbar noch einschränk- 
bar sei, nicht zu gleicher Zeit den verschiedenen bundesstaatlichen 
Potenzen zukommen könne. Auf diese Weise ergab sich die Formu- 
lierung, daß nur die Zentralgewalt, nicht aber die Einzelstaaten 
souverän seien. Je nachdem man nun diese Eigenschaft für einen 
notwendigen Bestandteil des Staatsbegriffes selbst hielt oder nicht, 
war damit zugleich entschieden, daß die letzteren überhaupt keine 
Staaten oder doch wenigstens Staaten besonderer Art sind, eine 
Verschiedenheit der Auffassung, die von verhältnismäßig geringer 



* So Hänel, Studien zum deutschen StaAtsrecht, I, S. 42. Anders 
Lab and, Eeiclistaatsreelit, in Marquardsens Handbuch des öffentlichen 
Rechts, II, 1, S. 15 f. 

' Vergl. indes Gareis, Staatsrecht, in Marquardsens Handbuch des 
öffentlichen Rechts, I, 1, § 39 u. f. (Bes. S. 101. 104. 115.) 

^ Als Staatenbund wird es nur von wenigen Autoren aufgefaßt, u. a. neben 
Seydel (Kommentar zur Reichsverfassung) von Bulmerincq, Völkerrecht, in 
Marquardsens Handbuch, I, 2, § 15, S. 194. 

* Bes. vertreten von Waitz. 

* Diesen Begriff verstanden in dem von Lab and, Reichsstaatsrecht (in 
Marquardsens Haudbuch, II, 1), § 2, S. 16 gebrauchten Sinne. 
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Bedeutung und fast mehr eine terminologische als sachliche ist. 
Denn das wichtigste, daß die Gliedstaaten ihrem Wesen nach von 
dem Gesamtstaate verschieden sind, wird gleichmäßig hier wie dort 
anerkannt, mag man sie nun als Nichtstaaten oder als nicht- 
souveräne Staaten dem Reiche gegenüberstellen. 

Dem entgegen ist dann .aber wiederum behauptet worden ^ daß 
zwischen ihnen doch eine wenigstens negative Gleichheit obwalte, 
insofern nämlich, als weder das eine, noch, die anderen, für sich 
allein betrachtet, Staaten seien. Diese Theorie, welche auch dem 
folgenden zu Grunde liegt, ist diejenige, welche Hänel in seinen 
scharfsinnigen Studien zum deutschen Staatsrechte aufgestellt hat.^ 
Nach derselben ist im Bundesstaate dreierlei zu unterscheiden: 
einmal die Summe der Einzelstaaten mit dem ihnen zu selbständiger 
Gesetzgebung und Verwaltung noch verbliebenen eigenen Wirkungs- 
kreise, dann der Gesamtstaat, dem der andere Teil der staatUchen 
Aufgaben zur unmittelbaren Eealisierung überwiesen ist, endlich der 
Bundesstaat selbst als die organische Totalität beider. Weder dem 
Gliedstaate noch dem Gesamtstaate steht die Verwirklichung der 
Fülle der nur in der Gemeinschaft zu erreichenden menschlichen 
Lebenszwecke zu, in keinem von beiden kann also auch, einzeln 
und in ihrer Sonderstellung betrachtet, die Idee des Staates, zu der 
als begrifflich notwendiges MeAmal gerade sachliche Unbegrenztheit 
des Wirkungskreises gehört, rein zur Erscheinung gelangen: beide 
können daher nicht Staaten, sondern höchstens nach der Weise von 
Staaten organi^erte und handelnde politische Gemeinwesen sein. 
Der volle Staatsbegriff ergiebt sich erst dann, wenn sie in organische 
Beziehung zu einander gesetzt sind, wenn sie nicht mehr als in den 
ihnen überwiesenen Einzelsphären völlig selbständig, sondern als 
Glieder einer höheren Einheit, eben des Bundesstaates, handelnd 
erkannt werden können. 

Diese Auffassung ist aber sehr wohl möglich, sofern nur ein 
wirklich planmäßiges und geordnetes Zusammenwirken beider unter 
allen Umständen verbürgt und gewährleistet ist; es muß eine Macht 
geben, welche, über dem Nebeneinander des Gesamtstaates und der 
Einzelstaaten wachend, deren Thätigkeit stets im Sinne der gegen- 
seitigen Ergänzung zu halten und etwaige Störungen, notfalls selbst 
durch eine anderweite Kompetenz Verteilung, zu beseitigen vermag, 
eine Macht, durch welche überhaupt erst die geforderte Einheit in 
der Vielheit erreicht wird,^ die Einheitlichkeit des Staatsgedankens 



* VergL Band I, S. 61—67. 

' Wie Hänel in eingehender Erörterung zeigt, ist die Einheit des Staates 
am faßbarsten dargestellt in der absoluten Monarchie, trägt aber, je mehr man 
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zum Ausdrucke kommt. Diese Gewalt wird aber praktischer Weise 
nicht einer besonderen, von Gesamtstaat und Einzelstaaten ver- 
schiedenen Potenz übertragen, ^ sondern besser dem ersteren selbst, 
der alsdann der Betrachtung zwei ganz verschiedene Seitea dar- 
bietet. Denn er ist einmal dazu berufen, die ihm jeweils zur un- 
mittelbaren Besorgung übertragenen staatiichen Aufgaben direkt zu 
erfüllen, das andere Mal aber dazu, das Ganze selbst in seiner Ein- 
heitlichkeit zu wahren und fortzubilden. In dieser seiner letzteren 
Funktion, aber auch nur in dieser, erscheint er nicht mehr' als 
etwas vom Bundesstaate verschiedenes, sondern als mit ihm zu- 
sammenfallend. Dieser selbst aber, jene zur höheren Einheit zu- 
sammengefaßte organische Verbindung des Gesamtstaates und der 
Einzelstaaten, ist ein Staat so gut wie der Einheitsstaat. Er unter- 
scheidet sich von ihm nicht begrifflich, sondern nur durch seine viel 
weniger straffe Gliederung, indem die Teilstaaten, ^ „den BegriflF der 
Selbstverwaltung durchbrechend, ihre Aufgaben nach der Weise von 
Staaten vollziehen", ohne es doch darum wirklich zu sein. 

n. Betrachtet man nun unter Zugrundelegung dieser fl an ei- 
schen Theorie des Bundesstaates* die Gründung des Deutschen 
Reichs, so ergiebt sich, daß mit derselben die Gliedstaaten auf- 
hörten, als Staaten zu existieren, daß sie als solche ersetzt wurden 
durch eine ganz neue politische Potenz, der von nun an die Gesamt- 
heit der staatlichen Aufgaben und Hoheitsflille zustand: eben durch 
den Bundesstaat, letzteren Begriff immer wieder verstanden als 
organische Totalität von Gesamtstaat und Gliedstaaten. Es fragt 
sich nun, was dabei aus den Verpflichtungen wurde, die die letzteren 
vor der ßeichsverfassung anderen Mächten gegenüber noch als 
souveräne Staaten übernommen hatten. Die Antwort auf diese 
Frage kann nur lauten: sie sind gleichfalls mit auf den neuen 



sich dem modernen Eechtsstaate nähert, ein um so ideelleres und abstrakteres 
Gepräge an sich. In äußerster Steigerung ist dies aber beim Bundesstaate der 
Fall: die zusammenfassende, einigende Kraft ist hier „eine latente, die sich zur 
Aktualität nur umsetzt, wenn es gilt, eine Störung des organischen Zusammen- 
wirkens der verschiedenartigen, an der Gesamtaufgabe des Staates arbeitenden 
Willensmächte zu beseitigen oder ihr vorzubeugen". (S. 64—65.) 

* Welch letztere dann natürlich im Gesamtorganismus die eigentlich ent- 
scheidende Stellung einnehmen würde. Man vergl. hierzu die Ausfuhrungen 
des Abg. Wagen er (im konstit. Reichstag; Sten. Ber. S. 241) über die Bedeu- 
tung, die schon einem zur Entscheidung von Kompetenzstreitigkeiten nieder- 
gesetzten Bundesgerichte zuzuschreiben wäre. 

' Die beste Bezeichnung für diese ganz eigenartigen, von den Selbstver- 
waltungskörpem nicht minder als von den Staaten scharf sich unterscheidenden 
politischen Gebilde würde vielleicht die als „Selbstgesetzgebungskörper" sein. 

' PaC uud waroio das Heich ein solcher ist, darüber vergl. unten sub III— IV. 
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Bundesstaat übergegangen, dieser ist, wie für das gesamte Recht, 
die ganze bisher von den Einzelstaaten besessene souveräne Staats- 
gewalt, so auch für ihre Verbindlichkeiten der Rechtsnachfolger der- 
selben geworden. 

Ein derartiges Übergehen von Pflichten zugleich mit den von 
ihnen ergriffenen Rechten ist dem völkerrechtlichen Leben in anderen 
Gestaltungen sehr wohl bekannt. Es wird nicht bezweifelt, daß, 
wenn ein Staat an einen anderen eine Provinz zediert, er sie nur 
unter den Bedingungen, wie er sie selbst besaß, d. h. mitsamt den 
darauf haftenden Verbindlichkeiten gegen Dritte abtreten darf; ^ der 
Satz nemo plus juris ad alium transferre potest quam habet ipse 
gilt auch im internationalen Verkehr. 

Ganz ähnlich würde die Sache liegen, wenn nicht die volle 
Hoheit über ein bestimmtes Gebiet, sondern nur ein einzelnes 
Hoheitsrecht überlassen würde. Angenommen es gewährte eine 
Macht, der eine zweite kraft negativer Staatsdienstbarkeit die An- 
lage bestimmter Befestigungen verbieten könnte, einer dritten die 
Befugnis, solche auf ihrem Gebiete zu bauen, so würde auch für 
letztere jene rechtliche Beschränkung des auctor, von dem sie ja 
ihr Recht erst ableitet, Geltung behalten. 

Derartige einzelne Hoheitsrechte können nun aber, wie von 
einer Macht der anderen, so auch von mehreren Staaten zusammen 
einer von ihnen selbst erst in der Form der Staatenkorporation ge- 
meinsam gebildeten neuen Potenz überlassen werden. Faßt man 
den Staatenbund in dieser Weise als juristische Person des öffent- 
lichen Rechtes, als selbständiges von seinen Mitgliedern mit einzelnen 
Kompetenzen und Hoheitsrechten ausgestattetes internationales Rechts- 
subjekt ^ auf, so liegt es gewiß auf der Hand, daß diese letzteren 
auf die Zentralgewalt nur in der Gestalt übergehen konnten, wie sie 
die früheren Inhaber besessen hatten, daß sie also bei dem Empfänger 
noch denselben Beschränkungen wie bei den Gebern unterworfen 
bleiben. Genau dasselbe muß aber auch auf den Bundesstaat An- 
wendung finden, wenn man diesen nicht wie Hänel als Einen Staat, 
sondern als von mehreren (als solchen fortexistierenden) Staaten ge- 
bildeten und mit eigenen Hoheitsrechten begabten neuen Staat auf- 



* Cf. Art. 2 des Vertrages zu Turin vom 2*. März 1860; Ghillany III, 
S. 104: Fortbestehen der in Art. 92 der Wiener Kongreßakte ausgesprochenen 
Neutralität von Chablais und Faucignj bei Abtretung dieser sardinischen 
Landesteile an Frankreich; Heffter, Völkerrecht, § 145, A. 2, S. 819. VergL 
femer auch den oben S. 34 erörterten Fall: die böhmischen Rechte bez. der 
Niederlausitz werden durch Abtretung der letzteren an Preußen nicht berührt, 
sondern erlöschen erst durch ausdrücklichen österreichischen Verzicht. 

^ So Hänel, Brie etc. im Gegensatz zu Laband, Jellinek etc« 
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faßt. Es würde dann z. B. Mecklenburg, indem es dem Reiche 
nach Art. 65 der Verfassung die ausschließliche Befugnis zur Anlage 
von ITestungen übertrug, diesem nur insoweit ein Recht, als es 
selbst noch eins hatte, haben gewähren können; es würde also das 
in Art. 15 — 16 des Vertrages von Malmö ausgesprochene Verbot 
der Befestigung von Wismar auch dem Reiche gegenüber in Kraft 
bleiben müssen.^ 

Ein wenig anders als in den bisher erörterten Fällen, wo der 
Mitübergang auch der Verpflichtung auf der Willensübereinstimmung 
zweier sich gegenüberstehenden politischen Potenzen beruhte, nach 
welcher die eine ein Recht nur so, wie sie es selbst besitzt, über- 
tragen, die andere es mit dieser Beschränkung annehmen will und 
kann, würde die Sachlage bei einer von Seydel* für mögUch er- 
klärten Eventualität sein: dann nämlich, wenn mehrere Staaten zu 
Gunsten eines neu zu schaffenden auf ihr eigenes staatliches Dasein 
ganz verzichten, sich zu einem Einheitsstaate vereinigen wollten. 
Könnte man jene vielleicht mit den zivilistischen Rechtsgeschäften 
inter vivos vergleichen, so würde hier eine Analogie zu den Dispo- 
sitionen mortis causa vorliegen. Denn wenn ein Staat bestimmt, 
daß seine gesamte Hoheitsgewalt auf einen noch gar nicht vor- 
handenen, erst neu zu begründenden anderen übergehen soll, so 
einigen sich dabei nicht zwei neben einander stehende Willen über 
eine Rechtsübertragung von einem auf den anderen, sondern jener 
giebt rein einseitig* eine Verfügung, die ihre Wirkung erst durch 



* Das ganze Beclit des Keiches am Bundesgebiet würde sich bei dieser 
Auffassung zu dem der Einzelstaaten an ihren Territorien in gewissem Sinne 
ähnlich verhalten, wie im Privatrecht das einer dritten Person eingeräumte 
dingliche Recht an einer Sache zum Eigentum: jene besitzen prinzipiell nach 
wie vor die Fülle der staatlichen Hoheit und haben sich nur selbst zu Grünsten 
eines neu entstandenen, neben sie tretenden Rechtssubjektes bestimmte Be- 
schränkungen auferlegt. Da nun aber im Privatrechte der Satz gilt: Resoluto 
jure dantis resolvitur jus concessum (Windscheid, Pandekten, I, § 165, A. 8, 
S. 516), d. h. sofort mit dem Erlöschen des (unter auflgsender Bedingung er- 
worbenen, also von vornherein der Wiederaufhebung ausgesetzt gewesenen) 
Eigentums gehen auch alle auf Grund desselben in der Zwischenzeit bestellten 
dinglichen Rechte unter, so würde es hier gewiß nahe liegen, unter Übertragung 
dieses Grrundsatzes auf publizistische Verhältnisse auch zu folgern: sobald ein 
Einzelstaat kraft vor der Reichsverfassung begründeten Rechtsanspruches einer 
auswärtigen Macht an diese wieder die Hoheit über ein bestimmtes Gebiet 
verliert, muß notwendig auch das Reich sich Seines, aus derselben erst ab- 
geleiteten Rechtes begeben. Doch soll nicht verkannt werden, daß bei einem 
solchen Schlüsse noch manche erhebliche Bedenken zu beseitigen blieben. 

" Kommentar zur Reichsverfassung, S. 8. 

' Eine andere Frage ist es, ob unter den früheren Staaten selbst die 
Bildung des neuen im Wege des Vertrages erfolgt 
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und nach seinem Untergange äußern kann. Und zwar soll nach 
seiner Absicht jener neue Staat vollständig in seine eigene Stellung 
eintreten y soll seine ganze völkerrechtliche Persönlichkeit mit der 
Gesamtheit der internationalen Beziehungen gänzlich in sich auf- 
nehmen. Da er nun aber selbstverständlich über seine ßechtssphäre 
zu Gunsten eines anderen wieder nur in der Gestalt verfugen kann, 
wie sie ihm selbst zusteht, so gehen folglich auch alle seine Ver- 
pflichtungen zu eventuellen Gebietszessionen etc. mit auf den neuen 
Staat über, vorausgesetzt, daß auch dieser nur die Eechtsstellung 
jenes erwerben, seine Gewalt nicht auf die bloße Thatsache der 
Innehabung, sondern mit Wahrung des rechtlichen Zusammenhanges 
auf die Überlassung seitens seines Vorgängers stützen will. Daß 
aber das letztere stets der Fall sein wird, kann unter den ge- 
gebenen Verhältnissen wohl kaum ernstlich bezweifelt werden. 

Weit größeres Bedenken müßte die Succession auch in die 
Verbindlichkeiten des untergegangenen Staates eigentlich in einem 
anderen Falle erregen, wo dieselbe aber gerade allgemein an- 
genommen und anerkannt wird:^ nämlich bei Annexion eines ganzen 
Landes nicht auf Grund eines Friedensschlusses, sondern kraft de- 
bellatio. Wie kommt es, daß auch hier, wo die Kontinuität doch 
zweifellos unterbrochen wird, wo der neue Besitzer seine Hoheits- 
gewalt absolut nicht von dem früheren ableiten kann, sondern sie 
gerade in offenem Gegensatze zu diesem lediglich auf den originären 
Erwerbstitel der gewaltsamen Okkupation gründet, mit sämtlichen 
Rechten auch alle Pflichten, soweit beide nicht als höchstpersönliche 
untrennbar mit der selbständigen Existenz des einverleibten Staates 
verknüpft sind, auf den einverleibenden übergehen? Dies kann hier 
nur und ausschließlich auf den eigenen Willen des letzteren zurück- 
geführt werden:^ wiewohl er von der ganzen Rechtsstellung seines 
Vorgängers mit ihren mannigfaltigen Verbindlichkeiten gegen Dritte 
völlig abstrahieren und kraft Gewalt für sich eine durchaus neue und 
folglich unbeschränkte Position gewinnen könnte, so zieht er es doch 
vor, nur in diejenige des annektierten Staates einzutreten und 
damit auch alle Pflichten gegen andere mitzuübernehmen. Es tritt 



» Vergl. z. B. Heffter, Völkerrecht, § 23, S. 59, A. 4; S. 391 in Verbin- 
dung mit S. 162; Bulmerincq, Völkerrecht, in Marquardsens Handbuch 
des öffentlichen Rechts, I, 2, § 16, S. 196. 

" Zwar wird gewöhnlich ein von selbst, eventuell auch wider den Willen 
des betr. Staates erfolgender Übergang angenommen — bei dem eigentümlichen 
Charakter des Völkerrechtes indes schwerlich mit Eecht. Ein genaueres Ein- 
gehen auf diesen Punkt kann aber hier unterbleiben, da es für die Zwecke der 
vorliegenden Arbeit ganz gleichgiltig ist, ob man die Succession in der einen 
oder der anderen Weise zu konstruieren hat. 
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hier also stets dasselbe Verhältnis ein, als wenn die Vorbesitzer 
freiwillig zu Gunsten ihrer Gegner auf ihre Hoheit verzichtet hätten, 
nur daß dabei die mangelnde Übertragungserklärung der ersteren 
hier ersetzt erscheint durch die „von ihnen für sich und ihre 
Länder angerufene Entscheidung des Krieges'*^', ^ ähnlich wie im 
Privatrechte' der Spruch des Richters die von einer Partei selbst 
verweigerte Willenserklärung zu vertreten vermag.^ 

Wenn aber hiemach schon bei Debellation und Annexion bis 
zum Beweise des Gegenteiles angenommen werden darf, daß der 
einverleibende Staat stets nur die ßechtssphäre des untergegangenen 
mit all ihren Beschränkungen erwerben wolle — und in der That 
wird die Besorgnis, sonst mit fremden Mächten in Konflikt zu 
kommen, wohl regelmäßig zur Respektierung der Rechte derselben 
führen — , so kann bei der oben besprochenen freiwilligen Ersetzung 
mehrerer Staaten durch Einen die Annahme eines Eintrittes, wie 
in alle Rechte, so auch in sämtliche Verbindlichkeiten gewiß noch 
viel weniger beanstandet werden. 

Man hat nun wohl oft und lebhaft darüber gestritten, ob man 
in solchen Fällen von einer universalen oder partikulären Succession 
zu sprechen habe, eine Frage, die praktische Bedeutung kaum hat 
und deshalb auch hier nicht erörtert werden soll. Doch kann 
schwerlich irgendwelches Hindernis bestehen, den Gedanken der 
Universalsuccession (Eintritt in eine Gesamtheit von Rechtsverhält- 
nissen, nicht in die einzelnen als solche) ganz allgemein auch auf 
den internationalen Verkehr zu übertragen, namentlich wird man 
wohl da, wo eine Verschmelzung mehrerer Staaten zu Einem nach 
der unverkennbaren Absicht aller Beteiligten nur mit voller Wahrung 
des Rechtszusammenhanges erfolgen sollte, indem erstere bloß Ihre 
Rechtssphäre übertragen, letzterer bloß diese übernehmen will, un- 
bedenklich den neuen Staat als Universalsuccessor der alten be- 
zeichnen dürfen, und zwar kann es dabei nach dem oben sub I 
Ausgeführten keinen unterschied ausmachen , ob ein Einheitsstaat 
oder ein Bundesstaat begründet wurde; ist ja doch bereits im An- 
schluß an Hänel dargelegt worden, daß der zweite, die zur höheren 
Einheit zusammengefaßte organische Verbindung von Gesamtstaat 
und Einzelstaaten, genau ebenso Staat ist wie der erste, daß beide 
sich nicht begrifflich, sondern nur durch die mehr oder weniger 
straffe Gliederung von einander unterscheiden. 



^ Vergl. die Botschaft König Wilhelms an den Landtag, betr. die Ver- 
einigung von Hannover, Kurhessen, Naasau und Frankfurt mit der preußischen 
Monarchie, vom 16. August 1866. 

' Cf. § 779 der Zivilprozeßordnung. 
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lU. Es fragt sich nun bloß noch, ob jener Bechtszusammen- 
hang speziell bei der Gründung des Deutschen Reiches gewahrt 
werden sollte und wurde. Das war aber zweifellos der Fall: die 
Schöpfung des neuen Staates erfolgte hier thatsächlich in juristisch 
ganz korrekter Weise, in der Form der streng rechtmäßigen Um- 
bildung eines alten Zustandes zu einem neuen. Nim ist freilich 
von mehreren Autoren^ gerade behauptet worden, die Gründung 
eines Staates sei überhaupt niemals ein rechtlicher, sondern stets 
und unter allen Umständen nur ein rein faktischer Vorgang, der 
sich juristisch weder erklären noch begreifen lasse; niemals könne 
ein Staat den letzten Eechtfertigungsgrund seiner Existenz von dem 
Willen anderer von ihm verschiedenen Potenzen ableiten, sondern 
trage ihn immer in sich selbst. 

Dem gegenüber ist zu bemerken, daß die Entstehung eines 
Staates allerdings als bloßes Faktum, ohne rechtliche Anknüpfung 
an frühere Zustände erfolgen kann und oft. genug erfolgt ist, dann 
nämlich, wenn eine elementare Bewegung aus dem Volke heraus, 
auf revolutionäre Weise, im Widerstreit imd Gegensatz zu den 
alten Staatsgewalten diese letzteren beseitigt und durch eine andere 
ersetzt. Dann findet diese in der That ihre Rechtfertigung lediglich 
in sich selbst, in der bloßen Thatsache ihres Bestehens; die Ver- 
bindlichkeit der Verfassung des neuen Staates läßt sich juristisch 
nur und ausschließlich aus Seinem Willen herleiten.^ 



^ Z. B. von Jellinek, Lehre von den Staatenverbindungen, S. 262 ff. 

^ Nach Jellinek (Lehre von den Staatenverbindungen, S. 266), Lab and 
(Reichsstaatsrecht, inMarquardsens Handbuch, 11, 1, S. 10 — 11) und anderen 
ist sogar die erste Verfassung jedes neuen Staates rechtlich überhaupt nicht 
konstruierbar, sondern, gerade so wie dieser selbst, bloß etwas faktisch Gre- 
gebenes. Weil nämlich ohne irgend eine Organisation der Staat gar nicht 
denkbar sei, so müsse er eine solche notwendig mit zur Welt bringen; er könne 
sie sich daher unmöglich selbst geben, sondern sie würde ihm von. den seine 
Entstehung bewirkenden Faktoren und Kräften gleich anerschaffen. — Das 
alles kann man als vollkommen richtig zugeben und trotzdem daran festhalten, 
daßy sobald einmal ein neuer Staat als handlungsflKhiges Subjekt konstituiert 
ist, auch die Urverfassung desselben juristisch auf Seinen Willen zurückzuführen 
ist: denn da er doch zweifellos die Möglichkeit hat, sie sofort nach seiner Ent- 
stehung in der durchgreifendsten Weise umzugestalten, diese neue Konstitution 
dann aber unstreitig als Ausfluß Seines, eben durch die Abänderungserklärung 
geäußerten Willens zu gelten hätte, so muß man aus dem Unterlassen aller 
solcher Korrekturen folgern, daß er sie ganz so, wie er sie bei seiner Schaffung 
überkommen hat, auch für die Zukunft beizubehalten beabsichtigt, d. h. daß er 
die ihm zunächst allerdings von anderen gegebene Verfassung nachträglich auch 
seinerseits sich aneignet und stillschweigend als Seinem Willen entsprechend 
anerkennt. Gegen die von Brie, Theorie der Staatenverbindungen, S. 131, A. 1 
geäußerten Bedenken vergl. Binding, Gründung des Norddeutschen Bundes, 
S. 32, A. 55. 
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Auf diesem gewaltsamen Wege ist aber der deutsche Bundes- 
staat nicht zustande gekommen/ vielmehr auf völlig legale Weise 
von den früheren Staatsgewalten selbst und nur von ihnen geschaffen 
worden. Diese, die sich durch das 1866 er Augustbündnis und die 
Accessionsverträge zu demselben wechselseitig zur Gründung eines 
solchen verpflichtet hatten, schufen nämlich gemeinsam durch iden- 
tischen souveränen Willensakt* (Publikation der Bundesverfassung 
seitens der einzelnen Staaten) für diejenigen staatlichen Aufgaben, 
deren Lösung, die Kräfte der Einzelindividuen übersteigend, nur in 
der Gemeinschaft gelingen konnte, eine Zentralgewalt und über- 
trugen ihr die betr. Hoheitsrechte zur Ausübung aus eigenem Recht, 
behielten sich selbst aber die übrigen, welche der individualisierenden 
Behandlung zugänglich waren, auch für die Zukunft vor. Da nun 
aber dieser Zerlegung wieder eine Zusammenfassung in der höheren 
Einheit gegenüberstehen sollte, so legten sie gleichzeitig durch 
Art. 78 der Verfassung* dem Gesamtstaate auch noch jene über- 
greifende kompetenzregelnde Gewalt bei, die allein ein dauerndes 
organisches Zusammenwirken mit den Einzelstaaten verbürgen und 
damit überhaupt erst eine wahre Verbindung zur neuen staatlichen 
Einheit herbeifuhren kann. Mit Dekretierung dieser letzteren Be- 
stimmung hoben sie sich also selbst als Staaten auf und setzten 
durch eigenen Willen, also mit voller Wahrung des Rechtszusammen- 
hanges, den von ihnen selbst noch organisierten Bundesstaat an 
ihre Stelle. 

Auch aus der Mitwirkung des konstituierenden Reichstages darf 
man nicht etwa eine ünterbrechimg der Kontinuität folgern wollen. 
Denn entweder war dieselbe überhaupt nur eine verfassungsberatende,* 



* Auch darf wohl bezweifelt werden, ob ein solcher überhaupt gegen den 
Willen seiner nachmaligen Gliedstaaten zur Entstehung gelangen kann. Denn 
da diese hier, anders wie bei Errichtung eines Einheitsstaates, nicht vollständig 
beseitigt werden, sondern, bloß nicht als souveräne Staaten, weiter bestehen 
bleiben, so müssen sie die SchaflFung der Zentralgewalt zum mindesten sich 
passiv gefallen lassen (vergl. Jellinek, Staatenverbindungen, S. 269 — TU), d. h. 
stillschweigend sich mit derselben einverstanden erklären. Wäre z. B. schon 
1848 die Gründung des Deutschen Beichs geglückt, so wäre sie damals zwar 
unmittelbar als That des deutschen Volkes (vergl. Laban d, Beichsstaatsrecht, 
in Marquardsens Handbuch, II, 1, S. 19, A. 1) und sehr gegen den Willen 
vieler Partikularstaatsgewalten erfolgt, immerhin wäre aber auch damals die 
Rechtskontinuität insofern gewahrt worden, als sich die lelzteren schließlich, 
wenn auch widerstrebend, gefugt und den Volkswillen dadurch auch für den 
ihrigen erklärt hätten. 

* Zu vergl. die nähere Ausführung bei Lab and, a. a. 0., S. 9—10. 

' Über die für den bundesstaatlichen Charakter des Reiches entscheidende 
Bedeutung desselben vergl. Hänel, Studien, I, S. 240—41. 

* G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 64 (S. 154). 
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oder aber, auch angenommen, daß die Volksvertretung als völlig 
gleichberechtigter Faktor bei der Schöpfung des Reiches mit thätig 
war, ohne ihre Zustimmung also diese gar nicht zustande kommen 
konnte,^ so war ihr diese entscheidende Bedeutung doch erst durch 
die Regierungen (wieder in dem Augustbtindnisse) beigelegt worden 
und hätte ihr durch vertragsmäßige Einigung derselben wieder ent- 
zogen werden können;^ die Annahme der Bundesverfassung durch 
den Reichstag war dann bloß eine weitere^ für das Zustandekommen 
des neuen Staates und die damit gleichzeitig eintretende Aufhebung 
der Einzelstaaten von den letzteren selbst gesetzte Bedingung, so- 
daß der Akt der Reichsgründung schließlich doch immer wieder nur 
auf diese zurückzuführen wäre. 

Aber freilich auch nur diesen, nicht etwa — das muß aus- 
drucklich betont werden — auch die gegenwärtige Autorität und 
Geltung der Bimdesverfassung* darf man aus dem Willen derselben 
ableiten. Denn wenn auch im Momente der Reichsgründung selbst 
zugleich mit dem Bundesstaate auch seine erste Verfassung, ohne 
die er ja gar nicht zur Entstehimg gelangen konnte, nur durch den 
gemeinsam erklärten souveränen Willen der Einzelstaaten ins Leben 
trat, so gilt die letztere doch sofort nach vollendeter Begründung 
nicht mehr als Wille der früheren Staaten (die als solche nunmehr 
überhaupt verschwunden sind), sondern entnimmt ihre Verbindlich- 
keit fortan einzig und allein aus Seinem Willen.* Auch bei der 
rein faktischen Staatsbildung war das letztere der Fall, aber — 
und das ist der unterschied und zugleich das Kriterium einer recht- 
lichen im Gegensatze zur bloß thatsächlichen Enstehung — bei 
jener darf der neue Staat mit Bezug auf seine Vorgänger wollen; 
sein Wille steht dabei nicht in Gegensatz zu dem ihren, vielmehr 
gilt seine Verfassung, weil er jetzt sie so will, und jene sie so ge- 
w^oUt haben, d. h. auf die Reichs Verfassung angewendet, diese nimmt 
ihre jetzige Autorität und Kraft zwar aus dem Willen des Reiches 
selbst, ihre historisch -juristische Rechtfertigung aber aus dem der 
untergegangenen souveränen Einzelstaaten. 

IV. Mit dem 1. Juli 1867, mit dem Inkrafttreten der -Bundes- 
verfassung war die ganze Neugestaltung vollendet, der durch den 



» Hfinel, Studien, I, S. 71 ß, 

» Hänel, a. a. 0., S. 73. 

' Seydel, Kommentar zur Beichsverfassung, S. 5. 

* Dartiber, wie dies zu denken und konstruieren ist, vergl. oben S. 63, A. 2. 
Der Bundesstaat kann die Verfassung seinerseits noch einmal publizieren, kann 
sie aber auch stillschweigend dadurch als eigene Willenserklärung acceptieren, 
daß er vermöge der unveränderten Verfassung, so wie sie ihm von anderen an- 
erschaflPen worden ist, zu leben und handeln beginnt (Norddeutscher Bund). 
DLJ. ' 5 
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eigeuen Willen der früheren Staaten entstandene Bundesstaat als 
üniversalsuccessor in Rechte und Verbindlichkeiten derselben voll- 
ständig an ihre Stelle getreten. Bei ihrer ferneren Thätigkeit 
innerhalb der ihnen yerbliebenen Sphäre wirken sie nun, trotzdem 
daß sie dabei eigene Gesetisgebung und Verwaltung besitzen, immer 
nur als Glieder des Gesamtorganismus; ebenso erscheint der Ge- 
samtstaat in dem ihm speziell übertragenen staatlichen Thatig- 
keitskreise auch bloß wie ein Organ, dessen sich die ideelle, ab- 
strakte Einheit, der Bundesstaat, bedient: jene beiden staatsahn- 
hohen Potenzen sind nur verfassungsmäßig aus eigenem Rechte 
dazu befugt, in einem genau bestimmten Umfange ihren Willen 
für den seinen zu erklären. 

Nur bei dieser Auffassung des Verhältnisses erscheint auch 
jede beliebige Kompetenz Verteilung zwischen ihnen als möglich und 
zulässig, während sich f&r denjenigen, der sowohl den Gesamtstaat 
wie die Einzelstaaten als wirkHche (gleichviel ob souveräne oder 
nichtsouveräne) Staaten anerkennt, die schwierige Frage erhebt, bis 
zu welcher äußersten Grenze der erstere vermöge Art. 78 der Ver- 
fassung allmählich immer mehr neue Kompetenzen an sich ziehen 
oder auch bereits besessene wieder abgeben könne, ohne die staat- 
liche Natur der Einzelstaaten, resp. seine eigene zu gefährden. 
Denn das wird sich schwerlich behaupten lassen, daß sie gewahrt 
bliebe, auch wenn der Wirkungskreis auf der einen oder anderen 
Seite noch so sehr eingeschränkt würde, indem man dann ja 
schließlich auch eine Staatsgewalt bloß zur Besorgung einzelner 
ganz engbegrenzter Angelegenheiten, etwa der Zollsachen, als möglich 
annehmen müßte, während gerade ein solcher „Zollbundesstaat" 
(Grotefend) ganz mit Recht bereits als undenkbar verworfen 
worden ist.^ 

Diese ganze Schwierigkeit fallt hier weg, wo man lediglich im 
Bundesstaate einen wahren Staat erblickt, welcher nur die zur Er- 
reichung des vollen Staatszweckes nötigen Aufgaben in angemessener, 
die nationalen Besonderheiten und Bedürfnisse berücksichtigender 
Weise zwischen dem Gesamtstaate und den Einzelstaaten verteilt, 
sie innerhalb ihrer Thätigkeitssphäre statt seiner selbst handeln 
läßt. Wenn der erstere eines der gemeinsam zu ordnenden Ver- 



* Zwar hielt Marti tz die eigentümliche Gestaltung, welche der Deutsche 
Zollverein in der Zeit von 1867 bis zur Beichsgründung aufwies, in der That 
für einen Bundesstaat; gegen ihn jedoch Jellinek (Lehre von den Staaten- 
verbindungen, S. 169), v. Bönne (Beichsstaatsrecht, I, § 3, S. 21, A. 2), 
V. Gerber (Deutsches Staatsrecht, Beilage IV, S. 257), Hänel (Studien, I, 
§ 9, S. 122—23), G. Meyer, Thudichum etc. 
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liältnisse regelt, so spricht durch ihn der Bundesstaat; ganz das 
gleiche gilt aber dann, wenn ein Einzelstaat auf einem der indivi- 
duellen Freiheit überlassenen Gebiete thätig wird. In beiden Fällen 
liegt eine Willenserklärung der organischen Einheit vor : nur das 
eine Mal, wo ein Bedürfnis für übereinstimmende Institutionen vor- 
fanden ist, für das ganze Bundesgebiet, das andere Mal, wo im 
Gegensatze dazu die Eigentümlichkeit des Volkscharakters und die 
Verschiedenheit der Interessen gerade eine spezialisierende Behand- 
lung erheischt, bloß für einen Teil; dort entsprechend vermittelt 
durch die zur Erreichung der gemeinsamen Aufgaben be- 
stimmte Gewalt, hier durch die den Sonderinteressen dienende 
Potenz, Beide üben damit Befagnisse aus, die sie zu eigenem 
Recht besitzen, aber sie thun es immer als Glieder eines Gesamt- 
organismus; dieser erhält erst durch sie die Fähigkeit des WoUens 
und Handelns, wird von ihnen in ähnlicher Weise vertreten, wie 
der Monarch dem Einheitsstaate als Willensorgan dient. 

Unter diesem Gesichtspunkte muß man nun auch den Verkehr 
beider mit auswärtigen Mächten betrachten, insbesondere auch dann, 
wenn es sich um Eingehung und Erfüllung von Verpflichtungen 
gegen dieselben handelt. Es wurde bereits dargethan, daß die bei 
der Reichsgründung schon vorliegenden Verbindlichkeiten der Einzel- 
staaten von diesen sämtlich auf den Bundesstaat übergegangen sind. 
Nichtsdestoweniger können sie möglicherweise auch nach 1867 noch 
von den ersteren zu erfüllen sein: nämlich dann, wenn dabei aus- 
schließlich die den Einzelstaaten verbliebene Hoheitssphäre in Frage 
kommt, da ja diese hier verfassungsmäßig dazu berechtigt sind,^ 
auch dem Auslande gegenüber mit Wirkung für den Bundesstaat 
zu handeln. Ist andererseits das betr. Hoheitsrecht bei der Kom- 
petenzverteilung vollständig auf den Gesamtstaat übertragen worden, 
so hat wiederum dieser, ebenfalls als Vertreter des eigentlich ver- 
pflichteten Bundesstaates, den fremden Mächten Erfüllung zu leisten.^ 

Nun kann es aber endlich noch Verbindlichkeiten geben, zu 
deren Erfüllung weder der Gesamtstaat noch der Einzelstaat ein- 
seitig berechtigt sind, sondern für die durch die Verfassung ein 
Zusammenwirken beider erfordert wird, und zu diesen gehören 



^ Die Befugnis des Eeiches und der Einzelstaaten zum Abschluß völker- 
rechtlicher Verträge hat genau denselben Umfang, wie die beiderseitige Kom- 
petenz zu eigener Gesetzgebung. Cf. G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 80, 
S. 199; Laband, Reichsstaatsrecht, in Marquardsens Handbuch, II, 1, 
§ 12, S. 115. 

' So ist z. B. die Einhaltung der Art. 15—16 des Vertrages von Malmö 
jetzt eine Pflicht des Gesammtstaates. Vergl. oben S. 60. 
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namentlich die Verpflichtungen zu Gebietszessionen. Auch diese 
sind wie alle übrigen auf den Bundesstaat als solchen übergegangen. 
Weil aber die Gebietshoheit weder ganz den Einzelstaaten ver- 
blieben, noch auch dem Gesamtstaate überlassen worden ist, ^ so 
ist auch keiner yon beiden dazu befugt, auf dieselbe namens des 
Bundesstaates zu Gunsten einer auswärtigen Macht vöUig Verzicht 
zu leisten. . Nur der. übereinstimmende Wille zweier Glieder, 
nämUch der des Gesamtstaates und des betr. Teilstaates, gilt hier 
als Wille des Bundesstaates; liBtzterer vermag seiner Abtretungs- 
pflicht nur in der Weise zu genügen, daß dieser zunächst zediert, 
und jener dann seinen Konsens dazu erteilt. 

Dabei ergiebt sich nun allerdings die Möglichkeit, daß die zur 
Willenserklärung für den Bundesstaat nötige Übereinstimmung beider 
Glieder in einem einzelnen Falle nicht vorhanden ist, etwa nur der 
Gesamtstaat, nicht aber auch der Teilstaat sich zur Abtretung 
bereit finden läßt. In welcher Weise dann der erstere vermöge 
seiner übergreifenden Gewalt dennoch Seinen Willen durchzusetzen 
vermag, darauf ist in § 9 noch näher einzugehen; hier sollte zu- 
nächst nur dargelegt werden, daß die einzelstaatUchen Zessions- 
verbindHchkeiten auch heute noch fortdauern, und nur in betreff 
ihres Subjektes durch die Reichsgründung insofern eine Veränderung 
eingetreten ist, als sie nunmehr zu, Verpflichtungen des Bundes- 
staates geworden sind. 

V. Und zwar sind sie auf ihn natürlich genau in dem Umfange 
und in der Gestalt übergegangen, wie sie bei Errichtung des Bundes 
für den betr. Gliedstaat gerade bestanden haben, ein Satz, aus 
welchem mit Leichtigkeit die Antwort auf die Frage sich ergiebt, 
ob nicht wenigstens die fremde Macht das an sie abzutretende Ge- 
biet im Beichsverbande belassen müsse. Dieses Bedenken ist zum 
Teil wohl durch den Umstand hervorgerufen worden, daß z. B. die 
Lausitzen so gut. wie Wismar nie völlig aus dem alten Reiche los- 
gelöst worden sind, sondern demselben bis zu seinem Untergang, 
dieses als unmittelbares Lehen, jene indirekt als Kronlehen des im 
Reiche enthaltenen Königreichs Böhmen, angehört haben. Es mag 
auch zugegeben werden, daß es hierdurch, wenn man die Sache nur 
unter dem Gesichtspunkte der nationalen Entwickelung betrachtet, 
ziemlich nahe gelegt wird, ähnhche Rechte auch für das „wieder- 
erstandene", geschichtlich an die ehrwürdigsten Üb^rheferungen des 
deutschen Volkes anknüpfende Reich in Anspruch zu nehmen; 
juristisch — das steht fest — wäre dies jedoch in keiner Weise zu 
rechtfertigen. 



* Vergl. Gerber, Deutsches Staatsrecht, § 22, S. 70. 
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Allerdings waren die Rechte, welche den auswärtigen Mächten 
auf Überlassung der Landesherrschaft über die fraglichen Gebiete 
zustanden, zu Zeiten des alten Reiches insofern beschränkt, als 
dabei stets die Oberhoheit des letzteren gewahrt bleiben mußte, 
niemals die Zugehörigkeit zu ihm durch die Abtretung an den 
fremden Staat gefährdet werden durfte. Nachdem dieses. aber 1806 
ohne Bünterlassung eines Staatssuccessors erloschen war, und die 
hierdurch ermöglichte Allodifikation der Reichslehen ^ den Inhabern 
derselben die ihatsächlich schon längst besessene volle Unabhängig- 
keit auch rechtlich verliehen hatte, waren nunmehr jene auswärtigen 
Ansprüche ebenfalls von der ihnen bis dahin anhaftenden Beschrän- 
kung durch die Rechte eines Dritten frei geworden und gingen von 
jetzt an auf den Erwerb der völligen Souveränität in den betr. 
Territorien. Als dann 1815 der Deutsche und noch später der 
Norddeutsche Bund entstand, wurde zwar beiden durch ihre Ver- 
fassung wieder ein eigenes Recht an dem gesamten Bundesgebiete 
zugeschrieben, jedoch ohne daß dadurch die Ansprüche der fremden 
Mächte eine Abschwächung erfahren hätten. Denn jenes alte Recht 
des Heil. Rom. Reiches kann nicht für den ersteren wieder auf- 
gelebt und dann durch ihn vermittelt auf den zweiten übergegangen 
sein, weil in beiden Fällen die Gründung des neuen Bundesverhält- 
nisses ohne jede Anknüpfung an frühere Zustände, in Form einer 
völligen Neuschöpfung stattfand, und folglich auch keine allgemeine 
Rechtsnachfolge der jedesmal vorhergehenden Zentralgewalt gegen- 
über möglich war;^ ein neues Recht aber an ihren Territorien 
konnten die deutschen Fürsten wohl für sich selbst und ihre ord- 
nungsmäßig zur Succession berufenen Nachfolger^ der Bundesgewalt 
zugestehen, nicht aber damit einseitig fremden Staaten ihre ver- 
tragsmäßig erworbenen Rechte schmälern. Dieselben hatten nun 
einmal durch das Erlöschen der ursprünglichen Beschränkung ein 
Recht auf den Anfall des nicht in einem Staatensystem befangenen 
und dadurch in seinem allgemeinen Werte verminderten Gebietes 
erlangt, und dies konnte ihnen durch irgendwelche Handlungen der 
verpflichteten Mächte, speziell durch den Abschluß eines neuen 
Bundes, so wenig gemindert als ganz genommen werden. Wie der 
Staat überhaupt die Schranken seiner freien Verfügungsgewalt in 



^ Cf. Gerber, Deutscheß Pnvatrecht, § 104, S. 196; § 137, S. 251, A. 1. 

* Gr. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 38, S. 88; § 64, S. 154. Bekanntlicli 
stehen dem Keiche deshalb auch keine Ansprüche auf frühere Reichs- und 
Bundeslande, sog. avulsa imperii, zu. 

' Aus diesem Grunde würde z. B. Oldenburg, auch wenn es nach Abgang 
der derzeitig regierenden Linie an das russische Kaiserhaus fiele, dem Reiche 
immer erhalten bleiben. 
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den schon entstandenen ßechten der übrigen findet, so können auch 
im besonderen die von ihm später einem anderen, hier dem [Reiche, 
eingeräumten Rechte an seinem Gebiete nur solange in Kraft 
bleiben, als noch nicht die Bedingung für den Anfall der vollen 
Souveränität an eine fremde Macht eingetreten ist; dieser bleibt unter 
allen Umständen ihr volles Eecht gewahrt, und zwar ohne daß sie 
dabei eine ausdrückliche Reservation bei, anscheinend oder that- 
sächlich, dasselbe negierenden Dispositionen seitens des verpflich- 
teten Staates nötig hätte. ^ 



§ 9. Das bei Abtretung von Reichsgebiet zu beobachtende Verfahren. 

I. Durch den vorhergehenden Paragraphen ist die Frage nach 
dem Einflüsse der Reichsgründung auf die auswärtigen Gebiets- 
ansprüche dahin entschieden worden, daß dieselben zwar in betreff 
des verpflichteten Subjektes eine Veränderung erfahren haben, in- 
dem die Verbindlichkeiten der Einzelstaaten nunmehr zu solchen 
des. Bundesstaates geworden sind, daß sie aber inhaltlich dadurch 
nicht im geringsten modifiziert wurden. Es bleibt daher auch sehr 
wohl möglich, daß Deutschland früher oder später einmal von einer 
fremden Macht thatsächlich auf Erfüllung einer alten Zessionsver- 
pflichtung in Anspruch genommen wird; ja es kann dies sogar 
wegen des schon 1903 geltend zu machenden Wismarer Einlösungs- 
rechtes in einer recht nahen Zukunft der Fall sein. Unter diesen 
Umständen ist es aber gewiß nicht tiberflüssig, zum Schlüsse auch 
darauf noch näher einzugehen, in welcher Weise dann die zur Be- 
friedigung des auswärtigen Staates nötige Abtretung durch den 
Bundesstaat vorzunehmen ist, zumal da es sich schon gelegentlich 
(vergl. S. 68) gezeigt hat, daß sich für denselben aus dem Um- 
stände, daß Gesamtstaat und Einzelstaat in ihrem Zessionswillen 
übereinstimmen mtissen , eigentümliche Schwierigkeiten ergeben 
können. 

Von diesen beiden Faktoren wird der erstere, wiewohl ihm 
gerade im Grunde die eigentlich entscheidende Stimme zusteht, für 
gewöhnlich doch insofern hinter dem anderen zurücktreten, als er 
sich der von jenem schon vorgenommenen Zession bloß anschließen, 
also erst in zweiter Linie neben dem an erster Stelle handelnden 
Gliedstaate thätig werden wird. Es. entspricht dies einfach den 



» Cf. Heffter, Europäisches Völkerrecht, § 86, S. 192; § 94, S. 207. 
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thatsächlichen Verhältnissen. Denn der Berechtigte hält sich natürlich 
zuerst an denjenigen, welcher seinerzeit die Verbindlichkeit über- 
nommen hat, und dem die Erfüllung derselben ihrer ganzen Be- 
schaffenheit nach in der Hauptsache immer noch zufällt: vor allen 
Dingen muß der Teilstaat seinerseits auf das betreffende Territorium 
verzichten, dann erst wird es für die fremde Macht noch nötig, ^ 
auch die Zustimmung des Reiches zu dem Ausscheiden aus dem 
Bundesgebiete zu erlangen. 

Es fragt sich nun, in welcher Form dieselbe erteilt werden 
muß. An und für sich würde zur Erreichung des beabsichtigten 
Erfolges schon ein verfassungsänderndes Eeichsgesetz* genügend 
sein, in welchem Bundesrat^ und Reichstag, und zwar ersterer 
unter Einhaltung der in Art. 78, Abs. 1 vorgeschriebenen Majorität, 
die Entlassung des fraglichen Territoriums aus dem Reichsverbande 
aussprächen, d. h. die Bundesverfassung für dasselbe außer Kraft 
setzten. Denn da hierdurch auch die in letzterer statuierte Teilung 
der Hoheitsrechte zwischen zwei verschiedenen staatlichen Potenzen 
wegfiele, so würde sich nunmehr die auf die auswärtige Macht 
bereits übergegangene Territorialstaatsgewalt ungehindert wieder 
zur voUen Souveränität entfalten können. 

Trotzdem würde aber dies Verfahren dem Ansprüche des Be- 
rechtigten, der ja auf Abtretung, d. h. eine wahre Übertragung 
der vollen Hoheitsgewalt geht, wenigstens in formeller Beziehung 
nicht durchaus gerecht werden. Nur zur Hälfte ist dem von Seiten 
des Bundesstaates Genüge gethan worden, indem bloß der dem 
betr. Einzelstaate zustehende Teil der Hoheitsrechte wirklich zediert 
worden ist, während der Gesamtstaat die seinigen lediglich fallen 
ließ und so zwar dem Berechtigten in der That mittelbar den Er- 
werb der vollen Souveränität ermöglichte, aber sie ihm jedenfalls 
nicht direkt verschaffte und übertrug. Auch liegt es wohl auf der 
Hand, daß für diesen Zweck die rein innerstaatliche Funktion der 
Gesetzgebung ihrem ganzen Wesen nach gar nicht zu verwenden 
ist, vielmehr derselbe nur in der Weise erreicht werden kann, daß 



^ Wegen der völkerrechtlichen Anerkennung der Bundesverfassung; vergL 
oben S. 55. 

■ Inwiefern mit der Abtretung deutschen Gebietes auch eine Verfassungs- 
änderung notwendig verbunden ist; s. oben S. 51 f. 

• Innerhalb dieses könnte der entsprechende Antrag sowohl von dem betr. 
Einzelstaate als auch vom Kaiser (als solchem oder nur als König von Preußen? 
Art. 7 der Verfassung — G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 124, A. 11, S. 360) 
gestellt werden; letzteres würde das wahrscheinlichere dann sein, wenn der 
fremde Staat sich mit seinen Ansprüchen schon direkt an das Reich ge- 
wendet hätte. 
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das Reich sich durch den Kaiser als das zur völkerrechtiichen Ver- 
tretung befugte Organ in unmittelbare Verbindung mit dem fremden 
Staate setzt. Zweifelhaft ist dabei nur, ob mit dem letzteren über 
das abzutretende Gebiet noch ein besonderer Vertrag abgeschlossen 
werden muß, oder ob schon eine einfache, vom Kaiser unter Zu- 
stimmung des Bundesrates und Reichstages abzugebende Erklärung 
des Inhaltes genügt, daß das Reich der einzelstaatlichen Zession 
seinerseits beitritt. 

Im zweiten Falle wäre das Verhältnis so zu denken, daß der 
betr. Gliedstaat durch Seinen Vertrag bereits die gesamte Hoheits- 
gewalt übertragen, d. h. gleich auch über die Rechtssphäre des 
Reiches mit verfugt hätte, dieses aber durch seine nachträgliclie 
Genehmigung die totale Abtretung rückwärts zu einer voUgiltigen 
machte. Nun würde aber ein Vertrag, der wirklich nach der In- 
tention des Gliedstaates gleich auch eine Verminderung des Reichs- 
gebietes bezwecken sollte, nicht etwa bloß anfechtbar, sondern als 
gegen die Verfassung verstoßend ohne weiteres nichtig sein: zwar 
nicht vollständig, indem er giltig ist, soweit ausschließlich Rechte 
des Einzelstaates selbst in Frage kommen, aber doch insofern, als 
die Rechte der Zentralgewalt davon berührt werden ;i man würde 
also der Beitrittserklärung des Reiches die Kraft beilegen müssen, 
selbst eine zweifellose Nichtigkeit heilen zu können. In dieser Be- 
ziehung hat man aber von dem Satze auszugehen, daß prinzipiell 
ein einmal nichtig vorgenommenes Rechtsgeschäft durch das bloße 
spätere Wegfallen des Nichtigkeitsgrundes nicht zu einem giltig ab- 
geschlossenen werden kann.^ Davon können zwar im Privatrechte 
beliebige Ausnahmen durch die rechtsetzende Gewalt statuiert 
werden, wie dies namentlich für den vorliegenden Fall der Ver- 
fügung über die Rechtssphäre eines Dritten ohne vorher erlangte 
Einwilligung desselben vielfach geschehen ist, aber diese dürfen 
Geltung auch im Völkerrechte nur dann verlangen, wenn sie durch 
eine entsprechende gewohnheitsrechtliche Übung besonders rezipiert 
sind. Ob nun eine solche gerade hier schon nachweisbar ist, das 
möchte doch vielleicht zu bezweifeln sein. 

Demzufolge wäre also Abschluß eines eigenen Vertrages die 
passendste und sicherste Form, in welcher das Reich seine nach- 
trägliche Zustimmung zu der Abtretung von Bundesgebiet erteilen 



^ D. h. es würde genau dasselbe Besultat eintreten, als wenn der Glied- 
staat nur für sich, unter ausdrücklicher Wahrung der Eechte des Reiches paktiert 
hätte: das abgetretene Stück hörte auf, Teil seines Staatsgebietes, nicht aber 
auch des Bundesgebietes zu sein. 

* Vergl. Windscheid, Pandekten, I, § 83, S. 229. 
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könnte I andererseits ist es aber auch völlig genügend, wenn der 
Kaiser nur unter Bezugnahme auf den vorhergehenden ausflihrlichen 
Ein^elstaatsvertrag sich den Inhalt desselben für das Reich einfach 
aneignet, ihn bloß kurz als auch für dieses wirksam anerkennt und 
die Zession so auf die eigenen Hoheitsrechte desselben ausdehnt. 
Bine Mitwirkung des Bundesrates und Reichstages , und zwar 
wiederum unter Beobachtung der Vorschriften über Verfassungs- 
änderungen,^ würde selbstverständlich auch hier (Art. 11, Abs. 3 der 
Verfassung) unentbehrlich sein. 

Genau nach den eben entwickelten Grundsätzen ist 1878/79 
bei der durch eine badisch- schweizerische GrenzreguUerung nötig 
gewordenen Abtretung deutschen Reichsgebietes verfahren worden. 
Zuerst nämlich zedierte Baden in Art. 3 des Vertrages vom 
28. April 1878 seinerseits die in Tausch gegebenen Gebietsteile, 
und zwar ohne speziellen Vorbehalt der Rechte des Reiches; dann 
aber schloß noch der Kaiser namens des letzteren unter Einhaltung 
des Art. 78 am 24. Juni 1879 mit der Schweiz einen neuen Vertrag 
ab, um der Übereinkunft mit dem Gliedstaate „rechtliche Wirk- 
samkeit für das Deutsche Reich zu verleihen". ^ 

n. Wurde bisher angenommen, daß Gesamtstaat und Teilstaat 
den vom Auslande geltend gemachten Gebietsanspruch überein- 
stimmend als berechtigt anerkennen, so bedarf es jetzt noch der 
Erörterung der bedeutend schwierigeren Frage, ob und ev. wie der 
Bundesstaat seiner Zessionsverpflichtung auch bei einer etwaigen 
Diflerenz zwischen jenen beiden, nur gemeinsam zu einer vollen 
Abtretung berufenen Faktoren nachkommen kann. Zwar der Fall, 
wo sich eine Meinungsverschiedenheit unter ihnen in der Weise er- 
giebt, daß nur der zweite zur Zession bereit ist, dagegen der erste 
das Anrecht des fremden Staates aus irgendwelchen Gründen für 
erloschen ansieht, läßt für die rechtliche Behandlung naturgemäß 
überhaupt nur einen sehr beschränkten Spielraum übrig; kann es 
doch hier keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn das Reich auch 
die Übertragung der einzelstaatlichen Gebietshoheit in dem oben 
S. 53 erörterten Sinne schwerlich zu hindern vermag,' es sicher 
andererseits nach seiner ganzen Stellung im bundesstaatlichen 
Organismus nicht wider seinen Willen zur Aufgabe Seiner Rechte, 



^ Cf. Laband, Reichsstaatsrecht, in Marquardsens Handbuch des 
öffentlichen Rechts, 11, 1, § 12, S. 108. 

■ Beide Verträge s. Reichsgesetzblatt 1879, S. 307—311. 

• Man vergl. auch die Ablehnung des Carlowitzschen Antrages im kon- 
stituierenden Reichstage, der (in Form eines Zusatzes zu Art. 1 der Verfassung) 
eine Abtretung von Souveränitätsrechten ohne Zustimmung der Glesamtheit nur 
zu Gunsten von Mitverbündeten gestatten wollte. 
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d. h. zur Entlassung des fraglichen Territoriums aus dem Bundes- 
gebiete genötigt werden kann. Es würde also unter diesen Um- 
ständen der fremden Macht, wenn sie ihrerseits an dem Ansprüche 
auf völlige Abtretung festhalten würde, kein anderes Mittel als das 
der internationalen Selbsthilfe übrig bleiben. 

Ungleich mehr juristisches Interesse bietet der umgekehrte Fall. 
Es wäre nämlich auch denkbar, daß der betr. Teilstaat die Ver- 
pflichtung gegen den auswärtigen Staat für nicht mehr bestehend 
hält, während die Zentralgewalt der entgegengesetzten Ansicht wäre. 
Es fragt sich nun, ob der von jenem bereits zurückgewiesene Gebiets- 
anspruch doch noch durch Vermittelung des Reiches zur Erfüllung 
gelangen kann. Ganz ausgeschlossen ist dies jedenfalls in der 
Weise, daß es auf Anrufen des angeblich Betechtigten die Frage 
nach der ßechtsbeständigkeit der Verpflichtung durch richterKches 
Urteil entscheiden und den Gliedstaat, falls letzteres für ihn un- 
günstig ausfiele, zur Vornahme der Abtretung^ anhalten könnte, da 
ihm ja nach Art. 76, Abs. 1 der Verfassung eine derartige Juris- 
diktion nur dann zusteht, wenn beide streitende Parteien Bundes- 
glieder sind; es ist keinesfalls dazu befugt, den Einzelstaat unter 
Kognition über seine internationalen Pflichten gegen Auswärtige zu 
der verweigerten Zession zu zwingen. 

Es kann sich also nur darum handeln, ob nicht die Bundes- 
gewalt bei der Abtretung von einer Beteiligung des Gliedstaates 
überhaupt ganz absehen und für sich allein, ohne weitere Bücksicht 
auf seinen Widerspruch, die volle Hoheit über das fragliche Gebiet 
der fremden Macht vertragsmäßig überlassen darf. Dies wird nun 
freilich auf das bestimmteste in Abrede gestellt r^ zwar wird zu- 
gegeben, daß der Übergang eines deutschen Gebietes an eine fremde 
Macht unter Umständen auch lediglich durch einen Eeichsvertrag, 
also ohne daß der Abschluß eines solchen seitens des betr. Teil- 
staates vorangegangen wäre, stipuliert werden könne, aber jeden- 
falls müsse immer der letztere in gehöriger Weise ausdrücklich seine 
Einwilligung zu dieser Verfügung über sein Gebiet gegeben haben ;^ 



* Nötigenfalls selbst durch Exekution nach Art. 19 der Verfassung. 

* Vergl. G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 164, S. 485; Laband, 
Eeichsstaatsrecht, in Marquardsens Handbuch des öffentlichen Rechts, ü, 
1, § 3, S. 27; Gerber, Deutsches Staatsrecht, § 22, A. 9, S. 70 etc. 

^ Bei einem solchen Verfahren würde das Reich zwar vollständig die bisher 
beobachtete, bloß sekundäre Rolle aufgeben, und nunmehr Sein Handeln, nicht 
mehr, wie oben sub I angenommen wurde, das des Gliedstaates in den Vorder- 
grund treten, immerhin käme aber die Abtretung noch durch ein Zusammen- 
wirken beider bundesstaatlichen Organe zustande. Übrigens wird, wenn der 
Teilstaat zur Zession überhaupt bereit ist, das wahrscheinlichere stets der Ab* 
Schluß eines besonderen Vertrages seinerseits sein. Vergl. oben S. 71. 
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ganz einseitig darüber zu disponieren, sei das Eeich bloß bei 
Friedensschlüssen befugt.^ 

Wäre dem in der That so, so würde sich zweifellos bei einer, 
nach Ansicht der Zentralgewalt ungerechtfertigten Weigerung des 
Gliedstaates, die Zession zu bewilligen, für jene nicht minder wie 
für die auswärtige Macht ein schlimmes Dilemma ergeben. Denn 
diese kann, weil die Teilstaaten ein eigenes jus belli nicht mehr 
besitzen, ihr vermeintliches Becht nicht bis in die äußerste Eon- 
sequenz der völkerrechtlichen Selbsthilfe verfolgen, ohne befürchten 
zu müssen, auch mit dem Reiche, dem ja vor allem die Pflicht zum 
Schutze des Bundesgebietes gegen gewaltsame Angriffe von außen 
obliegt,* in Konflikt zu geraten. Entweder verzichtet sie also aus 
Scheu vor dieser drohenden Gefahr auf die weitere Geltendmachung 
ihres Anspruches, was zweifellos in dem Falle, daß derselbe in der 
That materiell noch ganz begründet war, ein für das ßechtsgefühl 
völlig unbefriedigendes Ergebnis sein vnirde, oder aber es wird der 
Bund, wenn er sich nicht der Vernachlässigung einer verfassungs- 
mäßigen Pflicht schuldig machen will, wider seinen Willen in einen 
von ihm selbst als ungerecht erkannten Krieg hineingezogen. 

Nun könnte man zwar meinen, für das ßeich biete sich ein 
Ausweg aus dieser Zwangslage insofern, als es durch ein verfassungs« 
änderndes Gesetz die Ausscheidung des betr. Territoriums aus dem 
Bundesgebiete dekretieren könnte, wodurch es sich auch von der 
Verpflichtung zum Schutze desselben frei machen würde. Indessen, 
nimmt man einmal an, daß der Bund zu Zessionen nur mit Zu- 
stimmung der Teilstaaten befugt ist, so wird man dieses ßequisit 
aus ganz denselben Gründen auch bei einer bloßen Loslösung aus 
dem Beichsgebiete für erforderlich halten müssen.' Da aber der 
Betro£fene unter den obwaltenden Verhältnissen, um nicht des 
kräftigen Schutzes gegen die auswärtige Macht verlustig zu gehen, 
seine Einwilligung ganz gewiß nicht geben wird, so erweist sich 
auch dieser Ausweg, weil überflüssig beim Vorhandensein jener 
weitergehenden Kompetenz und ungangbar beim Fehlen derselben, 
als völlig wertlos. 

m. Was nun die Gründe betrifft, wegen deren man dem 
Reiche die eine wie die andere Befugnis abgesprochen hat, so be- 
ruft sich G. Meyer* darauf, daß es noch jetzt einen bestimmten 



* Cf. unten sub V. 

' Zu vergl. Rönne, Eeichsstaatsrecht, 11, 2, §124, S. 303 — 4; Mohl, 
Eeichsstaatsrecht, S. 136. . 

' Cf. Laband, Beichsstaatsrecht, in Marquardsens Handbuch, II, 1, 
§ 3, S. 27. 

* Deutsches Staatsrecht, § 164, S. 488 & 
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Kreis vertragsmäßiger Grundlagen der Eeichsverfassung gäbe, die 
unter allen Umständen den rein einseitigen Dispositionen der Bundes- 
gewalt entzogen wären. Und zwar sei es der Eingang der Ver- 
fassung, durch welchen für alle in demselben erwähnten Gegen- 
stände ein vertragsmäßiges Verhältnis zwischen der Gesamtheit und 
den Teilstaaten mit der Wirkung begründet werde, daß zur Auf- 
hebung der den letzteren daraus erwachsenen Rechte jedesmal ihre 
Zustimmung eingeholt werden müsse; vor allem sei die ungestörte 
Existenz der einzelnen Staaten selbst in dieser Weise vor willkür- 
lichen Verfügungen der Zentralgewalt gesichert. Abgesehen davon, 
daß der Eingang der deutschen ßeichsverfassung im Gegensatze zu 
der früheren norddeutschen^ keine Hervorhebung des vollen Gebietes 
der .Gliedstaaten mehr enthält, folglich die angebliche vertragsmäßige 
Garantie, falls sie überhaupt vorhanden ist, höchstens für die 
Existenz,^ nicht aber, wofür der frühere Wortlaut einen gewissen 
Anhalt bot, auch für die territoriale Integrität angenommen werden 
darf, so hat schon Hänel^ überzeugend nachgewiesen, daß der erste 
Satz der Verfassung im besten Falle nur als verfassungs-, nicht als 
vertragsmäßige Vorschrift gelten könne und deshalb auch der ver- 
fassungsmäßigen Änderung unterliegen würde, daß er aber weiter- 
hin gar keine dispositive, sondern nur enunziative Bedeutung habe 
und also den Einzelstaaten überhaupt keine Rechte gewähren wolle, 
daß es endlich vertragsmäßige Beziehungen zwischen diesen und 
dem Reiche zwar in einem ganz beschränkten Umfange wirklich 
gäbe (vergl. Hänel, S. 239), jedenfalls aber durch den Eingang der 
Verfassung solche ganz unmöglich entstanden sein könnten.^ 

Noch weniger wie aus dem Anfange darf man aus der Schluß- 
bestimmung ^ für das Reich ein Verbot von einseitigen Gebiets- 
zessionen ableiten wollen. Denn der zweite Absatz des Art. 78 
verlangt ja klar und deutlich Zustimmung des berechtigten Bundes- 



' ^ S. M. der König von Preußen, S. M. der König von Sachsen — , jeder 
für den gesamten Umfang ihres Staatsgebiets — schließen einen 
ewigen Bund etc. Die hervorgehobenen Worte (übrigens auch damals wohl nur 
wegen des Gegensatzes zu Hessen aufgenommen, welches ausnahmsweise hloß 
„für die nördlich vom Main belegenen Teile" beitrat) fehlen in der Keichs- 



■ Wobei es aber auch an der Au&ählung der einzelnen norddeutschen 
Staaten fehlt. 

8 Studien, I, S. 92-104. 

* Hänel, a. a. 0., S. 93—94: Selbst angenommen, daß durch denselben 
in der That ein vertragsmäßiges Verhältnis begründet würde, so könnten 
die daraus folgenden Rechte und Pflichten den Teilstaaten immer nur unter 
einander, aber nicht der Gesamtheit gegenüber zustehen. 

^ Man vergl. hierzu Rönne, Reiöhsstaatsrecht, I, § 6, S. 47, A. 3. 
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Staates nur für die Aufhebung derjenigen Vorschriften der 
Verfassung, durch welche bestimmte Rechte einzelner Bundes- 
staaten in deren Verhältnis zur Gesamtheit festgestellt sind. Da 
nun dieser Satz streng nach seinem Wortläute zu interpretieren 
ist^ und nicht als Einzelanwendung eines auch sonst giltigen all- 
gemeinen Prinzips, wonach die Beseitigimg aller (so überaus schwer 
festzustellenden 2) jura singulorum nur mit der Einwilligung des Be- 
rechtigten möglich sei, gefaßt werden darf, so kann durch ihn auch 
nicht die in der Verfassimg gar nicht speziell erwähnte territoriale 
Integrität aller Gliedstaaten mit getroflfen sein. 

Mit alledem ist aber freilich bis jetzt nur etwas rein negatives 
nachgewiesen, nämlich daß es keinen Satz in der Verfassung giebt, 
welcher die Zentralgewalt an einer einseitigen Gebietsabtretung 
direkt verhinderte, ein Ergebnis, welches noch keineswegs dazu be- 
rechtigt, dem Eeiche daraufhin positiv jene Kompetenz wirklich zu- 
zusprechen. Denn wie Held gelegentlich einmal sehr richtig be- 
merkt, die Eeichshoheit ist kein Prinzip, sondern besteht nur aus 
einer Summe einzelner Zuständigkeiten; es liegt keine allgemeine 
Kompetenz der Bundesgewalt zu allem, was ihr nicht ausdrücklich 
versagt bleibt, vor, sondern sie besitzt umgekehrt nur diejenigen 
Befugnisse, die ihr speziell oder durch zwingenden Analogieschluß^ 
zugewiesen sind. Nun könnte man allerdings meinen, diese Voraus- 
setzung sei gerade hier gegeben wegen der, durch Art. 78, Abs. 1 
eingeräumten allgemeinen Befugnis zu Verfassungsänderungen; in 
dieser, die ja nach dem obigen lediglich durch den, hier nicht 
passenden zweiten Absatz desselben Artikels eingeschränkt werde, 
sei auch die Kompetenz zu beliebigen Veränderungen des Reichs- 
gebietes enthalten. Aber das wäre ein Trugschluß, da doch offen- 
bar nicht bloß dieses letztere durch die Zession an eine fremde 
Macht eine Änderung erleiden würde. Denn der Gesamtstaat würde 
dabei überhaupt den ganzen bundesstaatlichen Grundgedanken, der 
eine Teilung der Hoheitsgewalt zwischen jenem und den Einzel- 
staaten vorschreibt, völlig negieren, er würde sich dadurch, daß er 
diesen die ihnen vorläufig noch verbliebenen Hoheitsrechte für ein 
bestimmtes Gebiet ganz nimmt, den denkbar größten Eingriff in die 
eigene Rechtssphäre derselben erlauben. Solange aber letztere noch 
durch eine feste Linie abgegrenzt wird, solange hat sich auch die 



* Hänel, Studien, I, S. 188 ff. 

» Hänel, a. a. 0., S. 183 ff., bes. S. 187, A. 79. 

' Nicht ganz ausgeschlossen, aber nur mit größter Vorsicht zu verwenden; 
Mehl, Reichsstaatsrecht, S. 74—75. Vergl. § 5 der deutschen Reichsverfassung 
von 1849. 
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Reichsgewalt jegKcher Verfügung über dieselbe zu enthalten, und 
zwar gilt dies nicht nur für die Thätigkeit im Innern, sondern auch 
dem Auslande gegenüber, d. h. nur über die Hoheitsrechte darf das 
Reich im Wege des völkerrechtlichen Vertrages verfügen, bez. deren 
es auch das Recht der Gesetzgebung besitzt.^ Sollte es nach 
außen, anders als auf dem Gebiete des inneren Staatslebens, ganz 
wie ein Einheitsstaat über die volle Hoheitsfülle disponieren dürfen, 
so hätte ihm dieses Recht ausdrücklich verliehen werden müss€fn; 
da dies aber nicht geschehen ist, so kann eben die Zentralgewalt 
nach der derzeitigen Kompetenzverteilimg auch noch nicht für sich 
allein zu Zessionen befugt sein, nicht sowohl deshalb, weil ein be- 
stimmter Satz der Verfassung ihr diese verböte, als weil es ihr 
keiner erlaubt. 

rV. Indes dieser Zustand ist kein unabänderlicher, insofern 
als ja das Reich bisher noch nicht besessene Zuständigkeiten neu 
erwerben, sogar nach Art. 78, der anerkanntermaßen auch Kompe- 
tenzerweiterungen umfaßt,^ sich selbst beilegen kann. Durch diese 
Bestimmimg, in der recht eigentlich die Zusammenfassung des 
Gesamtstaates und der Einzelstaaten zu der organischen Einheit 
des Bundesstaates zum Ausdrucke kommt,' wird es der Bundes- 
gewalt ermöglicht, die getrennten staatlichen Funktionen jener 
beiden Potenzen sich gegenseitig stets harmonisch ergänzen zu 
lassen; sie ist dadurch in die Lage versetzt, jede Störung des plan- 
mäßigen Zusammenwirkens, die sich aus dem Nebeneinander der- 
selben ergeben könnte, zu beseitigen und so unter allen Umständen 
die Durchfuhrung der sämtlichen politischen Aufgaben und Pflichten 
zu erreichen. Dank der übergreifenden Rechtsmacht des Reiches 
schwindet denn nun auch die Gefahr, daß ein Einzelstaat durch 
seine, vielleicht ganz frivole Weigerung die Erfüllung einer noch 
vöUig zu Recht bestehenden Zessionsverpflichtung zu hindern ver- 
möchte; wenn auch an und für sich zur Abtretung nach Lage der 
Dinge XJbereinstimmung zwischen ihm und dem Gesamtstaate er- 
forderlich ist, so braucht der letztere bei einer etwaigen Meinungs- 
verschiedenheit unter ihnen doch nicht immer den Satz, daß Pro- 
hibentis causa est potior, als schlechthin entscheidend anzuerkennen, 
sondern kann den, nach seiner Überzeugung ungerechtfertigten 
Widerspruch jenes dadurch völlig unwirksam machen, daß er sich 
die ihm bis jetzt fehlende Kompetenz zur einseitigen Verfügung 
über einzelstaatliches Gebiet auf verfassungsmäßigem Wege verschaflFt. 



1 Vergl. oben S. 67, A. 1. 

• Cf. Hänel, Studien, I, § 11, S. 176. 

' Vergl. oben S. 57 f. 
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Das wäre in verschiedener Weise möglich. Zunächst nämlich 
könnte dem Eeiche diese Befugnis gan^ allgemein, d. h. sämtlichen 
Teilstaaten gegenüber beigelegt werden, sodaß es also fortan berech- 
tigt wäre, im internationalen Verkehr frei über das Territorium der- 
selben zu verfügen. Indes wird, wenn auch gegen die theoretische 
Zulässigkeit eines solchen verfassungsändernden Gesetzes wohl kaum 
etwas einzuwenden wäre,^ das praktische Zustandekommen immer 
um deswillen mehr als zweifelhaft sein, weil die Schaffung einer so 
weitgehenden und für den Bestand der Einzelst^^aten doch ziemlich 
bedenklichen Reichskompetenz im Bundesrate sicher auf großen 
Widerspruch stoßen und hier wahrscheinlich weit mehr als die zur 
Verwerfung schon hinreichenden 14 Stimmen gegen sich haben würde. 

Es ist aber auch gar nicht nötig, bloß wegen einzelner aus 
der dermaligen Kompetenzverteilung sich ergebenden ünzuträglich- 
keiten gleich zu einer prinzipiellen Änderung derselben zu schreiten; 
kann doch dem Reiche, da die weitere Befugnis die engere stets 
mit enthält, das Recht zur Abtretung ebensogut wie allgemein, so 
auch lediglich auf den vorliegenden Spezialfall beschränkt ver- 
liehen, mit anderen Worten ein Gesetz ^ erlassen werden, welches 
den Gesamtstaat nur autorisiert, ein bestimmtes Stück eines be- 
stimmten Einzelstaates an eine fremde Macht abzutreten. 

Und zwar wäre auch für ein solches die Beobachtung der 
Vorschriften des Art. 78, Abs. 1 vollkommen ausreichend, keines- 
wegs also Zustimmung des gerade betroflfenen Bundesgliedes not- 
wendig. Allerdings ist im Gegensatze hierzu behauptet worden, 
jede Entziehung von Hoheitsrechten, die sich nur auf einen einzelnen, 
nicht auf alle Staaten erstrecken solle, sei bloß mit seiner aus- 
drücküchen Einwilligung zulässig, wobei man sich auf ein, angeblich 
aus dem bundesstaatlichen Charakter des Reiches folgendes Prinzip 
der Gleichheit aller Glieder gestützt hat.* Indes bemerkt hier- 



* Der (nach dem obigen bloß enunziative) Eingang zur Verfassung setzt 
der allgemeinen Ermächtigung zu Kompetenzerweiterungen keine irgendwie ge- 
arteten Schranken. Es ist eine nicht zu rechtfertigende Einengung derselben, 
wenn Opitz (Sächsisches Staatsrecht , I, S. 41, A. 3j im Anschluß au eine von 
Gerber zuerst vertretene Meinung sie auf Entwickelung der in der Verfassung 
schon liegenden Prinzipien mit Ausschluß grundsätzlicher Änderungen der 
Bundesanlage beschränken will. 

^ Darüber, daß zum Begriff des Gesetzes Allgemeinheit der Eegel nicht 
gehört (G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 155, S. 458), vielmehr es auch In- 
dividualgesetze giebt, durch die genau so wie durch die allgemeinen objektives 
Recht geschaflFen wird, vergl. Hänel, Studien, II, § 4, S. 124--189, bes. 
S. 130 ff. und 137.. 

* Cf. Lab and, Beichsstaatsrecht (in Marquardsens Handbuch, II, 1), 
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gegen G. Meyer^ ganz mit Recht, daß für diesen Grundsatz die 
Eeichsverfassung keinerlei Anhalt bietet Das aUein Entscheidende 
ist die Thatsache, daß Art. 78 , Abs. 1 sämtliche Kompetenz- 
erweiterungen des Reiches, ohne einen Unterschied zwischen all- 
gemeinen und speziellen zu machen, einfach im Wege einer quali- 
fizierten Reichsgesetzgebung 2 erfolgen läßt, eine Bestimmung, von 
der einzig und allein der nach Sinn und Wortlaut hier absolut 
nicht in Frage kommende Absatz 2 insofern eine Ausnahme macht, 
als er für diejenigen, die sich als Aufhebung ganz bestimmter 
Sonderrechte charakterisieren, noch Zustimmung des betr. Teil- 
staates yerlangt. 

Sobald nun einmal das Reich die bisher noch nicht besessene 
Befugnis zu Abtretungen sich, sei es generell, sei es für den einzelnen 
Fall, in abstracto angeeignet hat, kann die konkrete Ausübung 
derselben nicht die geringsten Schwierigkeiten mehr bereiten: Der 
Kaiser ist nunmehr berechtigt, mit der fremden Macht einen ent- 
sprechenden Zessionsvertrag ohne Befragung des betr. Einzelstaates 
abzuschließen, hat aber dabei, weil und sofern die dahingehende 
gesetzliche Autorisation nicht ihm persönlich, sondern dem Reiche 
als solchem übertragen worden ist, die in Art. 11, Abs. 3 der Ver- 
fassung für Reichsverträge gegebenen Vorschriften zu beobachten, 
d. h. er bedarf vor der Ratifikation des Vertrages^ wegen der mit 
demselben verbundenen neuen Verfassungsänderung (Verminderung 
des in Art. 1 festgestellten Bundesgebietes) der nochmaligen Zu- 
stimmung des Bundesrates und Reichstages gemäß Art. 78. 

Zweifellos wäre dies der theoretisch richtigere Weg: das Reich 
sollte sich die mangelnde Kompetenz hier wie immer zuvörderst 
durch einen Zusatz zur Verfassungsurkunde verschaffen und darauf 
erst zur thatsächlichen Ausübung derselben schreiten, wobei sich 
dann zufälligerweise wiederum die Einhaltung der Verfassungs- 
änderungsformen als nötig erweisen würde. Indes man wird ein- 
tretenden Falls dieses allerdings etwas schleppende Verfahren 
schwerlich einschlagen, sondern wahrscheinlich beide Verfassungs- 



§ 2, S. 24 und 26, der u. a. aus diesem Grunde zwar die völlige Aufhebung 
aller Staaten, aber nicht die eines einzelnen durch verfassungsänderndes Reichs- 
gesetz für statthaft hält. 

^ Deutsches Staatsrecht, § 164, S. 485, A. 10. 

« Auch Hänel (Studien, I, § 16, S. 242, I, 1) verlangt für alle, lediglich 
auf den einzelnen Fall berechneten Kompetenzerweiterungen nicht mehr als die 
Form der Verfassungsänderung. 

' Es wird angenommen, daß der Vertrag sonst auch der völkerrechtlichen 
Giltigkeit entbehren würde. Man vergl. hierzu die Angaben bei Lab and, 
Reichsstaatsrecht (in Marquardsens Handbuch, II, 1), § 12, S. 113. 
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änderungen (spezielle Kompetenzerweiterung und Verminderung des 
Bundesgebietes) dergestalt gleich in eine einzige zusammenziehen, 
daß der Kaiser das fragliche Gebiet ohne weiteres zediert und 
hierzu die gehörige Einwilligung des Bundesrates und Reichstages 
erlangt Auch wird die Eechtsgiltigkeit dieses Verfahrens, bei 
welchem die Aneignung einer neuen Kompetenz zusammenfällt mit 
der die Formen jener wahrenden praktischen Ausübung, füglich 
nicht mehr • bestritten werden können, nachdem man einmal, wie 
dies überwiegend geschieht, bez. der rein legislativen Thätigkeit des 
Reiches Verfassungsüberschreitungen durch einfache Reichsgesetze 
unter bloßer Einhaltung der formellen Vorschriften über Verfassungs- 
änderungen für zulässig erklärt hat;^ darf die Zentralgewalt im 
Inneren Angelegenheiten, die ihrer allgemeinen Zuständigkeit noch 
nicht unterliegen, ohne vorherige Kompetenzerweiterung, lediglich 
mit Beobachtung des Art. 78, regeln, so ist ihr jedenfalls eine ent- 
sprechende Befugnis auch nicht nach außen, für die völkerrecht- 
lichen Verträge zu versagen. 

V. So ist denn schließlich auf diesem Umwege, aber freilich 
auch nur auf einem solchen, das Reich trotz alledem in der Lage, 
beliebig über gliedstaatliches Gebiet verfügen zu können. Aber 
wenn sich auch die Annahme, daß dies ausschließlich in Friedens- 
verträgen geschehen dürfe, hiernach nicht als stichhaltig erwiesen 
hat, so ist doch sicher nach dem Vorstehenden soviel wenigstens 
richtig, daß bei einer Abtretung kraft Friedensschlusses, wiewohl 
dabei genau dasselbe Verfahren zu beobachten ist, doch ein 
wesentlich verschiedenes Sachverhältnis als bei einer sonstigen 
Zession vorliegen würde. Denn während mit jener der Gesamtstaat 
vermöge der nach Art. 11, Abs. 1 ihm generell bereits eingeräumten 
Kompetenz 2 sich streng innerhalb seiner eigenen Thätigkeitssphäre 
halten würde, sodaß also die Zustimmung des Bundesrates und 
Reichstages zu dem kaiserlichen Vertrage^ hier nur unter dem 
Gesichtspunkte der Veränderung des Art. 1 in Frage käme, so 



* So z. B. Häuel, Studien, I, § 17, S. 258, welcher dieses in der Praxis 
vielfach geübte Verfahren zwar als ein laxes bezeichnet (cf. S. 167, A. 53), aber 
doch als rechtlich möglich anerkennt. Im übrigen vergl. die Angaben bei 
G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, § 164, S. 483, A. 3. 

' Ein allgemeines Kecht des Reiches zu Abtretungen in Friedensschlüssen 
wird fast übereinstimmend anerkannt. Of. G. Meyer, Deutsches Staatsrecht, 
§ 164, S. 486, A. 14; Laband, Reichsstaatsrecht, in Marquardsens Hand- 
buch, n, 1, S. 27, A. 3 etc. 

' Zwar wird teilweise (z. B. von Rönne, Reichsstaatsrecht, 11, 2, § 124, 
S. 307— 8) behauptet, daß eine solche hier überhaupt nicht notwendig sei ; vergl. 
jedoch dagegen geydel, Kommentar, S. 117. 

DU. 6 
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greift er mit jeder anderen Abtretung über seinen spezifischen 
Wirkungskreis hinaus: dadurch, daß er unter den für Kompetenz- 
erweiterungen Torgeschriebenen Formen von einer bis dahin noch 
nicht besessenen Befugnis praktisch Gebrauch macht, legt er sie 
sich gleichzeitig für den speziellen Fall erst bei, d. h, er wird hier 
mit der Einen Handlung nicht nur wie dort in seiner ersten 
Funktion der unmittelbaren YerwirkUchimg eines Teiles der staat- 
lichen Aufgaben, sondern zugleich auch in seiner zweiten thätig, 
nach welcher ihm als dem regulierenden Faktor des bundesstaat- 
lichen Gesamtorganismus die beHebige Verteilung der Kompetenzen 
selbst zusteht. 

Dem thatsächlichen Effekte nach ergiebt sich allerdings zwischen 
der Möglichkeit der Abtretung durch Friedensschluß und derjenigen 
in sonstigen Verträgen nicht der geringste unterschied; yielmehr 
ist das Reich, wenn man bloß diesen entscheiden läßt, hier wie 
dort ganz gleichmäßig in der Lage, Teile der GUedstaaten jeder- 
zeit auch ohne deren spezielle Zustimmung an auswärtige Mächte 
zu zedieren. Nim ist es freilich richtig, daß dieses Resultat, dem- 
zufolge ja Eingriffe in die Integrität der Staaten reichsverfassungs- 
mäßig an bedeutend geringere Voraussetzungen geknüpft sind, wie 
die Aufhebung der nicht entfernt so lebenswichtigen Sonderrechte 
des Art. 78, Abs. 2, theoretisch insofern ein gewisses Mißverhältnis 
zur Folge hat, als den höheren Schutz gerade umgekehrt das 
oberste Interesse jedes Staates an seiner ungestörten unverletz- 
lichen Existenz genießen sollte. Und doch muß andererseits wieder 
behauptet werden, daß die getroffenen Bestimmungen dem prak- 
tischen Bedürfiais aufs vollkommenste gerecht werden, indem die 
Notwendigkeit zur Einräumung eines vollen Uberum veto an die 
Einzelstaaten thatsächlich nur bez. dieser Sonderrechte vorlag. 
Denn nur für diese wäre der Schutz, den Art. 78, Abs. 1 hätte 
bieten können, um deswillen ein ungenügender gewesen, weil sich 
wahrscheinlich flir die Aufrechterhaltung derselben immer höchstens 
die Bundesglieder, welche selbst solche jura singulorum besitzen, 
interessiert hätten, und infolgedessen auch die zur Ablehnung von 
Verfassungsänderungen erforderlichen 14 Bundesratsstimmen sich 
jedesmal gewiß nur schwer, vielleicht sogar überhaupt nicht zu- 
sammenfinden würden. ^ Dagegen haben alle ganz übereinstimmend 
das höchste Interesse daran, daß die Möglichkeit einer Zession 
gegen den Willen des betr. Teilstaates nicht mißbraucht wird; 
sollte also das Reich jemals ohne genügende Rechtfertigung zu 



1 S. auch Hänel, Studien, I, § 17, S. 255. 
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einer solchen schreiten wollen, so würde dieser Versuch sicher an 
dem Widerstände der übrigen, die sich hier sagen müßten Tua res 
agitur, ein unübersteigliches Hindernis finden. Nur in wirklichen 
Notfallen wird auch die erforderliche Majorität des Bundesrates 
ihr Einverständnis mit der geplanten einseitigen Abtretung er- 
klären, weshalb es wohl schwerlich Bedenken erregen kann, wenn 
eben für solche jenes Recht dem Reiche als letztes Auskunftsmittel 
gewahrt worden ist. 

Übrigens zeigt dasselbe gerade in dieser Beziehung wieder 
seine vielfach hervortretende Verwandtschaft mit dem alten Reiche,^ 
welches ja gleichfalls zu Verfftgungen über das Territorium seiner 
Grlieder befugt war. So wird im Osnabrücker Frieden (Art. X, § 1 ) 
bez. der Abtretungen an Schweden zwar ausdrücklich hervor- 
gehoben, daß denselben alle beteiligten Reichsstände zugestimmt 
haben, aber es geht doch aus den Vorverhandlungen mit Bestimmt- 
heit hervor, daß man eine Zession auch ohne solche spezielle Ein- 
willigung für möglich gehalten hätte. ^ Zudem wird dieselbe in 
anderen Verträgen überhaupt nicht erwähnt; namentlich gilt dies 
f&r den Frieden von Luneville (Art. 6 und 7),^ in welchem der 
Kaiser im Namen des Reiches das linke Rheinufer ohne weiteres 
an Frankreich überließ und den dadurch Gebiet verlierenden 
Fürsten nur eine Entschädigung auf dem rechten in Aussicht 
stellte, ohne daß ihnen die Möglichkeit gewahrt worden wäre, den 
Tausch ganz abzulehnen. 

Dagegen stand selbstverständlich dem Deutschen Bund als 
einem bloßen „völkerrechtlichen Verein von souveränen Staaten" 
eine ähnliche Befugnis nicht zu; vielmehr war die Zentralgewalt 
hier lediglich auf die Genehmigung der von den letzteren etwa 
ihrerseits abgeschlossenen Zessionsverträge beschränkt, Grundsätze, 
die zur praktischen Anwendung 1839* bei der Abtretung eines 
Teiles des zum Bunde gehörigen Großherzogtums Luxemburg an 
Belgien gekommen sind. 



1 Cf. Mohl, Reichsstaatsrecht, S. 43, A. 1. 

' Als der Kurfürst von Brandenburg dieselbe für Vorpommern zuerst 
nicht erteilen wollte, wurde ihm eröffiiet, daß man dann ohne sie ganz Pommern 
abtreten werde. Gindely, Dreißigjähriger Krieg, 3. Abteil., 6. Kap., III, S. 189. 

* Vergl. auch den 1. und 12. geheimen Artikel des Friedens Von Campo 
Formio. 

* Cf. Art. 2 des Vertrages zu London vom 19. April, sowie den Bundes- 
beschluß vom 11. Mai. Ghillany, Diplomatisches Handbuch, II, S. 558 u. 565 ff. 
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§ 10. Schlußwort. 

Das Ziel ist erreicht, die in dem einleitenden Paragraphen 
gestellte Frage entschieden. Es konnte in erster Linie an der 
Hand einzelner konkreter Verhältnisse festgestellt werden, daß die 
mehr oder weniger enge Verbindung mit auswärtigen Staaten, 
welche sich, Dank der unaufhaltsam fortschreitenden Zersetzung 
des alten Eeiches, schließlich fiir so manche dem jetzigen Bundes- 
gebiete wieder angehörende Territorien entwickelt hatte, zur Zeit 
der Gründung des neuen durchaus noch nicht überall so voll- 
ständig gelöst war, daß jenen nicht wenigstens hie und da ein 
Anrecht auf eventuellen Rückerwerb ihrer verlorenen deutschen 
Besitzungen geblieben wäre. Es mußte fernerhin eine Unter- 
suchung des juristischen Herganges bei der Errichtung des Bundes- 
staates selbst zu dem Resultat führen, daß auch sie nicht diese 
bedingten Gebietsansprüche rechtlich zu beseitigen vermocht hat, 
vielmehr dieselben noch heute als mahnende Erinnerungen an eine 
vergangene Zeit iä die neue hereinragen. Es ergab sich endlich 
aus einer genaueren Prüfung der einschlagenden Bestimmungen, 
daß die neue Bundesverfassung den Berechtigten fortan sogar eine 
größere Gewähr gegen willkürliche Nichterfüllung seitens der ver- 
pflichteten Teilstaaten bietet; ist das Reich doch jetzt bei grund- 
loser Weigerung derselben, allerdings aber auch nur dann, selbst 
zu einseitigen Gebietszessionen imstande, wieder ein praktischer 
Beleg dafür, wie überaus glücklich die Verfassung in der Lösung 
des von ihrem gewaltigen Schöpfer an Schwierigkeit selbst eininaJ 
der Quadratur des Zirkels verglichenen Problems gewesen ist, ohne 
Gefährdung der partikularen Existenzbedingungen der Zentralgewalt 
doch überall das für ihre Lebensfähigkeit unerläßliche Übergewicht 
zu wahren. 

Nach alledem wird man schwerlich noch der Gefahr einer 
eventuellen Verminderung des Bundesgebietes alle und jede Be- 
deutung absprechen dürfen, zumal wenn man bedenkt, daß er- 
fahrungsgemäß im völkerrechtlichen Verkehr oft genug schon Terri- 
torialansprüche erhoben und durchgesetzt worden sind, die sicher 
weit zweifelhafter als die hier behandelten waren. ^ Auch ist ein 
oflFener Hinweis auf die Existenz dieser ungeschützten Stellen am 
Reichskörper gerade für Erhaltung der deutschen Integrität selbst 
vielleicht besser und dienlicher, als ein völliges Verschweigen oder 



^ Vergl. die, zum Teil aus dem 13. Jahrhundert stammenden Rechtstitel, 
die 1772 Polen gegenüber geltend gemacht wurden. 
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gar eine unzulänglich begründete Ableugnung derselben. Denn 
•wie überhaupt die rechtzeitige Erkenntnis einer Gefahr stets erst 
die zielbewußte Bekämpfung derselben ermöglicht, so wird ins- 
besondere auch hier das Bewußtsein des drohenden Verlustes eher 
Mittel und Wege zu seiner Verhütung finden lassen, vor allem 
dafür bürgen, daß kein günstiger Zeitpunkt, einen Verzicht des be- 
rechtigten Staates zu erlangen, ungenützt vorüber gelassen wird. 
Gerade in letzterer Beziehung könnte eine einmalige, aus falschem 
Sicherheitsgefuhl hervorgegangene Versäumnis sich bitter rächen: 
denn hat man einen Anspruch erst einmal zur praktischen Be- 
deutung kommen lassen, so wird die Befreiung davon ganz zweifellos 
nur noch unter großen Schwierigkeiten, vielleicht sogar überhaupt 
nicht mehr gelingen, wogegen möglicherweise zu einer Zeit, wo das 
fremde Anrecht noch einer mehr oder weniger fernen Zukunft an- 
gehörte, ein Fallenlassen desselben bei passender Gelegenheit un- 
schwer und gegen geringe Eonzessionen zu erzielen war. Dabei 
könnte die Anknüpfung entsprechender Unterhandlungen mit den 
auswärtigen Mächten zwar auch jetzt noch von den betr. Einzel- 
staaten selbst ausgehen, wie ja z. B. der oben S. 51, Anm. 2 er- 
wähnte Vertrag vom 11. Oktober 1878 über die Modifikation des 
Art. 5 des Prager Friedens von Österreich mit dem Partikularstaate 
Preußen abgeschlossen worden ist. Jedoch ist es im allgemeinen 
wohl vorzuziehen, wenn gleich das Reich die ganze Sache in die 
Hand nimmt, ^ da ja dieses allein durch seine ständigen Gesandt- 
schaften ohnehin schon mit sämtlichen fremden Regierungen in 
regelmäßiger Verbindung steht, und es außerdem nach Lage der 
Dinge einen Verzicht derselben meist leichter als jene wird er- 
reichen können. 

Übrigens darf es jedenfalls mit Fug bezweifelt werden, ob, 
auch wenn sich ein solcher in keinem der behandelten drei Einzel- 
fälle bei Zeiten erlangen ließe, der Verlust deutschen Territoriums 
schon für eine nahe bevorstehende Zukunft gerade ernstlich zu be- 
fürchten wäre. Das österreichische Heimfallsrecht bez. der sächsischen 
Lausitz ist gegenwärtig in seiner Anwendung glücklicherweise ein 
überaus femliegendes. In noch viel höherem Maße gilt dies aber 
nach Lage der Dinge von demjenigen auf die preußische Lausitz. 
Auf Wismar endlich werden wohl überhaupt ernstgemeinte Ansprüche 
gar nicht erhoben werden, da der Besitz dieser einzelnen Stadt 
ohne Hinterland für die berechtigte Macht schwerlich die daflir zu 
zahlenden 100 Millionen Mark wert wäre: mochten immerhin in 



* Über Recht und Pflicht des Bundes zur Vertretung spezieller Interessen 
seiner Glieder cf. Mo hl, Beichsstaatsrecht, S. 302. 
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einer fiiiheren Epoche, als noch mit keinem kräftig entwickelten 
Nationalgefuhle zu rechnen war, die Staaten das Hauptgewicht nur 
auf größtmöglichen Umfang ohne Rücksicht auf Homogenität legen 
können, so muß doch unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
Schweden im eigenen Interesse Bedenken tragen, durch Aufnahme 
von fremdartigen Volkselementen, die mit ihren Sympathien und 
Wünschen stets wieder dem deutschen Nationalstaate zuneigen 
würden, sich selbst eine Quelle fortwährender innerer und äußerer 
Schwierigkeiten zu schaffen. 

Somit braucht es denn nirgends als gerade wahrscheinlich zu 
gelten, daß das theoretische Fortbestehen auswärtiger Gebiets- 
ansprüche bald einmal auch praktische Wirkung äußern möchte; 
im Gregenteil darf man nach der ganzen Sachlage wohl eher ohne 
allzugroße Vermessenheit die Hoffnung aussprechen, daß sich aus 
ihnen überhaupt niemals thatsächliche Konsequenzen ergeben werden, 
und daß die Erörterung über ihre Existenz oder Nichtexistenz für 
immer das bleiben kann, als was sie in der gegenwärtigen Ab- 
handlung erscheint, nämlich eine Doktorfrage. 
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